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Wohnen ist ein Menschenrecht? 
Demonstration am 6. März 1992 

'Wie bereits angekündigt, ist der 6. März 1992 von verschiedenen Initiativen zum österreichweiten Aktionstag gegen die neue(?) 
. Wohnungsnot ernannt worden. Und zwar deshalb, weil die Novelle zum Mietrecht in Vorbereitung ist und nicht nur nichts Gutes, 
sondern sogar Verheerendes verspricht. Und das schon in nächster Zukunft: Es kann angenommen werden, daß nOCh in diesem 
Frühjahr (MänJApril) die Novellierung durchgezogen werden soll. 
Vom österreichweite~ Aktionstag wissen wir bisher leider nur, was in Wien dazu geplant ist: eine (machtvolle?) Demonstration. 

. (TATblatt·Wien) 
. In Wien wechseln pro Jahr ca 5% der 
Haushalte die Wohnung; das heißt, es su­
chenjahrlieh ca 40.000 Personen eine Blei­
be. Und eine solche zu finden ist heute für 
Menschen aus der unteren bis mittleren 
Einkommensschichte eigentlich schon un­
möglich. 

Tabelle ", 

AUSSlanungsslnlktur des Wobnungungebo1<S 

KaLA 

KaLB 

KaL C, D 

1985 1990 

33~ 

53~ 

14~ 

77~ 

14~ 

~ 
1 

stung" sind zwar illegal, aber durchaus Pra­
xis. 

Um'nOch mehr Wohnungen auf diese 
Art "zur Verfügung" stellen zu können, 
wird mit allen Methoden versucht, Altrnie­
terInnen aus ihren Wohnungen zu bringen. 
Angefangen von Schnüffeleien'(vom Aus­
fratscheln der NachbarInnen bis zum Auf-

brechen der Hausbrief-
kästen), um etwaige un­
rechtmäßige Wohnver­
haltnisse (zB. es wohnt 
nicht der/die Hauptmie­
terIn in der Wohnuhg, 
sondern FreundInnen) 
feststellen zu können, bis 

Mietverhältnissen. Im Klartext würde das 
heißen: Verdoppelung der Mieten! Und 
das bei Wohnungen, die zum größten Teil 
von den Ärmsten unter den Armen be­
wohnt werden. Außerdem mußte bisher ein 

. eingehoQener Erhaltungsbeitrag (beiWoh­
nungen mit FriedenSkronenzins) innerhalb 
von 10 Jahren zweckgebunden verwendet, 
andernfalls an die MieterInnen zurückge­
zahlt werden. Auch' diese Zweckbindung 
und zeitliche Befristung sollen jetzt wegfal­
len. 

Die neue Mietpreise sollen sich in Zu­
. kunft im ~e~ntlichen aus 3 Komponenten 
zusammensetzen: , . 

• Erhaltungskosten (15,-/m2
) 

(QueUc: WiaCried Sr.ciacr. .,AADooceUUSillcrtuog 1990: Slarker ADslieg der 
Micr.co-, I$·Ioformalioo Nr. 11112, 1990~ Seir.c 8 Cf.) 

I hin zum Hausterror (in 
Wien gibt es zB. ein. 

• Wert der Wohnung (an den Förderun-
gen für Neubauten orientiert) . 

Im Augenblick liegt der m2-Preis bei 
Neuvermietungen in Wien zwiSChen öS 100 
und 150.-, zuzüglich Betriebskosten. Das 
heißt zB für eine 50m2-Wohnung eine mo­
natliche Bruttorniete. von ~ öS 8.000.-. 
Nach dem Wiener Wohnbauförderungs­
und Wohnhaussanierungsgesetz entspricht 
eine Wohnung dieser Größe dem Flächen­
bedarf von einer Person. Welche Person 
also kann es sich leisten, 8.000 OS monatlich 
allein für die Miete auszugeben?! 

Im Jahr 1990, als "Wohnungsnot" zu 
einem Begriff der offiziellen Politik wurde, 
wurde die 2. Wohnrechtsänderung be­
schlossen, die "mehr Wohnungen auf den 
Markt bringen" sollte. Und zwar dadurch, 
daß ab dann die Mietverträge zeitlich.befri­
stet werden durften und die Zinsobergren­
ze für Kategorie A-Wohnungen abge­
schafft wurde (das heißt, die Miethöhe kann 
beliebig festgesetzt werden). Dadurch sollte 
es für Haus- und WohnungSbesitzende at­
traktiver werden, Wohnungen zur "Verfü­
gung" zu stellen, denn ab nurt mußten sie 
nicht mehr fürchten, die MieterInnen nicht 
mehr so schnell aus den Wohnungen zu 
bekommen (was für sie auch heißen würde, 
für längere Zeit die Mieten niCht beliebig 
erhöhen zu können) und außerdem konn­
ten sie mit beträchtlichen Gewinnen aus der 
Wohnungsvermietung rechnen .. Die daraus 
resultierenden Folgen kennen alle, die in 
Wien eine Wohnung suchen: Vor einer 
Neuvermietung wird auch d.ie kleinste 
Wohnung luxusrenoviert -,- es kommen 
fast ausschließlich Kategorie A· Wohnun­
genaufden Markt (s. Tabelle 1). Außerdem 
gibt es f~t keine unbefristeten Hauptrnie­
ten mehr; Ablösenvon öS 500.000,- bis 
700.000,- aufwilrts für die "Nichtbefri-

Wohnhaus, in dem ein 
Roekerclub im' ersten Stock einquartiert 
wurde, der die ausdrückliche Genehmigung 
besitzt, daß' die Clubmitglieder mit dem 
Motorrad bis in ihr Lokal fahren dürfen), 
um die MieterInnen zum "freiwilligen" 
Ausziehen Zu bewegen. 

Doch damit nach nicht genug. Die Haus­
besitzerInnen (in letzter Zeit immer weni­
ger Einzelpersonen, sondern sogenannte 
"Wohnungsverwerturigsgesellschaften") 
wollen noch mehr. Und die Regierung ist 
bereit, es ihnen zugeben. 

~s der exzessiven Ausbeutung 

Mit der Argumentation, daß höhere 
Mieten notwendig seien, um ein Haus er­
halten zu können, fordern die Hausbesitzer, 
bestens vertreten durch die ÖVP, die Auf-

Tabelle 3: 

• allgemeiner Wohnwert: Lage, Aus-
stattung, Größe, Zustand, •.. . 

Nach diesen Kriterien wird der m2
_ 

Richtpreis bei (iO,- bis 80,- (nach aktuellem 
Stand der Verhandlungen) liegen. In der 
Praxis steht zu erwarten, daß höhere Miet­
preise verlangt werden und die Herabset­
zung erst gerichtlich eingefordert werden 
müßte. Bei derartigen Auseinandersetzung 
ziehen meist di~ wirtschaftlich Schwächeren 
den Kürzeren. 

Sieht es auch aufden ersten Blick so aus, 
als handle es sich um eine leichte Verbesse­
rung (80,- sind immer noch weniger, als 
100,-), so müssen wir uns eines klar vor 
Augen führen: Nach Berechnungen der 
Aktionsplattform gegen die neue Woh­
nungsnot würde das bedeuten, daß an die 
50% der Haushalte in Zukunft in der Höhe 
ihres Resteinkommens (Nettohaushalts-

einkommen minus Brut­

AusstaRungsstruktur der als HauplWohnsilZ genulZleo Wohnungen 
tomietzins) in den Ar­
mutsbereich abrutschen 
würden (siehe Tabelle 2). Jahr 1971 1981 1989 

KatA 56.197 247.561 365.i>OO 

KalB 284.474 255.240 224.000 

Kat C 133.326 77.072 38.000 

KaLD 238.473 133.052 75.000 

-QueUc. Rcinhanl Tropcr. .~nderuDBea Im Wieaer Wobn.ungsbcstand: Verknap­
pung bei dco .BiUigwohnungco-, IS·lnlorinatioo ll/12 1990, Seir.c 5. 

Eine Studie der Arbei­
terkammer (AK) hat 
nachgewiesen, daß die 
Hausbesitzer bereits bei 
einer Miethöhe von öS 
45,-/m2 einen sicheren 
GeWinn von ca 4% jahr­
lieh machen (immerhin 

Zlt. nach ebendort, S. 10. 

hebung der Mietzinsobergrenzen für alle 
Kategorien. Die SPÖ, die ja traditionell 
recht sozial ist, kann das nicht zulassen: Die 
Höchstgrenze für Kategorie D muß blei­

. ben! Allerdings könnte dort ein Erhaltungs-
beitrag von etwa öS 15,-/m2 eingehoben 
werden. Und zwar nicht nur bei Neuvermie­
tung, sondern auch bei bereits bestehenden 

ein höherer Gewinn, als 
bei Börsenspekulationen). MieterInnen­
vertretungen haben errechnet; daß bereits 
bei Einnahmen von öS 11,-/m2 die Instand­
haltung (also der reine Reparaturaufwand) 
eines Hauses gesichert ist. Außerdem hat 
sich in den 10 Jahren im Zeitraum zwischen 
1976 biS 1985 gezeigt, daß sich der durch­
schnittliche Anteil an den Mietzinseinnah-



HASAN DURNA WURDE LEBENDFESTGE­
NOMMEN, WIR WOLLEN IHN LEBEND ZU­

RÜCK 

Ar! die öffentliche Meinung! 

Von HASAN DURNA, einem Gehossen, deräm 20. Februar 1992 in seiner Wohnung in Bursa!Tür­
kei zusammen mit dem Besitzer der Wohnung von der Polizei festgenommen wurde, haben wir 
bis heute keine Nachricht erhalten. Über seinen jetzigen Zustand wissen wir nichts und fürchten 
daher um sein Leben. ' . 

In der Türkei, deren Regierung faschistisch ist, werden jeden Tag Revolutionäre von Staatsterro­
risten ermordet. Revolutionäre werden in ihren Häusern festgenommen und nach tagelanger Folter 
ermordet oder gleich auf der Straße erschossen. 

Die zuständigen Behörden der Republik Türkei, z.B. Präsident Turgut Özal und der Chef des 
Generalstabs D. Günes, wollen, daß alle Revolutionäre von der Polizei, dem Militär oder der 
staatlich gelenkten Konterguerilla ermordet werden. 

Als Folge ihrer Befehle werden die Türkei und Kurdistan in Blut getränkt. Auf der einen Seite die 
Folter, auf der anderen das Gemetzel an der Guerilla und die Morde in den Gassen. Als 
Generalprobe bombardieren Armeeflugzeuge und -hubschrauber. die Dörfer des armen und 
leidenden kurdischen Volkes. Die politische Realität der Republik Türkei, die seit Jahren von den 
Faschisten geprägt wird, hat es möglich gemacht, daß Revolutionäre ohne Gerichtsverhandlung 
ermordet werden. 

Seit. Einführung des Anti-Terror-Gesetzes nimmt die Zahl der Morde und Verschleppungen zu. 

Die Koalitionsregierung der ·Partei des Rechten Weges' und der ·Sozialistischen Volkspartei", die 
eine Demokratisierung der Gesellschaft versprochen hat, führen nur die Politik des Staatsterrors 
weiter. Die sich sozialdemokratisch nennende, in Wahrheit aber faschistische ·Sozialistische 

\ Volkspartei" und die offen faschistisch agierende ·Partei des Rechten Weges' haben in 4 Monaten 
an die 40 Revolutionäre ohne Gerichtsverfahren ermordet. 

Der Mord an Hasan Duma würde sJie Ust~ der von der Republik Türkei begangenen Verbrechen 
nur länger machen. Das darf. nicht geschehen! 

Die öffentliche Meinung muß der Verschleppung Hasan Durnas Widerstand entgegensetzen und 
weitere Morde verhindern. 

VERHINDERN WIR DIE ERMORDUNG HASAN DURNAS! 

HASAN DURNA WURDE AM 20. FEBRUAR LEBEND FEST­
GENOMMEN, WIR WOLLEN IHN LEBEND ZURÜCK!!! 

PRESSEBÜRO DER KOMMUNISTISCHEN PARTEI DER TÜRKEI(MARXISTISCH.LENINISTISCH) 
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men für AufWendungen für Reparaturar~ 
beiten bei Gebäuden mit Mietzinserhöhun­
gen nicht wesentlich geHndert hat (Institut 
f. Stadtforschung, Wien, 1987). 

Bisher haben in Wien ca. 70% der Bevöl­
kerung in "billigen" Altbauwohnungen ge­
wohnt. Nach den neuen Tendenzen wird es 
nun durch die Neuvermietungen ,zu einer 
Umverteilung zu Einkommensstärkeren 
kommen, was zum Phanomen der "Centri­
fication" bei gleichzeitiger Slumbildung in 
den Randbezirken führt: Der innerstadti­
sche Bereich bleibt den einkommensstarke­
ren Schichten vorbehalten, die Einkom­
mensschwächeren werden in die Außenbe­
zirke abgedrängt, wo der Altbestand an 
Wohnungen "abgewohnt" wird. 

Auch ein verstarkter Wohnungsneubau ' 
könnte dieser Tendenz nicht entgegenwir­
ken, im Neubau die Errichtungskosten erst 
gedeckt werden müssen, die beim Altbe­
stand längst abgeschrieben sind. Mal ganz 
abgesehen davon, daß wir. gar keine Ghettos 
wollen (und die mit dem Bauen gar nicht so 
schnell sein könnten). 

" Wir wehren uns! 

Gefahr ist im Verzug, wir"müssen aktiv 
werden. Angefangen davon, daß wir uns in 
größeren oder kleineren Gruppen, zB. mit 
den Nachbar Innen zusammen organisieren 
könnten/sollten, bis hin zur BeteUigung an 
Aktionen anderer, gibt es vielfältige Mög­
lichkeiten, den Unmut auszudrücken und 
Widerstand zu orga'nisieren. Die ersten 
Möglichkeiten: 

Die Demonstration am 6. März in 
Wien: Treffpunkt 16.30 Uhr bei der Oper; 
von dort geht's dann über die "2-er-Linie" 
zum Hausbesitzerverband und zum Woh­
nungsamt der Stadt Wien, vorbei an einem 
Spekulationsbezirk (sind inzwischen eh 
schori alle) zum Parlament. 

Die Petition gegen die neue Wohnungs­
not: Das "Volksbegehren" wurde umge­
wandelt, weil es aus organisatorischen und 
finanziellen Gründen nicht möglich war, die 

TATb/att minus 35 - g 

1-Personen-Haushalt 'so m2); ./ ,. 
Anteil Ra'1;~~ Netto- HauPtetzins ' Brutto-
der Haushalts- pro ,die Kietzins einkom-
Haus- einko_en m2 ohnunq men 
halte 

25 t unter 13. "490 80 4.000 5.225 unter 8.265 
25 t lJ.49t)-19.020 80 4.000 5-.225 8.265-lJ.795 
25 t 19.020-26.040 80 4.'000 5.225 13.795-20.815 
25 t über 26.040 80 4.000 5.225 über 20.815 

Pg 

2-Personep-Haushalt (70 m2) "; 

Anteil Netto- Hauptmietzins Brutto- Rest-
der Haushalts- pro tür die Mietzins eiilkom-
Haus- einko_en m2 Wohnunq men 
halte 

25 t unter 13.490 80 5.600 7.315 unter 6.175 
25 t 13.490-19.020 80 5.600 7.315 6.175-11.705 
25 t 19".020-26.040 80 5.600 7.3l!i 11 :705-18.725 
25 t über 26.040 80 5.600 7.315 über 18.725 

~-2~~§2D~D-HAY§bAlt (§:! m2li 

Anteil Netto- Hauptmietzins Brutto- Rest" 
der Haushalts- pro für die Mietzins ei" .~ .. ~ -
Haus- einko_en m2 Wohnunq . 

•• 1 
halte 

25 t unter 13.490 80 6.800 8883 ur':"r" 4;6CI 
25 t 13.490-19.020 80 6.800 8883 4.607-10.137 
25 t 19.020-26.040 80 6.800 8883 10.137-17.157 
25 t über 2~. 040 80 6.8008883 über 17.157 

Tab.eUe 2: Belastung der Netto-Haushaltseinkommen unselbständig Beschäftigter durch angekün­
dige Hauptmietzinshöhe 

Angaben zu den Netto-Haushaltseinkommen nach dem Mikrozensus 1989; angenommene Woh­
nungsgröSe nach angemessener Wohnnutzfläche nach dem Wiener Wohnbauförderungs- und Wohn­
haussanierungsgesetz: für 1 Person: 50m2, für 2. Person: + 20m2

, für jede weitere Person: + 15m2
; 

Bei der Berechnung des Brutto-Mietzinses (Hauptmietzins + Betriebskosten + Umsatzsteuer) 
wurden als Betriebskosten ÖS 15,_/m2 imgenommen. 

c 

Quelle: Aktionsplattform gegen die neue Wohnungsnot,'1991 

notwendigen Unterschriften zusammenzu­
sammeln. Viele Menschen waren zu be­
quem, zum Magistrat zu gehen, einE Nota­
rInzur Beglaubigung der Unterschriften 
direkt beim Infostand kostet viel Geld, Un­
terschriften, die mehr als 2 Jahre alt sind, 
verfallen wieder. Nun gibt es die Petition, 
die ein "Gesetz gegen die Wohnungsnot" 
fordert. 

Unterschreiben ist nicht jeder/jedes Sa-

ehe, aber die, die dazu bereit sind, sollen sich 
damit beeilen: die Petition soll' noch im 
März eingebracht werden, um zeitgleich mit 
dem neuen Gesetzesentwurf im Parlament 
behandelt zu werden. 

Die Fordl!!rungen " 

der Aktionsplattform geg~n die' neue 
Wohnungsnot: 

• Mietzinsobergrenzen für alle Woh­, 2 
nungen (Kategorie A max öS 35,-/m ) 

• Keine Umgehung von Hauptmieten 
durch Befristungen und Scheinuntemmie­
ten 

, • Strenge ~trafen für ungesetzliche Ab­
lösen 

• Kein Eingriff in bestehende Mietver­
trage 

• Echter sozialer Wohnbau: gezielter 
Einsatz der Wohnbauförderung für leistba­
re Wohnungen zugunsten sozial Schwa­
cher, junger Menschen, alleinerziehender 
Frauen, behinderter Menschen, obdachlo­
ser Menschen 

• Gleicher Zugang zur Wohnbauförde­
rung für die in Österreich lebenden Auslän­
derInnen 

• Anforderungsrecht der Gemeinde für 
leerstehende Wohnungen 

• Verbot der Umwandlung von Wohn-
raum in Büros " 
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Großbritannien hatte bis jetzt -mit Österreich oder der 
BRD verglichen - vergleichsweise liberale Gesetze, was 
Hausbesetzungen anbelangt. Im Zuge der Umgestaltung 
der britischen Gesellschaft '~inerseits und einer europa­
weiten Kampagne gegen HausbesetzerInnen anderer­
seits soll sich das jetzt ändern: 

.Ilausbesetzungwird zum Verbrechen 
(56a Info Shop, London/TATblatt-Wien) gen eingehen." Sicherlich "werden ehrliche 

Britisches Parlament, 15.31 Uhr. Ken- Händler unter diesem unfairen Wettbe-
neth Baker, Innenminister des "Vereinig- werb leiden." 
ten Königreiches" (GB), steht auf, um zu 
den versammelten MP's (Parlamentsmit­
glieder) zu sprechen. Er liest aus "Hausbe­
setzung - ein Beratungspapier des Innen­
ministeriums"l vor: "Es gibt keine gültigen 
Argumente, die Hausbesetzung verteidi­
gen. Es bedeutet die Inbesitznahme des Ei- . 
gentums von anderen ohne Zustimmung." 
Mit dieser ideolqgischen Position beginnt 
der Vorschlag der Regierung zur Krimina­
lisierung von Hausbesetzungen. 

Der Beratun.gsprozeß wird bis zum 31. 
März 1992 andauern, Bis dahin werden Ge­
meindeämter, EigentumsspekulantInnen, 
Baugesellscbaften etc, ihre Vorschläge zur 
Veränderung des geltenden Rechts betref­
fend . Hausbesetzungen einbringen. Mit je­
der Organisation, die Hausbesetzungen 
verteidigen will, wird kurzer Prozeß ge­
maCht, wie Seite 1 des Dokumentes besagt: 
"Dieses Papier befaßt sich nicht mit Pseu­
doargumepten, die fordern, Hausbesetzun-
gen gutzuheißen." . . 

HaubesetzerInnen selbst werden es 
schwer haben, sich' wiederzuerkennen in 
dem Bild, das in dem Dokument von ihnen 
gemalt wird. Die üblichem Mythen werden 
endlos wiederholt. HausbesetzerInnen zie­
hen in dein Haus ein, Während du einkaufen' 
bist. HausbesetzerInnen sind asozial; 
schlechte' NachbarInnen, Kriminelle, Dro· . 

Die Möglichkeiten 

Das Innenministerium bietet vier Mög­
lichkeiten an, das Recht zu ändern: . 

1. Das Strafrecht unverändert zu lassen 
und das Zivilrecht so zu verwenden, wie es 
heute ist; 

2. Das Strafrecht zu erweitern, damit es 
auch andere Kategorien von Hausbeset­
zung abdeckt, zB. es ein Verbrechen ZQ 

machen, Eigentum zu besetzen, das zum 
Verkauf steht; 

3. Das Recht so zu erweitern, daß es alle 
Fälle von Besetzung von Wohnungsräumen 
betrifft - Ferienheime, private Unterkünf­
te etc. 

4. Das Strafrecht so zu erweitern, daß es 
jede unberechtigte Inbesitznahme jedes Ei­
gentums betrifft. 

Zur letzten Möglichkeit wird angemerkt, 
daß dies keine "angemessene Antwort sei 
im Verhältnis zur Unordnung und den 
Konflikten, die seine Einführung erzeugen 
würde." Vielleicht stecken die Erinnerun­
gen an jüngste gewalttätige Anti-POil Tax 
Demonstrationen hinter diesem kleinen 
Satz. 

Die Opposition!! 

genabhängige. "HausbesetzerInnen sind im Auf der anderen Seite des Unterhauses 
allgemeinen aus freiem Willen dort, ange- im Parlament spricht der Schatten-Innen-
trieben nur von ihrem eigenen Vergnügen minister Ray Hattersley: "Die Opposition 
oder dem Unwillen, die Rechte anderer teilt die Ansicht; daß etwas getan werden 
Leute zu respektieren." . muß, um HilUsbesetzungen zu reduzieren 

Das Dokument selbst hat nichts zu Ob- und faktisch zu eliminieren." Es ist keine 
dachlosigkeit zu sagen, oder wo die ge- Überraschung, daß die LabourParty keine 
schätzten 50,000 HausbesetzerInnen in . Sympathie hat für die, die Häuser besetzen. 
England wohnen sollen, wenn hausbesetzen Das ist die Partei, die 1977 Hausbesetzun-
kriminalisiert wird~ gen unter Strafe gestellt hat. 

Die Vorschläge zur Veränderung des Angesichts der bevorstehenden Parla-
Gesetzes fangen bei der altmodiSChen To- mentswahlen ist in der gegenwärtigen 
rI-Vision vom Heim, das eines jeden Eng;-. ~ quietschsauberen Labour Party das 1977er 
länders Burg .ist, an und enden bei heim- ,; ModellIlicht mehr zu erkennen. Trotz dem 
tückischeren Vorstellungen von konservati:.,~; großen (und modernen) Themas "Obdach­
ver Ideologie über Eigentum. Der Anstieg' losigkeit" würden sie es nicht wagen, Haus­
des "Shop-Squatting" - Leute öffnen Ge.., • besetzerInnen zu unterstützen - es könnte 
schäftslokale und verkaufen die Waren' I: ein paar WählerInnen verscheuchen. 
dann als "Billigstangebote" - war ein Faki ... 

tor, der beigetragen hat, dieses Thema auf­
zubringen. "Shop-Squatting" kippt wichti-' . 
gere Händler und Tory-Abgeordnete, ver­
urSacht durch diese neuen UnternehmerIn­
nen, "die keine der üblichen Verpflichtun-

Hysterie 

Am näc!1sten Tag greift die Presse die 
Parlamentsdebatte auf. Die Schlagzeile auf 
der Titelsc:ite des Standard: "Jetzt steht 

HausbesetzerInnen Gefängnis bevor." Die 
Dtlily Mail Schlagzeile verkündet: "Hausbe­
setzerInnen erwartet Gefängnis." Der Arti­
kel besagt unter anderem: "Die Bese~u~g 
von leerem Eigentum - gegenwärtIg em 
zivilrechtIiches Thema - wird zu einem 
Verbrechen." Beide Zeitungen berichten 
über die Debatte, als wären die Gesetze zu 
Hausbesetzungen bereits geändert. Der 
Text des Standard stellt am Schluß fest, daß 
es "ein Stimmenfänger für die Tories" sei . 

Während dem ganzen Dezember ist eine 
Serie von Artikeln über Hausbesetzungen 
in den rechten Zeitungen. Der Daily Tele­
graph erzählt im Artikel "Bande verlangt 
i:1.0003 für Verlassen des Familienheimes" 
eine Geschichte über organisierte Banden 
auf der Isle of Wight, die "Geld dafür ver­
langen, daß sie von ihnen 'besetzte' Hauser 
verlassen." Der ilächste Absatz berichtet 
"Details von zwei Vorfällen, die an 

. den/die/das P .M. (?) gegeben wurden." Der 
Artike! endet mit Ausführungen über die 
geplanten Änderungen im Recht. 

Die Daily Mail sagt auf einer ganzen 
Seite ''warum Baker's neue Schritte gegen 
Hau~besetzerinnen langst überfällig sind~" 
Der Artikel ist voll von den selben Mythen 
über HausbesetzerInnen - "Hausbesetze­
rInnenziehen in deine Wohnung, während 
du weg bist", "viele besetzen: nicht, weil sie's 
brauchen, sondern weil sie glauben, es 
macht Spaß", "viele von ihnen sind in der 
MittelklaSse und haben gute Jobs". Der Be- . 
zug zwischen Obdachlosigkeit und Hausbe-
setzungen wird sorgsam vermieden. . 

LeserInnen desStandord bekommen Im 
Dezember für ihr Geld zwei Anti-Hausbe­
setzung/Pro-Baker Stories. "Ein Vorstadt­
alptraum" erzählt, daß Hausbesetzungen 
"der endgültige Alptraum" seien, "der von 
jedem Hausbesitzer in London gefürchtet 
wird, und überall jederzeit passieren kann, 
so wie das Recht jetzt aussieht." 

Die andere Geschichte "Der Tag, als 
. HausbesetzerInnen in unser Heim einfie­

len", ist von gleichem Holz. Trotz ihrer au­
genscheinlichen, Kenntnis des Rechts ver­
gessen sie, eine wichtige Tatsache zu erwäh­
nen: Hausbesetzung wird bereits straf­
rechtlich verfolgt. Es macht die angebliche 
Praxis, von der sie behaupten, Hausbesetze­
rInnen würden sie anwenden, illegal, zB. in 
eine Wohnung einzuziehen, während du 
weg bist. 

Abschnitt 7 des Strafgesetzbuches von 
1977 führte den "Displaced Residential Oc­
cu pier" DRO (UnberechtigteR Woh­
nungsinhaberIn) eiil. JedeR, der~n/dessen 
gegenwärtige Wohnung besetzt Wlrd, kann 
dieses Schriftstück auf die BesetzerInnen 
anwenden, und wenn sie nicht gehen, kön­
nen sie verhaftet und strafrechtlich verur­
teilt werden. 

Warum zahlt die auf die Straße gesetzte 
Familie des Daily Telegraph "!2.000 An­
~altshonorar", um die HausbesetzerInnen 
loszuwerden, wo ein BRO angewendet Mt­
te werden können? Das stellt den Rat ihres 
Anwalts in Frage. 

Die Presse hat Hausbesetzungen falsch 



dargestellt und unterstützt die Regierungs­
linie KriIliinalisierung als Teil der fortge­
setzten ideologischen Schlacht, die zugun­
sten der Bonzen ausgefochten wird. Sie se­
hen es als Angriff auf das Recht der Bon­
zenklasse, einen Markt zu kontrollieren. 
Der Markt ist der Wohnungsmarkt. Mas­
kiert als öffentliches Interesse ("Hausbeset­
zer Innen sind asozial"), ist der Hintergrund 
der Kriminalisierung der; daß Hausbeset­
zungen die kapitalistischen Eigentumsver­
hältnisse in Frage stellen. 

S.Q.U.A.S.H. 

Innerhalb eines Mona~ nach der Veröf­
fentliChung des "Beratungs"papieres wurde 
von einer Reihe von lokalen Hausbesetze­
rInnenörganisationen und Personen eine 
Kampagne gegen Kriminalisierung ins Rol­
len gebracht: SQUASH ("Squatters Action 
For Secure Hornes", Hausbesetzerlnnen­
bewegung für sichere Wohnungen) arbei­
tet, um gemeinsam Antworten auf das "Be­
ratungs"papier zu finden. Sie haben auch 
eine sehr informative Presseaussendung . 
über Obdachlosigkeit und die hausbesetze­
rische Wirklichkeit an mehr als 500 Medien­
kontaktadressen verschickt. -

Am 5. Feber besetzten AktivistInnen 
von SQUASH ein leeres Bürohaus in der 
Londoner City, um zu zeigen, wie viel Büro­
raum in London leersteht. Das Gebäude 
gehört Prudential ("klüglich"), einer Firma, 
die zur Zeit säumige Hypothekenschuldne­
rInnen ol?dachlos macht, indem sie ihre 
Wohnungen wieder in Besitz nimmt. Zum 
Zeitpunkt des Verfassens des Artikels geht 
die Besetzung in ihren dritten Tag. 

Hausbesetzen in London 

Im letzten Jahr hat sich in London die 
Anzahl der Raurnungen ~on besetzten 
Häuser und Wohnungen massiv erhöht. 
Die örtlichen Gemeinden übernehmen ge­
genseitig erfolgreiche Taktiken gegen 
HausbesetzerInnen. 

Die Gemeinden nehmen immer mehr zu 
PIO-Räumungen Zuflucht. Ein PIO ist ein 
Protected Intending Occupier (Geschützte 
Person mit Mietabsicht) Zertifikat mit der 
Aussage, daß einE Haus~setzerIn das letz­
te Hindernis ist, eine Wohnung oder ein 
Haus zu beziehen. Eine Gemeinde kann ein 
PIO sehr schnell aufstellen. Es gibt der/dem 
BesetzerIn für gewöhnlich 48 Stunden Zeit, 
aus dem Objekt auszuziehen. Danach in 
dem Objekt zu verbleiben, ist ein Festnah­
megrund. 

Mißbrauch von PIO's ist weitverbreitet. 
Zum Beispiel existiert der auf dem PIO 
benannte Mieter manchmal nicht oder das 
Schriftstück ist formal fehlerhaft. Im Gebiet 
von Southwark hat die lokale Hausbesetze­
rInnengruppe zahlreiche Beispiele von 
Wohnungen, die mit PIO's geräumt wur­
den (zB. mit zum Einziehen bereiten Mie­
terInnen) und nachher monatelang leer­
standen. In vielen Fällen sind die geräumten 
Wohnungen in einem Zustand, der für Ge­
meindemieterlnnen nicht ausreicht. Zum 
Beispiel fehlen Heizung oder heißes Wasser 

oder die Wohnung ist als ganzes baufallig. 
Die Gemeinde spielt eine Gruppe von ob­
dachlosen Menschen (die [zukünftugen] 
MieterInnen ) gegen eine andere (die Haus-

I besetzerInnen) aus. In Southwark bekom-
men die meisten Leute auf der Vormerkli­
ste der Gemeinde nur ein Angebot, und 
sind daher gezwungen, eine geräumte Woh­
nung zu akzeptieren. 

Zur Zeit gibt es sehr wenig, was einE 
Hausbesetzerln tun kann; um ein PIO auf­
zuhalten. Die lokalen Gruppen arbeiten an 
rechtlichen Verteidigungsmöglichkeiten 
gegen PIO's, aber in einem Bezirk in South­
wark haben die PIO's den fieseren Repo's . 

Kontakte: 
56a Info Shop, 56 Crampton Street; 
London SEl7 _ 
SQUASH, 2 St.Pauls Road, London 
NI (Telefon0044/71/359/8814) 
TSDC, Brixton Law Centre, 506 Brix­
ton Road, London SW9 

Achtung! Überall Großbritannien 
dazuschreibenl 

("Repossesslon", Wiederinbesitznahme ) 
Platz gemacht. EinE HausbesetzerIn ist 
nach Abschnitt 6 des Strafgesetzbuches ge­
gen Leute geSChützt, die einzubrechen und 
siejihn mit Gewalt zu vertreiben versuchen, 
geschützt. Diese Gesetz ist nur anwendbar, 
wenn 24 Stunden am Tagjemand anwesend 
ist. In besetzten Gemeindewohnungen ist 
die Gefahr einer gewaltsamen Räumung 
gering, und daher kommen und gehen die 
meisten Menschen wie üblich. Die Gemein­
de von Southwark hat "Pionierarbeit gelei­
stet" mit der Anwendung von Repos wäh­
rend der Abwesenheit der BesetzerInnen. 
Die letzte Repo, von der ich gehört habe, 
war um zehn Uhr in der Nacht. Die lokalen 
Wohnungsbürokraten schleppen Hämmer 
mit sich herum und tauchen zu allen Tages­
zeiten auf, um die BesetzerInnen zu erwi- ' 
schen, wenn sie draußen sind. Auf diese Art 
haben sie die Anzahl der BesetzerInnen in 
der Friary Siedlung von 80 auf 14 reduziert. 
Es verunsichert,· daß diese erfolgreiche 
Räumungstaktiksich in allen Wohnbezir­
ken in Southwark oder, noch schlimmer, in 
ganz London ausbreitet. 

Hausbesetzerlnnen organisieren sich 

Seit die Bedrohung der Kriminalisierung 
aufgetaucht ist, sind lokale HausbesetzerIn­
nenorganisationen aktiver· geworden. In 
Nordlondon gibt es BesetzerInnengruppen 
in Hackney und Camden .. Die Hackney 
Housing Action (Hackney Wohnungsbe­
wegung) wurde aufgebaut, um gegen stei­
gende Mieten, schlechte Wohnbedingun­
gen und rechtliche Veräriderungen zu 
Hausbesetzungen zu kämpfen. 100 Perso­
nen sind am 21. Dezember durch Hackney 
marschiert. In Camden gibt es zwei Haus­
besetzerInnengruppen. Eine veranstaltet 
ein wöchentliches Beratungstreffen, dieanc 
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dere produziert eine Zeitung, bearbeitet ei­
ne Liste leerer Wohnungen und ist gegen 
Kriminalisierung aktiv. 

In SUdlondon gibt es Gruppen in South­
wark, Brmon and Lewisham. Lambeth 
Housing Action :wurde gegründet, um ge­
gen- neue Gesetze gegen Besetzungen zu 
kämpfen und hat eine eigene Zeitung. Die 
Lewisham BesetzerInnen sind eine neue· 
Gruppe, die sich zusammenfand, um gegen 
die Anti-Hausbesetzungs-Plakate der Ge­
meinde zu kämpfen. Die Gemeinde hat ei­
ne Kampagne mit leuchtenden rosa Plaka­
ten lanciert, um zu verkünden: "Squatter's 
Don't Pay ... Homeless Families Do!" 
(HausbesetzerInnen zahlen nicht..~Ob­
dachlose Familien zahlen! - ist aber mehr­
deutig und kann nicht direkt übersetzt wer~ 
den, J\dÜ.) Jedenfalls wurde die Tatsache 
ignoriert, daß viele HausbesetzerInnen ob­
dachlose Familien sind (und in Wirklichkeit 
ganz andre fi;lr die Wohnung~notverant­
wortlich sind, AdÜ~). Und das in einem Gec 
meindegebiet mit weniger als 60 besetzten 
Objekten. 
- Die BesetzerInnengruppe in Southwark 

hat HOP ("Homeless Occupier's Project", . 
Projekt der obdachlosen BesetzerInnen) 
gegründet, um zu versuchen, mit Bera- . 
tungsgruppen und AnwältInnen an Vertei­
digungsstrategien gegen PIO's und gegen 
Kriminalisierung zu arbeiten. 

Außerhalb von London gibt es regionale 
Gruppen in üxford, Bristol, Brighton, Swin­
don, Liverpool und Leeds. Im Vergleich zu 

. den 30.000 HausbesetzerInnen in London 
(sind die Anzahl von BesetzerInnen in diese 
Städten vergleichsweise klein. 

Harte Zeiten 

Es ist viel über 1992 und eine europawei­
tes verschärftes Vorgehen gegen Hausbe­
setzungen geredet worden. Es gab in den 
letzten Jahren eine Reihe von Strategien 
und VormUen,die das bestätigen. Viele Ge­
meinden in London haben ihr Vorhaben 
verkündet, die besetzten Objekte in ihrem 
Eigentum anzugreifen. Letztes Jahr redu­
zierten Hackney, Lambeth und Southwark 
dramatisch die Anzahl von besetzten Woh­
nungen und Häusern in ihrem Gebiet. Zur 
Zeit untersuchen viele Gemeinden die 
Wohnungen, Häuser und Heime in ihrem 
Eigentum nach nicht genehmigten Bewoh­
nerInnen. Das wird einer weitere Abnahme 
der Anzahl von Besetzungen und Unter­

-mieten bedeuten. In den letzten zehn Jah­
ren sind Gemeindewohnungen eie einzige 
verfügbare Unterkunft für viele bedeutet. 
Das Verkaufen von Schlüsseln von Ge­
meindewohnungen durch korrupte Ge­
meindebeamte oder durch MieterInnen, 
das Überlassen von Wohnungen durch 
MieterInnen oder das Besetzen leerer 
Wohnungen ist für viele Leute die einzige 
Möglichkeit, einen eigenen Platz zu fmden. 
Das nahm solche Ausmaße an, daß es so 
aussah, als könnte nie etwas gegen diese 
Do-it-yourself-Wohnen gemacht werden. 
Es sieht so aus, als würden diese Tage ge­
zählt sein. Die Kriminalisierung von Beset­
zung~n würde das Ziel der Gemeinden, die 
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Kontrolle über deren Wohnungsbestand 
zurückzuerlangen, sehr nahe bringen. 

Im August 1991 griff die Polizei ein Kon­
zert in The Hellhause, einer besetzten Fa­
brik, an und räumte die Fabrik. Viele Men­
schen wurden verletzt und viele festgenom-' 
men. Zwei Wochen spater griffen die Kie­
berer noch einmal an während eines Kon­
zertes in The Midland Bank, einer besetzten 
ehemaligen Bank. Viele Leute wurden 
schwer zusammengeschlagen und einige 
verhaftet. 

Pressemitteilung zur Rä~mung von The Bank 

Hunderte Polizisten greifen Party an 
Massenverhaftungen und -verletzungen 

Am 1. Feber 1992 griffen 200 Polizisten 
in einer Großoperation ein Konzert in The 
Bank in East End in London an. Das ist 
ebenfalls besetzter Raum. Sie nahmen 50 
fest und bestraften 22 wegen Vergehen ge­
gen die Öffentliche Ordnung. Die meisten 
Leute davon bekommen eine Strafe wegen 
gewalttätigem Aufruhr, was bis zu fünf Jah­
re Gefängnis bedeuten kann. The Bank 
wurde danach illegal geräumt. 

Das war nicht nur ein Versuch, eine Par­
ty abz~brechen. Es war ein überlegter ge­
walttätiger Angriff auf eine Gemeinschaft 
von HausbesetzerInnen. Alle diese Orte 
waren Teil einer anarchistisch 0 angehauch­
ten BesetzerInn~n"szene" (auf der Suche 
nach ein.em besseren Wort [auch im Origi­
nal, dÜ.]) Nehmen die Cops die Verände­
rung im Gesetz bereits vorweg? Ich bin ver-

o sucht zu glauben, daß sie einfach Schweine 
sind, die BesetzerInnen hassen weil sie nicht 
in des Kieberers enges Bild einer respekta­
blen Person passen. Für den Kieberer sind 
BesetzerInnen "Schlacke", Abschaum. Ei­
nes ist offensichtlich, die Cops haben nicht 
den Trafalgar Square Poil Tax Aufstand 
vergessen, wo diese "Schlacken" Wider­
stand leisteten und die Polizei in Grund und 
Boden kämpften. 

London, Z Februar 1992 

Fußnoten: 
1 Passeilderweise heißt der Titel des 

übersetzten Artikels im Original: "Das En­
de der Hausbesetzungen - ein Beratungs­
papier des Infoladens 56a" 

2 Tories: Parlamentsabgeordnete der 
Konservativen 

3 rund öS 20.000 

Letzte Meldungen 

Am Samstag, dem 2. Feber, wurde ein 
Fest von obdachlosen Leuten in einer auf­
gelassenen Bank in der Mile End Road von 
der Polizei brutal zerschlagen, mit dem Er­
gebenis von 50 Festnahmen (davon 22 be­
straft) und etlichen Verletzten. 
. Das unbenützteGebäude, Seit fünf Jah­
ren aufgelassen, Wurde von rund 50 Ob­
dachlosen seit letzten Sommer benützt. Das 
friedliche Fest schloß fünf Bands mit·ein. Es 
war absolut schalldicht. 

Um 23.00 Uhr am Samstag abend hör- . 
ten rund 200 Personen zwei der B~nds spie­
len. Eine große Zahl von Polizisten schlug 
sich plötzlich ihren Weg hinein durch und 
griffwahllos mit Gummiknüppeln Leute an. 
Eine Frau mit einem kleinen Kind wurde 
festgenommen, ihr Kind mit Gewalt von ihr 0 

weggerissen. 

Brutalität der. Polizei 

Die Liste an Gewalttaten und Mißhand­
lungen durch die Polizei ist lang: 

+ Wohnräume wurden zerstört und 
persönliche Dinge auf die Straße geworfen 

+ Musikausrüstung wurde mitgenom­
men 
. + Adreßbücher und ID-Karten von 
Menschen aus anderen Ländern mitge­
nommen. Freilassung gegen Kaution wurde 
dann Leuten verweigert, weil sie keine ID­
Karten hatten 

+ alle, die protestierten, wurden festge­
nommen 

+ Leute, die versuchten, heimzugehen 
oder spater auftauchten, wurden auf der 
Straße angegriffen 

+ Leute wurden angegriffen, die ver­
suchten, Festnahmen aufzuzeichnen, ob sie 
Polizeinummern aufzeichneten oder Fotos 
machten 

+ Nach dem sie Leute verletzt hatten, 
wurde verhindert, daß die Rettung gerUfen 
wurde 

+ Leute wurden zusammenge­
schlagen und auf der Straße liegen 
gelassen 

+ viele Leute wurden verletzt 
Mit 8. Februar, zwei Monate vor dem Ende der 

"Beratungs"periode, hat das Innenministerium 45 
Eingaben zum Hausbesetzungsrecht bekommen 
"hauptsächlich für Veränderung." 

und kamen mit Kopfverletzungen 
oder gebrochenen Gliedmaßen ins 
Krankenhaus 

+ falsche Informationen wur­
den über die Festgehaltenen ver­
breitet Am 14. Jänner wurde eine bundesweite "Aktion 

scharf' gegen 0 "shop-squatting" von der Polizei und 
der Abteilung für indirekte Steuern im Finanzamt 
begonnen. Der Standard berichtete, daß "mehr als 
100 Beamte einzogen nach einer sechs~natigen 
Operation betreffend möglichem V AT[ ein~ Steuer]­
Betrug." (??? keine Ahnung ob richtigÜbersezzt 
dÜ.). Dabei wurden in Bath, Crawley,; Brlghton, 
Southampton, Watford, Glasgow, Edinbutgh, Aber­
deen und London Räumlichkeiten überfallen. 

Viele der Festgenommen und 
der Verletzten wurden wegen Ge­
walttätigem Aufruhr angeklagt. 

Der Angriffwar gut organisiert 
und vorausgeplant. In dem Gebiet 
waren bis zu vier grüne Busse mit 
Anti-Aufstands-Verstärkungsein 
heiten, Anti-Aufstands-Gefange­
nentransporter, Transporter, Ret-

tungsfahrzeuge und Feuerwehren. Mile 
End Road war für die Dauer der Aktion 
gesperrt und die Polizei säuberte gewalttä­
tig Whitechapel Station, als Leute versuch­
ten, die Gegend zu verlassen. 

Die Polizeiaktion ist illegal 

Der Eigentümer des Gebäudes besuchte 
es am Morgen mit der Polizei, aber ohne 
Besitznachweis, und mußte wieder gehen. 
Die Polizei hatte ebenso keinen Besitznach -
weis, folglich war die Räumung illegal. 

Verteidigung 

Ein Statement von der Mile End 22 De­
fence campaign, unmittelbar nach dem An­
griff ins Leben gerufen, besagt: "Die Poli­
zeiaktion war.offenbar im wesentlichen po­
litisch begründet und hatte zum Ziel, Haus­
besetzerInnen zu kriminalisieren und sie 
auf die Straßen zu bringen. Es ist eine deut­
liche Warnung, was kommen wird, wenn die 
Rechssprechung gegen HausbesetzerInnen 
[parlamentarisch] beschlossen wird. Das ist 
das dritte Mal innerhalb von sechs Mona­
ten, daß die Polizei gewalttätig eine großes 
HausbesetzerInnenfest zerstört hat. Letz­
tes Jahr wurden ein Fest in Elephant And 
castle und eines in der Nähe der Tower 
Bridge ebenso von der Polizei angegriffen, 
Es sieht so aus, als würde sich eine Vor­
gangsweise entwickeln, die das Recht von 
Personen auf friedliche soziale Veranstal­
tungen ernsthaft gefährdet." 

Ein großes Fest mit einer größeren An­
zahl von Leuten und einem höheren Lärm·, 
pegel wurde im gleichen Gebiet eine Woche 
zuvor abgehalten. Die Polizei ließ dieses 
Fest in Ruhe. Die Mile End 22 Defendance 
campaign sucht nach Aussagen von Zeu­
gInnen, und/oder Fotos und wird in der 
nächsten Zeit ein Kampagnentreffen für 
VerteidigerInnen, ZeugInnen und Unter­
stützerInnen abhalten. 

Zitate 

Eine Frau, die im Gebäude war, als die 
Polizei angriff, sagte: "Sie kamen hereinge­
laufen und schlugen jedeN, die/der ihnen in 
den Weg kam. Sie hatten·es deutlich auf uns 
abgesehen." 

Ein Mann, der festgenommen wurde, 
sagte: "Die Polizisten sahen aus, als würden 
sie es genießen. Sie lachten, als die persön­
lichen Besitztümer von leuten auf die Stra­
ße geworfen wurden." . 

Es folgen Aufrufe zu ZeugInnenaussagen 
oder Fotos und eine Kontaktadresse (diesel­
be e/o unter TSOCrrrajalgar Square Defen­
dants Campaign, siehe Kontakte) 



Eine Gruppe von Flüchtlingen wehrt sich seit dem i2. 
September 1991 gegen die Verlegung nach Greifswald in 
die ehemalige DDR. Aus verständlichen Gründen -
Hoyerswerda war nur" die Spitze eines Eisberges an 
ständiger Bedrohung und körperlichen Angriffen bis 
hin zum Mord "in den "fünf neuen Bundesländern." 
Nachdem die Flüchtlinge am 8. Feber ~n Hungerstreik 
getreten sind - das letzte Mittel, um ihre Forderungen 
zu unterstützen - sind sie jetzt jetzt zuin wiederholten 
Mal vertrieben worden: Unter der Drohung einer poli­
zeilichen Räumung haben sie am 19. Feber die Shalom­
gemeinde in Norderstedt verlassen. 
Wir veröffentlichen die Hungerstreikerklärung der 
Flüchtlinge und die "letzte Erklärung" aus N orderstedt. 

"ERKLÄRUNG DER FLÜCHT­
LINGE AUS NORDERSTEDT 

VOM 08.02.92 
Seit dem 12. Sept. leben wir Flüchtlinge 

unter schwierigen Umständen in Kirchen. 
Während dieses 5-monatigen Widerstandes 
\\'urden uns Ultimaten gestellt, wurden wir 
für illegal erklärt,wurde uns mehrere Male 
mit schneller Abschiebung gedroht: 

Außerdem erfuhren wir die Einstelfung 
der humanitären Hilfen, der medizinische 
Versorgung,. der Lebensmittelversorgung, 
der Telefonmöglichkeit und wir müssen in 
der Kälte schlafen. 

Der Grund, weshalb wir noch immer die­
se Umstände in der Kirche ertragen müs­
sen, ist, daß wir uns weiterhin wehren, nach 
Ost-Deutschland geschickt zu werden, 
nachdem wir Anfang Nov. in Greifswald 
von "fremdenfeindlichen Fußballfans" an­
gegriffen worden sind. Einigevon uns waren 
bereits in Rostock (MVP "[Mecklenburg­
Vörpommern, d.Tipper]) und Thüringen 
angegriffen worden, bevor wir nach Greifs­
wald gehen mußten. Später in der Silvester­
nacht wurden einige von uns in Schwerin 
erneut angegriffen. 

Was wir in der Shalomkirche erdulden, 
iSt die Strafe für unsere FlUCht .nach Schles­
wig-Holstein vor den Gewaltausbrüchen 
gegen Flüchtlinge. Die Erklärungellverant­
wortlicher Politiker, die Gewalt sei ein An­
zeichen füedie Ängste großer Teile der Be­
völkerung vor einer Zunahme von AsylSU­
chenden, ist ein deutliches Zeichen, wie 
Duldung von Gewalt für ein Verdecken ras­
sistischen Terrors arbeitet. Diese deutsche 
nationalistische Krankheit, die von Regie­
renden, als Versuch von ihrer skandalösen 
Politik abzulenken, gefördert wird, malt eiR 
Bild, als ob "Deutschland bevorstünde, von 
Flüchtlingen "überfallen" oder "überflutet" 

zu werden. 
Bangladesh zB., eines der ärmsten län­

der der Welt, nimmt mehr als eine Millionen 
Flüchtlinge auf; 1991 kamen 250.000 
Flüchtlinge nach Deutschland. 0i.60.000 
von ihnen wollen nach dem Krieg in Jugola­
wieil wieder dorthin zurück. 

In jenem Bild wird ein Image vorgege­
ben, in dem wir Flüchtlinge übel, schmutzig, 
verwerfliche Sündenböcke und Kriminelle 
sind. Ein Beispiel hierfü~ findet sich in einer 
Pressekonferenz, in der Sozialminister Jan­
sen sagt, daß die Flüchtlinge in Norderstedt 
nicht etwa eine zu bemitleidende Gruppe 
von Ausländern sei, sondern eine "Power­
Gruppe"(vgl. Welt 31.1.92) Die Verurtei­
lungder rassistischen Gewalttäter durch po­
litisch Verantwortliche war nicht unzwei­
deutig, sondern verbunden mit einer Erklä­
rung, daß die Asylg<:setze von Flüchtlingen 
mißbraucht würden.· -

Während der 5 Monate Widerstand ha­
ben wir unter den Auswirkungen der Nazi­
Angriffe in der Ex-DDR und dem Druck, 
den Kirche und Regierungausüben, gelit­
ten, aber wir ziehen es vor, in Schleswig~ 
Holstein zu leiden. 

Es ist kein Vergnügen für uns, in einer 
Kirche zu leben, und auch hier besteht die 
Gefahr eines rassistischen und faschisti­
schen Angriffs. Aber der Unterschied ist, 
daß wir dann nicht allein und isoliert sein 
werden wie im Osten. Ferner ist Isolation 
eine Methode, ~ie Asylverfahren ver­
schlechtert. Überall in Deutschland gibt es 
Rassismus, aber der Grund, warum wir uns 
hier sicher fühlen ist, daß die Leute seit 
Jahren mit Ausländerinnen vertraut sind 
und beschützende und informative Unter-
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stützung leisten. 

Wir ruhlen uns nicht. als "andersartig" 
unter diesen Leuten. 

Es gibt auch Menschen, die uns vertrei­
benwollen. Um Druckauf die Gruppe aus­
zuüben, haben sie verschiedene Waffen be­
nutzt. Ein Beispiel ist, wie eine Gruppe von 
Flüchtlingen durch andere Flüchtlinge, die 
von der Kollaboration zwischen Kirche und 
Regierung geschickt wurden, zu überzeu­
gen versucht wurde, in die Ex-DDR zu ge­
hen. Auch drohen sie mit einer Polizeiräu­
mung, falls wir nicht dort hingehen. 

Einige Flüchtlinge konnten den unter, " 
schiedlichen Druck nicht aushalten und gin­
gen widerwillig in die Ex-DDR. Einige von 
ihnen, die dorthin gehen mußten, sind aus 
Deutschland geflohen. Die Flüchtlinge, die 
jetzt die Zwangsverteilung nicht akzeptie-
. ren, sind diejenigen, die die Einschüchte­
rungen und den Druck noch aushalten kön­
nen. 

Ihre letzte Drohung ist eine schnelle Ab­
schiebung nur für diese spezielle Gruppe in 
der Kirche. Einige von uns, die in die Ex~ 
DDR gehen mußten, konnten aus Deutsch~ 
land fliehen, andere leben wieder in den 
westlichen Bundesländern, gefährden ihre 
Asylverfahren und geben wie tausende an­
derer Flüchtlinge ihren legalen Status ~uf. 
Dieses Ergebnis ist das beste Beispiel, wei­
ches aufzeigt, was sie mit der letzten Ein­
schüchterung, Schnellverfahren nur für 
uns, welche bis Ende Februar abgeschlos­

. sen sein sollen, beabsichtigen. 
Dies ist der letzte Schritt, die letzte Dro­

hung der Regierung, damit wir unsere For­
derung, in Schleswig-Hoistein zu bleiben, 
aufgeben. Im Gegensatz zu dem, was Jan­
sen bisher anstrebte, leben wir Familien, die 
von Greifswald flohen; immer noch in 
Schleswig-Holstein, ungeachtet allen 
Druckes. und aller Schwierigkeiten~ Wir 
können immer noch nicht das Risiko auf 
uns nehmen, nach Mecklenburg-Vorpom­
mern zu gehen und wir stellen uns der Dro­
hung beschleunigter Asylverfahren, die bis 
Ende Februar abgeschlossen sern sollen. 

Wir haben keine andere Möglichkeit als 
eine"n· gemeinsamen und u-nbegrenzten 
Hungerstreik. Dies heißt, daß wir Flüchtlin­
ge für unsere natürlichen Menschenrechte 
nichts mehr einzusetzen haben, außer unse­
re Korper. 

Deshalb sind wir, Einzelpersonen und 
Eltern, heute um 10.00 Uhr iri den Hunger­
streik getreten. 

Mit Ausnahme der, aufgrund der 
schwierigen Bedingungen und der Kälte 
während dieser fünf Monate Widerstandes, 
erkrankten Flüchtlinge .• 

Wir fordern hiermit: 
DAS RECHT IN SCHLESWIG-HOL­
STEIN ZU BLEIBEN 
STOPPT DAS UNFAIRE ASYL­
SCHNELLVERFAHREN 
STOPPT DIE ABSCHIEBUNG IN DIE 
HERKUl'IlFTSLÄNDER 
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Die Geschichte der Flüchtlinge in Norderstedt: 

Einmal Greifswald und zurück 
(TATblatt-Wien) 

Ebenso wie in Österreich sind Asylwer­
berInnen in der BRD mit einer Reihe von 
Beschränkungen ihrer Lebensverhältnisse 
konfrontiert. Eine davon ist die Beschrän­
kung der Freiheit der Wahl des Wohnortes. 
Etwa 70 Personen verschiedener Nationali­
taten wehren sich seit Monaten gemeinsam 
gegen die Verlegung nach Greifswald in 
Mecklenburg-Vorpommern. Angesichts 
der rassistischen Übergriffe im Gebiet der 
Ex-DDR mehr als verstandIich: Rund 8.000 
flüchtlinge sind bis NoVember 199t vor die­
ser bedrohlichen Situation aus den ostdeut­
schen Notunterkünften in die westlichen 
BundesJander oder sogar ins Ausland geflo­
hen. (Womit nicht gesagt sein soll, daß Men-

schen mit dunkler Hautfarbe und/oder an­
derer Sprache im restlichen Gebiet der 
BRD sich absolut sicher fühlen können.) 

Am t2.September besetzte diese Grup­
pe von Flüchtlingen die St. Anschar Kirche 
in Neumünster in Schleswig-Holstein. Auf 
den Zwang von Bund, Land und Kirche hin 
und unter Androhung einer polizeilichen 
Räumung übersiedelten die Flüchtlinge am 
28. Oktober nach Greifswald - gegen ihren 
Willen: "Bevor es nach Greifswald ging, er­
klärten wir Flüchtlinge, daß wir gezwungen 
worden sind, uns in Gefahr zu begeben ... 
Denn wir wußten auch, daß in der Ex-DDR 
jede Stadt ein Beispiel für Hoyerswerda sein 
konnte, eine Tragödie verursacht durch die 
Politik der Regierung." Bereits vorher war 

es in Greifswald wiederholt zu brutalen An­
griffen gegen Menschen aus anderen Lan­
dernund deren Strukturen gekommen. 

Fünf Tage später, am 3. November, wird 
der Alptraum Wirklichkeit: "Zuerst wur­
den wir von einem Mob von etwa 150 Fa­
SChisten angegriffen. Sie warfen Steine und 
schossen mit Gaspistolen und Leuchtku~ 
geln. Zu dieSem Zeitpunkt war keine Polizei 
da, um uns zu schützen. Sie ·traf erst eine 
halbe Stunde später vor dem Haus ein. Spä­
ter gab es einen zweiten angriff, bei dem sich 
ca. 100 Faschisten beteiligten. Der erste An­
griff passierte so schnell, daß wir die Tür 
nicht richtig verschließen konnten. Wir 
mußten uns mit unseren Körpern gegen die 
Tür werfen, um den rasenden Mob daran 
zu hindern, sie zu durchbrechen." 

Die letzte Erklärung aus der Shalomgemeinde 
. in Norderstedt vom 19.2.92 

Ein von UnterstützerInnen organisierter 
Hilfskonvoi brachte die Flüchtlinge schließ­
lichwieder zurück nach Schleswig-Holstein • 
Während die SI. Anschar Kirche sich wei­
gerte, die Flüchtlinge wieder aufzunehmen, 
kamen die Flüchtlinge im Gemeindezen­
trum Shalom in Norderstedt unter. Auch 
ddrt begann bald der Druck auf die U nter­
stützerInnen, der sich zunächst darauf rich­
tete, die Flüchtlinge von ihren Unterstütze-

Wir, die sich seit dem 8.2.92 im Hunger­
streik befindenden Flüchtlinge in Norder­
stedt, haben am 17.2. ein Ultimatum von 

. dem Kirchenvorstand der Shalomgemeinde 
erhalten. Durch dieses Ultimatum wurde 
uns ein Kirchenhaus in Schleswig-Holstein 
mit einer Zeitbegrenzung bis Ende des Ver­
waltungsverfahrens angeboten. Außerdem 
wurden einige Bedingungen wie: "Unter­
stützerInnen werden im Haus nicht gedul-. 
det" gestellt. Wir wurden bedroht, sofern 

. wir dem Ultimatum nicht nachkämen, wür­
de Strafanzeige wegen Hausfriedensbruch 
gegen uns gestellt. Daraufhin haben wir un­
sere Forderung, "Bleiberecht in Schleswig 
Holstein biS Ende unseres Asylverfahrens" 
wiederholt, und gleichzeitig unsere Bereit­
schaft erklärt; zu diesem Haus umzuziehen, 
wenn die Kirche die Zeitfrist, unserer For­
derung entsprechend, ändert und unser 
Recht auf selbstbestimmte Kontakte zu un­
seren UnterstützerInnen akzeptiert. Der 
Kirchenvorstand hat unsere Bedingungen 
bezüglich ihres Ultimatums abgelehnt. 

Nach Ablauf der Frist hat die Kirche 
gegen uns Strafanzeige wegen Hausfrie­
densbruch gestellt und damit die polizeili­
che Räumung eingeleitet. In den kommen­
den Stunden hat das Innenministerium er­
klärt, daß die Flüchtlinge unverzüglich und 
ausschließlich an den ihnen ursprünglich zu­
gewiesenen Ort, also nach Mecklenburg­
Vorpommern gebracht werden. 

Wiederholt zeigt dies deutlich, wie Kirche . 
und Staat gegen Flüchtlinge Hand in Hand 
arbeiten. Durch dieses Vorgehen wurde uns 
Flüchtlingen die letzte Möglichkeit gemeinsa­
men Widerstandes, des Hungerstreiks in der 
Shalom-Kirche genommen. 

Wir wollen unser Schicksal und unsere 
Zukunft nicht durch die Polizei bestimmen 
lassen. Wir wollen selbst bestimmen. Da-

rum haben wir die Kirche verlassen. 
Von nun an werden wir als einzelne in 

Schleswig-Holstein bleiben und den Kampf 
für unsere. Forderungen, soweit -möglich, 
fortsetzen. 

. rInnen zu iso­

SPD-BÜRO IN RENDBURG BESETZT 
lieren: Maxi­
mal 10 Perso­
nen "aus dem 
Kreis der Un­
terstützerIn 
nen" sollten 
sich im Kir­
chengebäude 
aufhalten 
dürfen, Tele­
fonieren und 
Betreten von 
Nebenräum 

Wir haben heute am Donnerstag, dan 13.2.92 um 1S Uhr das 
ParteibÜ!o der SPD in Rendburg besetzt 
Anlaß ist der seit dem 08.02.92 a.ndauernde Hungerstreik der 
F1üchUinge in Norderstedt. 

Die Situation der hier lebenden F1üchtlinge ist unerträglich 
geworden. Faschistische Überfälle sind an der Tagesordnung.· 
Unterstützt wird das ganze durch eine rassistisc!ie Politik der hier 
in Schleswig-Holstein herrschenden RegiarungSpaliei. 

Wir fordern: 

en sollte un­
tersagt sein. 

Auch in 
• Bleiberecht in Schleswig - Ho1stein! 
• Keine Zwangsverteilung in die EX-DDR! . 
- SoforUge Aufnahm~arantie für alle 

rassistischen Angriffen Qeflohen sind! 
- Freie Wahl des AUfenthaftortes! 

flüchtlinge, die. vor 

Norderstedt 
hat sich die Si­
tuation für 
die Flüchtlin-

• Keine Abschiebungen! 

Wir werden uns jetzt der Karavane von 
tausenden von Flüchtlingen anschließen, 
die nach ihrer Zwangsverteilung in die Ex­
DDR, aufgrund der dortigen Bedingungen 
fliehen und in den alten Bundesländern, 
beispielsweise Schleswig-Holstein, leben. 

Viele von uns Norderstedtern Flüchtlin­
gen haben jetzt Anhörungsverfahren be­
kommen. Wir werden unseren Asylverfah­
ren folgen und uns für die Anerkennung 
uqseres Asylgesuches belpühen, so wie wir 
es immer wieder gesagt haben .• 

ge weiter ver­
schärft, ha­
ben sich die 
Schreibtisch 

hengste immer neue Vorgangsweisen ein­
fallen lassen, um die Flüchtlinge zu krimina­
lisieren und ihnen die Lebensgrundlage zu 
entziehen. Grund dafür ist wohl vor allem 
die Haltung der Flüchtlinge, sich nicht .unter 
die Regierungspolitik unterzuordnen, son­
dern für ein menschengerechtes Leben zu 
kämpfen. So produzierte die Gruppe in 
Norderstedt gemeinsam mit den Flüchtlin­
gen, die das mathematische Institut der TU 
Berlin besetzt halten, und Flüchtlingen aus 
Schwalbach in Hessen und anderen Städten 



eine gemeinsame Erklärung zur Flücht­
lingspolitik der Regierung. 

Am 8. Feber traten die Flüchtlinge in der 
Shalomkirche in Hungerstreik, um sich ge­
gen die Durchführung von Schnellverfah­
ren zu wehren, die eine schnelle Abschie­
bung der Flüchtlinge ermöglichen sollten. 
Der Hungerstreik wurde mit einer Reihe 
von Aktionen unterstützt: 

Am 11. Feber fand eine Solidaritätsde­
monstration in Hamburg mit 150 Personen 
statt. 

AJ:!l 12. Feber wurde Björn Engholm, 
seines Zeichens Ministerpräsident von . 
Schleswig-Holstein und Kanzlerkandidat 
der SPD, auf einer Wahlkampfveranstal­
tung in Rendsburg ziemlich ins Schwitzen 
gebracht. Rund vierzig Leute attackierten 
Engholm mit Fragen zur Flüchtlingspolitik, 
ein Transparent der UnterstützerInnen 
trug zur Verschönerung des Veranstal­
tungsraumes bei. 

Tags darauf, am 13. Feber, wurde das 
Rendsburger SPD-Büro für rund drei Stun­
den besetzt. Beim Erscheinen der Polizei 
zogen die BesetzerInnen ab. In Kiel wurde 
vor den Kieler Nachrichten wegen eines ras­
sistischen Artikels, den diese veröffentlicht 

hatten, eine Flugblattaktion durchgeführt. 
In weiterer Folge wurde die "Killer Nach­
richten" produziert und ua. am 15. Feber 
bei einer SPD-Wahlkampfveranstaltung 
verteilt. 

Am gleichen Tag wurde in Rendsburg 
eine Spontankunqgebung abgehalten und 
in Hamburg ejne Solidemo mit rund 30 Be­
teiligten durchgeführt. 

Am 15. Feberdemonstrierten in Hanno­
ver 250 bis 300 Personen und in Braun­
schweig60 bis 70. Auch für Trierwurde eine 
Demonstration angekündigt. 

Zwar hat das pseudolinke Yuppieblätt­
chen taz am 14. Februar einenArtikellan­
eiert: "Shalom: Kiel lenkt ein." Leider ist 
dieser Text eine Riesenente. Wie in der Er­
klärung vom 19. Feber dokumentiert, ist für 
die Flüchtlinge die Zeit mittlerweile auch in 
der Shalomgemeinde in Norderstedt abge~ 
laufen. Die Flüchtlinge befinden sich zwar 
vorerst "in Sicherheit", wie es eine Unter- . 
stützerin formulierte. Die Tatsache, daß 
Flüchtlinge Vorladungen zu. AnhÖrungen 
in Schleswig-Holstein bekommen .haben, 
läßt auch darauf schließen, daß die Behör­
den ein weiteres Verbleiben der Flüchtlinge 
in Schleswig~Holstein akzeptieren. (Damit 

·BRD: 
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die ihre Kontrolle wiedergewinnen 
und/oder beweisen können, haben sie übri­
gens für 2 und 30. [oder 3.?] März 1992 eine 
Flüchtlingszählung für das Land Schleswig­
Holstein angesetzt.) Andererseits bedeutet 
die Aufgabe der großen Gruppe- zumin­
dest vorläufig und gegenüber Öffentlichkeit 
und BehÖrden - einen Verlust an Wider­
standsfähigkeit. Es birgt die Gefahr, daß 
Flüchtlinge einzeln abgeschoben werden­
und am allermeisten für die, die den Wider­
stand organisiert und getragen haben. Und 
es bedeutet einen Verlust an Zugänglich­
keit für die UnterstützerInnen, vielleicht . 
aber auch ~inen Schritt. raus aus dem Ghet­
to. Wie die Situation allerdings jetzt konkret 
aussieht, ist für uns als TATblatt-Wien nur 
sehr schwer einzuschätzen. Mehr darüber· 
(vielleicht) im nächsten Tb.e 

Die Liste der Solidoritiltsaktionen ist aus 
technischen Grllnden eventueU UnvoUsIlin­
dig. AUe Zitate sind ;.... soweit nicht anders . 
angegeben - aus Erk/iJrungen der Flikht­
lingsgruppe entnommen. 

Nlihere InfO$ bei InfobUro NeumiJnster, 
Tel 060/4321/45927 von 10.00 bis 22.00 
Uhr 

Asylrecht in Gefahr 
Langsam wird das gesamte Ausma~ der Pläne deutlich, mit denen das Recht auf politisches Asyl (Artikel 16 Grundgesetz) ausgehebelt 
werden solL Neben dem Referentenentwurf zur Ratifikation des Schengener Abkommens vom 25. November 1991 (im folgenden 
bezeichnet als AsylVerfGE-a) liegt ein den Fraktionen des Bundestages (BRD-Parlament) zugestelltes "Arbeitspapier" des Bundesin- . 
nenministeriilms zur Neuregelung des Asylverfahrens vom 30. November 1991 (AsylVerfGE-b) vor. Eine Gesamtschau der beiden 
Entwürfe enthüllt die Konturen des Vorhabens, das Recht auf politisches Asyl (Artikel 16 Grundgesetz) ohne eine formelle Grundge­
setzänderung beispiellos zu begrenzen. 

(Humanistische Union) 
Die Entwürfe enthalten folgende kriti­

sche Punkte: 

Grenzbeamte als Asylrichter: 
Asyl nur noch bei Direktflügen? 

Bereits an der Grenze ist "dem Auslän­
der" die Einreise zu verweigern, wenn "of-

... fensichtlich ist, daß er bereits in einem an­
deren Staat vor politischer Verfolgung si­
cher war" (§ 20 AsyIVerfGE-b). Wann dies 
der Fall ist, regelt das "Schengen" -Gesetz: 
"Ist ein Ausländer in den Geltungsbereich 
über einen Staat eingereist, der aufgrund 
völkerrechtlicher Verträge für die Durch­
führung des Asylverfahrens zuständig ist, 
war er dort vor Verfolgung sicher" (§ 2 Abs. 
la;AsyIVerfGE-a). 

Dies bedeutet - wie in der Begründung 
dargelegt wird, daß hiermit die Vorausset­
zung geschaffen wird, Asylbegehrende an 
ein anderes Land zu überstellen, "wenn der 
Ausländer mit diesem Staat bereits Ge­
bietskont:akt hatte, unabhängig von der Art 
und Dauer des Gebietskontaktes." Aus­
drücklich verweisen die Verfasser darauf, 
daß diese Regetungen weitaus restriktiver 

sind als die bisherige Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts, die neben dem 
Gebietskontakt zusätzlich eine Auchtbeen­
digung im sicheren Drittstaat fordert (also 
z.B. Existenzgründungsversuch, Wohn­
raumbeschaffung auf Dauer, Asylantrags­
stellung). Nach der·neuen· Regelung wer­
den schon ein Zwischenstopp mit dem Aug­
zeug in Mailand oder die bloße Durchque­
rung Polens mit dem PKW oder Zug filr 
eine Abschiebung von Asylsuchenden aus­
reichend sein. Betroffen hiervon wären 
auch diejenigen Asylsuchenden, die mit ei­
nem gültigen Visum in die Bundesrepublik 
einreisen und anschließend Asyl begehren. 

Aus der Begründung des Entwurfs wird 
deutlich, daß sich die Regelung nicht auf die 
EG-Mitgliedsstaaten beschränken soll, die 
das sog, "Schengener Übereinkommen" 
unterschrieben haben, sondern sämtliche 
Staaten, mit denen Zuständigkeitsregelun­
gen über Asylverfahren getroffen wurden 
und die die Genfer Flüchtlingskonvention 
unterzeichnet haben. Entsprechen(je Ab­
kommen werden insbesondere mit Polen 
und der CSFR angestrebt. Von dieser Neu­
regelung würden unter vorsichtigen Annah­
men aufgrund der geographischen Lage 

,Deutschlands mehr als 90 % der Asylsu­
chenden betroffen sein. Für diese Men-. 
schen würde die Garantie des Art. 16 Abs. 
2 GG unterlaufen. 

Datenerhebung auch bei aU!iländischen 
Behörden 

Nach § 7 AsyIVerfGE-b sollen in Zu­
kunft über Asylbewerberlnnen auch Daten 
ohne Mitwirkung des Betroffenen auch bei 
ausländischen Behörden und nichtöffentli­
chen Stellen erhoben werden, wenn zB. die 
Mitarbeit des Betroffenen "nicht ausreicht" 
oder einen "unverhältnismäßigen Aufwand 
erfordern würde" oder "die zu erfüllende 
Aufgabe ihrer Art nach" eine solche Art der 
Erhebung erforderlich macht. Damit wäre 
auch eine Datenerhebung bei Staaten mög­
lich, aus denen der A<;ylbewerber ·geflohen 
ist. Durch die Erhebung würde diesen Staa­
ten auch offenbart, daß der Betroffene in 
Deutschland um Asyl nachgesucht hat. 

Lückenlose ED-Behandlung 

Mit dem Gesetzentwurf soll nachträglich 
eine gesetzliche Basis für die lückenlose er-
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kennungsdienstliche Behandlung von Asyl­
suchenden geschaffen werden. Bereits heu­
te werden in vielen Bundesländern -.unter 
Verstoß gegen das geltende Recht - sämt­
liche Antragsteller erfaßt. Wer erkennungs­
dienstliehe Maßnahmen nicht duldet, soll 
gern. § 87 Abs.1 mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr bestraft werden. Neben der 
Identitätsfeststellung sollen die ED-Unter­
lagen auch für polizeiliche Zwecke, d.h. für 
die Strafverfolgung und auch für die Gefah­
renabwehr genutzt werden dürfen' (§ 15 
AsyIVerfGE-b ). 

Sammellager 

Die ersten drei Monate haben die Asyl­
suchenden in "Erstaufnahmeeinrichtun-

gen" zu verbringen (§ 50 AsyIVerfGE-b). 
Danach soUen sie "in der Regel in Gemein­
schaftsunterkünften untergebracht wer­
den" (§ 55 AsyIVerfGE-b). Selbst wenn 
Asylsuchende selbst eine anderweitige 
Wohnung nachweisen können, müssen sie 
- bis zur Anerkennung als Flüchtling oder 
bis zur Abschiebung - dort wohnen blei­
ben. 

Haft 

Sofern sich Asylsuchende nicht in den 
Sammellagern aufhalten, sollen sie gern. § 
69 AsyIVerfGE-b in Haft genommen wer­
den. Ferner können sie bei 0 ungeklärter 
Identität (dies gilt nach heutiger Praxis na­
hezu für sämtliche Asylsuchende) durch 

richterliche Anordnung bis jeweils 
zu drei Monaten iil Haft genommen 
werden. Das Ausländergesetz soll 
um weitere Haftgründe erweitert 
werden. 

Ausschluss des Widerspruchs 
und Rechtswegverkürzung 

Entscheidung vorlegen (§ 81 AsyIVerfGE­
b) .. 

Durch in der Regel auf eine Woche be­
schränkte Klagefristen gegen ausländer­
rechtliehe Entscheidungen (§ 79 Abs. 1 
AsyIVerfGE-b) sind sorgfältig begründete 
Klagen der Betroffenen faktisch nicht mehr 
möglich. 

Im Ergebnis bedeutet dies, daß Asylsu­
chende weniger rechtliche Möglichkeiten 
haben, Behördenentscheidungen überprü­
fen zu lassen, als jedeR Parksünderln. 

Versuch einer Einschätzung 

Beide Entwürfe - "Schengen" -Gesetz 
und "Arbeitspapier" - ergänzen sich in 
dem Bemühen, dem Asylsuchenden immer 
neue Hürden entgegenzuhalten und so den 
Flüchtlingsstrom um die deutschen Landes­
grenzen herumZuleiten. Es handelt sich bei 
den Gesetzentwürfen um mehr als die bis­
herigen wenig durchdachten öffentlichen 
Äußerungen einiger UnionspolitikerInnen. 

Mit den Gesetzesinitiativen soll der 
Komprorniß der Regierungsparteien mit 
der SPD umgesetzt werden. Deutlich wird 
dabei das Bemühen, unterhalb einer Ände­
rung des Grundgesetzes das Asylrecht so 
auszuhöhlen, daß es praktisch von den Asyl­
suchenden nicht mehr in Anspruch genom­
men werden kann. Es sind Zweifel Verfas­
sungsmäßigkeit des Vorhabens angebracht, 
da die beabsichtigten Rechtsänderungen 
das Grundrecht auf Asyl in seinem Kern 
tangieren.e 

Nach § 11 AsyIVerfGE-b findet 
"gegen Maßnahmen und Entscl1ei­
dungen nach diesem Gesetz ... kein 
Widerspruch statt." Darübe( hin­
aus soU der Rechtsweg weiter einge­
schränkt werden: Über Klagen ge­
gen ablehnende Entscheidungen 
soll künftig in der Regel und als ein­
zige Instanz einE EinzeirichterIn 
entscheiden. Nur Einzelfällen von 
grundsätzlicher Bedeutung oder 
besonderer Schwierigkeit kann ei­
nE EinzeirichterIn der Kammer zur 

Hamburg, am 8'0 Januar 1992. Bis auf die 
Einführung geschlechtsneutralet Formen 
weitgehend unveriindert übernommen. 

ANTXFA 
• HEILE, HEILE, NAZIB: DIE 

ORGANISIERTEN 'EINZELTÄTER' 
RASSXSMUS 

• DEUTSCHLAND, VERFOLGENDE 
UNSCHULD. FLOCHTLINGE LEISTEN 
WIDERSTAND. HETmRADEtI EINES 
SCHULLEITERSe KUBANERINNEN & 
MOSAMBIKANERINNEN IN DER DDR 

EGEN ALLE FLAGGE 
aZUM BORGERKRIEG IN JUGOSLAWIEN 
KNAST: NEC»IAZIB MACHEN DRUCK 
JUGENDGANGS: MYTHOS & 
REALITÄT EINEB ALLERWELTFÄNOMENS 
DDR: GEDANKEN ZU 'DIE TAGE IN L' 

SOZIALISTISCHES 
PIRANHA TAUCHT 2-3 MONATLICH AUF. 
NR. 12/13 FOR 4 DM (FAST) NUR. BEI 
PIRANHA, KAROLINENSTR.21, 2 HH 3CS 

NOCH ERHÄL TLXCH: 
N r. 1 1 (3 DM): Knast 0 geht JedeN 

an • Heus 3 In straublng • Knastalltag 
• Hoyerawarda Ist Oberali In der BAD 

N r. . ... 0 (3 DM): Antlfllflst G8n~lIk • 
FAP& NF In der DDR. Rassismus &Ozlal 

abgesicherter Jugendlicher 
Nr. 8/9 (4 DM):. Gegen die 

Gleichsetzung von Jugendgangs und 
Naziskins • B.g.A • FUßballgewalt 

EG-Kommissar fordert Einschränkung 
des BRD-Asylrechts 

(rbi) 
Wenn die Bundesrepublik das 

Schengener Abkommen erfüll~n wolle, 
ist nach Meinung der Brüsseler EG­
Kommission eine "Konkretisierung des 
Grundgesetzes" fällig. Dies sagte Man­
frep Brunner, Kabinettschef des für den 
Binnenmarkt zuständigen EG-Kom­
missars Martin Bangemann, am Don­
nerstag. Brunner weiter: "Deutschland 
darf nicht zum hinkenden Mitglied deS 
Schengener Abkommens werden." Das 
Schengener Abkommen sieht ,die Auf­
hebung der Personenkontrollen an den 
Binnengrenzen der Vertragsstaaten 
vor. Neben Deutschland haben die Be­
nelux-Länder, Frankreich, Italien, Spa­
nien und Portugal das Abkommen un­
terzeichnet. In der Bundesrepublik 
muß es noch vom Bundestag ratifiziert 
werden . 

Kern. des Schengener Abkommens 
ist, so'Brunner, daß die Unterzeichner­
staaten Entscheidungen über Asylan­
träge eines anderen Landes gegenseitig 
anerkennen. So müsse zum Beispiel 
Frankreich im grenzenlosen Binnen-

markt sicher sein, daß von ihm abge­
lehnte Asylbewerber nicht über den 
Umweg über andere EG-Länder wie­
der ins Land einreisten. Sonst könnten 
die Franzosen "schlimmstenfalls" ihre 
Schlagbäume zum Start des Binnen­
marktes am 1. Januar 1993 nicht öffnen 
und weiterhin Personen kontrollieren. 
Erhebe ein Land Bedenken gegen die 
Asyl-Entscheidungen der anderen, in 
dem es selbst noch einmal alle Asylan­
trage prüfe, werde das gesamte Abkom­
men ausgehöhlt. "Wenn sich der Bun­
destag nicht aufrafft, kann der weitere 
Abbau der Binnengrenzen zum Prob­
lem werden," sagte Brunner. Und damit 
sei ein zentraler Punkt bei der Schaf­
fung des EG-Binnenmarktprogrammes 
in Gefahr. In dieser "eigentlich techni­
schen", moralisch aber heiklen Frage, 
steht nach Ansicht des Kabinettschefs 
auch die Glaubwürdigkeit der Deut­
schen in der EG auf dem Spiel. Die 
Diskussion der Asylfrage in der Bundes­
republik habe in Brüssel bereits "Ver­
wunderung"hervorgerufen .• 
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Was hat's gebracht? 
Österreichische Kraftwerke im Trikont . 

(ein Autor des Buches) 
In unregelmäßigen Abständen rütteln 

radikale Analysen und aufsehenerregende 
Pamphlete die träge Öffentlichkeit auf. Die 
wenig frohe Botschaft: österreichische Fir­
men, Banken und sonstige heimische Agen­
ten des Kapitalismus sind an ... (Bezeich­
nungder Sauerei) beteiligt. 

Im Sommer 1991 erschien eine Untersu­
chung über österreichische Firmen im inter­
nationalen Kraftwerksbau, die zu dem 
Schluß kam, 
daß es eine 

gel nicht mit Frontalangriffen auf einen gan­
zen Wirtschaftszweig in Verbindung ge­
bracht zu werden. 

Die Selbstzensur setzt in diesem Buch 
an, wenn es um die Legitimitat radikalen 
Widerstands geht. Ein Beispiel ist die Er­
schießung von zwei Elin-Technikern auf ei­
ner Baustelle in den Philippinen, nachdem 
die Bevölkerung jahrelang durch Todes­
schwadronengequatt worden war. Es hatte 
wQhl den Konsens aller beteiligten Organi-

sationen ge­
sprengt, 

große Zahl 
an· Projekten 
gibt; die zu 
MaSsenvert . 
reibungen 
und riesigen 
ökologischen 

Literatur: M. FrimmellH. HaberVA. Wie­
. derstein: Katastrophen Hilfe. Österrei­
chische Kraftwerke in der Dritten Welt, 
Edition ÖH, Wien 199i 

wenn die 
Frage über 
die Legitimi­
tat dieses An­
schlags -
das einzige 

Zerstörung 
en führ(t)en. Besonders katastrophale Bei­
spiele sind Staudamme in Türkisch-Kurdi­
stan, Indonesien, Philippinen, Thailand, 
Zimbabwe und Zambia, Brasilien oder Ko­
lumbien, sowie AKWs in Brasilien und Ar­
gentinien. 

Nach kurzer Zeit breitet sich wieder der 
Mantel des Vergessens über das Thema. 
Dies soll ein Versuch sein, die Bedingungen 
und Erfolge einer Wissenschaft gegen das 
ökonomische Establishment zu bespre­
chen. 

1989 ging ein ökobewegter Autor daran, 
Licht ins Dunkel der Machenschaften der 
Kraftwerksmafia in Afrika, Asien und La­
teinamerika zu bringen. Es folgten zwei Jah­
re mühsame Arbeit in Bibliotheken über 
der Lektüre von so ansprechenden Zeit­
schriften wie Bank & Börse, Internationale 
Wirtschaft und Maschinen & Stahlbau. Au­
ßerdem wurden Kontakte zu verschiedenen 
Umwelt- und Aktionsgruppen in den be­
troffenen Ländern geknüpft. Nach diesen 
Vorarbeiten stellte sich unvermeidlich die 
Frage der Verwertung. 

Grundsätzlich wären zwei Möglichkeiten 
offen gewesen: Selbstverlag auf eigene Ko­
sten, aber ohne Selbstzensur, oder die Su­
che nach potentiellen Teilfinanzierern, die 
auch für die Veröffentlichung sorgen wür­
den. 

Letztlich wurde das Buch in einem Ver­
lag mit 2.500 Auflage veröffentlicht. 

Die Schere im Kopf 

Mit der (geringen) Finanzierung durch 
reformistische Gruppen hat die Qualität 
der Analyse nicht gelitten. Es konnte alles 
gebracht werden, ohne Einschränkungen .. 
Eine teilfinanzierende Gruppe verweigerte 
aber die Unterschrift unter die harmlose 
Forderung nach einer Umweltverträglich­
keitsprüfung, um von ihrem Wirtschaftsflü-

. (!) Beispiel 
eines Rück-

zugs von einem beschlossenen oder laufen­
den Projekt unter insgesamt 250 - offen 
diskutiert worden wäre. 

Selbstzensur ist auch, daß die Frage von 
illegalen Widerstandsmaßnahmen in Öster­
reich nicht diskutiert werden konnte. Die 
"Lösungsmöglichkeit" Umweltverträglich­
keitsprüfung ist ein Tribut an diese Ver­
leugnung radikaler Widerstandsmöglich­
keiten. Die UVP ist nur ein zahnloses, bü­
rokratisches, staatliches Verfahren zur Ka­
nalisierung von Protest, aber welche Aus­
wege hätte es bei dieser selbstzensierten 
Sicht sonst noch gegeben? 

Die heimische Verlagslandschaft 

Möglicherweise ist bekannt, daß der 
österreichische Buchmarkt zu über 90% 
von deutschen Verlagen bestritten wird. 
Die österreichischen Verlage grundeln 
ständig knapp am Überleben dahin, sind 
jedoch meistens nicht einmal in der Lage ein 
Honorar zu zahlen. Darüberhinaus verlan­
gen viele eine Verlust-Gewinn-Beteiligung 
um ihr Risiko auf die Autorinnen überzu­
wälzen. 

"Kraftwerke ... " wäre beinahe das erste 
TATblatt-Buchgeworden, wenn nicht die 
Edition ÖH eine für österreichische Ver­
hältnisse riesige Auflage von 2.500 Stück 
gedruckt hatte, und das noch mit Honorar. 
Das wäre weder für das TA Tblatt, noch für 
einen Autor finanzierbar gewesen. Wahr­
scheinlich hatte sich die überwiegende 
Selbstausbeutung von zwei Jahren noch 
weiter fortgesetzt .durch eine selbstfinan­
zierte Auflage im Selbstvertrieb. 

Erfolg oder Mißerfolg -
das ist hier die Frage 

Zweifeilos konnte das Buch einigen 
Staub aufwirbeln. Die Reaktionengingen 

von öffentlichen . Gegen-Stellungnahl,11en 
(Verbund-Plan, Elin, Finanzministerium) 
bis zu eisigem Schweigen (Banken, Vöest, 
Voith, etc.) und erreichte die entwicklungs­
politische Diskussion in der Uni und in par­
lamentarischen Ausschüssen. 

Zudem gibt es nun funktionierende Ver­
bindungen zu Vielen Gruppen in Asien und 
Lateinamerika, die gegen solche Projekte 

. kämpfen. 
Was damit leider nicht erreicht wurde,ist 

entschlossener Wide;-.. tnnd g:,:rnesseil an 
Taten. Nach einem unverbindlich-liberalen 
Geplänkel Mitte 1991 zwischen diversen 
Umwelt- und Entwicklungsgruppen und 
der Industrie versank das Thema wieder im 
Nichts. Mittlerweile baut die Kraftwerks­
lobby in Argentinien, Thailand undcSOnstwo 
unbehindert weiter. 

Immer gegen alles sein? 

Kraftwerke in Asien, Afrika und Latei­
namerika sind sicher nur ein enger Teilbe­
reich des "allgemeinen Ganzen". Allerdings 
werden in diesem Teilbereich Dinge trans­
parent, die vielleicht abstrakt nicht vermit­
telbar sind. Die in diesem Geschäft tätigen 
Firmen, Banken und Behörden machen 
locker die Hälfte der österreichischen Wirt­
schaft aus: es sind die Branchen E-Wirt­
schaft, Bau, Maschinenbau, Elektro und 
Kreditwesen (Banken). Der Kampf gegen 
solche Projekte wäre zugleich einer gegen 
Ausplünderung durch Banken (Kredit­
wucher, u.a.), gegen Autobahnbau (z.b .. 
Universale, Porr), gegen die andauernde 
Beteiligung an Atomprojekten (Doka, An­
dritt, Vöest, u.a.) oder gegen Immobi­
lienspekulation. Diese übergreifende Per­
spektive wird in Österreich weitgehend ver-

. weigert und totgeschwiegen. e 

Diese Verweigerung ist. tragisch. Das 
österreichische Establishment hat immer 
relativ flexibel auf Kritik reagiert, die an der 
Kippe zur Militanz gestanden ist. Vielleicht 
ist die totale Rechtsgläubigkeit der sozial 
unc,t ökologisch aktiven Gruppen auch da" 
rauf zurückzuführen, daß die Regierung in 
kritischen Momenten in der Umweltpolitik 
immer einen Rückzieher gemacht hat.Die 
Verhinderung von Zwentendorf und der 
Stop von HainbuI:g brachten immer sage­
nannte "Verhandlungslösungen" , die 
scheinbar stets eine Bestätigung reformisti­
scher Konzepte waren; auch wenn dann ei­
nige Jahre später mit lautem Propaganda­
getöse der Wirtschaft die erkämpften Erfol­
ge von Hainburg durch eine Abstimmung 
(Staustufe Wien) zunichte gemacht wur-
den. . 

"Kraftwerke ... " birgt aber noch ein wei­
teres Sprengmittel in sich: den Abschied . 
vom Mythos der Mehrheit des Volkes. Der 
Mehrheit des österreichischen Volkes sind . 
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Kraftwerke, die den ·"Tschuschen und 
Buschnegern" in die Felder und Wälder ge­
baut werden, vollkommen egaL Damit be­
finden sie sich in trauter Gemeinschaft mit 
den Industriebossen und Bankern aller In­
dustrieländer, sowie den offiziellen Ge­
werksc~aften. Der Elin-Betriebsrat war bis 
heute zu keiner Stellungnahme zu den Er­
mordungen von Philippinos auf der Bau­
stelle von Agus fähig. Und auch die jüngste 
Sauerei mit Vöest/Elin-Beteiligung, das 
Kraftwerk Pak Mun in Thailand, bei dem 
wieder einmal 20.000 Menschen von einer 
Militärdiktatur vertrieben werden, wird mit 
dem vollen Konsens der Belegschaft ge­
baut. 

Die Exportfinanzierung.fließt 
wieder 

Zu neuen Ufern 

Das Buch war notwendig, dazu steht der 
Autor dieser Zeilen auch heute noch. Es ist 
damit auf Dauer gelungen, die offizielle 
Propaganda der Wirtschaft und der staatli-

• ehen "Entwicklungshelfer" (Finanz-, Au­
ßenministerium) zu lähmen. Der bisherige 
Anspruch des offiziellen Österreich, daß 
''wir'' der Welt und speziell den Arinen oh­
nehin nur Gutes tun, ist damitzerstört. Und 
es war in dieser Form notwendig, damit die 
Inhalte aus dem erlauchten linksradikalen 
Kreis von 100 selbstgefertigten Fotokopien 
hinausdringen. 

Das kann aber nicht alles gewesen sein. 
Ich schließe mich der grundsätzlichen Kritik 
an, daß eine noch so radikale Wissenschaft 
ohne Handlungsperspektive letztlich zum 
folgenlosen Konsum von "Geschichten" 
verkommt. Und die Handlungsperspektive 
schließt nun einmal Methoden ein, die die 
Risiken des Widerstands nicht einfach den 
direkt Betroffenen überläßt. Alles andere 

{Tatblatt-Wien) 
Ein erheblicher Teil 

österreichischer Exporte, 
besonders im internationa­
len Anlagenbau, ist ohne 
geförderte Kredite nicht 
denkbar. Diese Kredite 
werden durch die staatliche 
Exportförderung subven­
tioniert, d.h. daß das Fi­
nanzministerium einen Teil 
der Zinsen zahlt. Von ei­
nem China-Kredit der Re­
publik Österreich, der von 
Banken (CA, Länderbank, 
Schöllerbank, RZB) mit 
6% jährlich verzinst wurde, 
zahiteChina jedoch nur 
4,5%. Die Banken kassie­
ren die vollen Zinsen. Die 
Differenz kommt aus dem 
Bundesbudget. 

Gleichzeitig werden die 
Kredite auch noch staatlieh 
durch die KontrOllbank ab­
gesichert, sodaß bei einer 
Pleite eines Schuldnerlan­
des erneut der Staat zahlt. 
Die Kontrollbank ist so 
konstruiert, daß die Repu­
blik Österreich zwar nur 
51 % der Aktien hält (Rest: 
Großbanken), aber zu 
100% haftet. Das Risiko 
der Banken und der Firmen 

Die sonst so anonyme "österreichische Wirtschaft" die immer auf 
m~hr Gewinn aus Diktaturen wie Indonesien drängt: im vollen Licht 

~ (em Lob der bürokratischen Genauigkeit der Bundeswirtschaftskam­
mer, die für die Vollständigkeit bürgt): 

ABB 
Alpen Consult 
Andritz 
Austrian Industries (Elin, Vöest, 
SGP, VEW, Vogelbusch) 
Biochemie 
Chemie Linz bzw. chemserv 
(Tochterfirma) 
EmcoMaier 
FMW 
Franz Haas 
Fritscb-Chiari, Vienna Consul­
ting Engineers 
GFM - Gesellschaft für Ferti­
gungstechnik und Machinenbau 
Ges.m.b.H. 

Lenzing AG 
Plasser & Theurer 
Polenzky & Zöllner 
Radenthener 
Radex-Heraklith 
Rosenbauer 
Siemens 
Stariinger& Co. 
Steyr-Daimler -Puch 
Sulzau Werfen 
Universale 
Verbund-Plan 
VOith 
Waagoer Biro 
Zimmer 

Die Aktivitäten umfassen so widerliche Projekte wie Großkraftwerke 
Stahlwerke, Papierfabriken und Chemiefubriken, und natürlich Rü~ 
stungmat~riaL ~ür alle die das "Ganze"nlcht aus den Augen verlieren 
w~llen: Diese .Llste,schaut denen über die Beziehungen mit anderen 
Diktaturen, Wie Chile, Südafrika und anderen Horten der westlichen 
Welt zum Verwechseln ähnlich. 

ist gleich NulL 
1991 kam es zur größten 

Krise dieser Entwicklung in 
der gesamten Nachkriegs­
geschichte. Das Finanzmi­
nisterium weigerte sich wei­
teren Garantien durch die 
Kontrollbank zuzustimmen 
und die Großunternehmen, 
die Turbinen, Stahlwerke 
u.a. Großanlagenexportie­
ren, heulten auf. In der Ver­
gangenheit waren aus der 

. Exportförderung nicht nur 
Kraftwerke, Stahlwerke, 
Papierfabriken oder Che­
mieanlagen finanziert wor­
den, sondern auch die Pan­
zerexporte der Steyr nach 
Bolivien und Argentinien. 
Die, Andritz, deren Mehr~ 
heiteigentümer indirekt die 
deutSChe BHF-Bank ist, 
wich auf die deutsche Ex­
portförderung aus. Die Vö­
est aber drohte bei einem 
weiteren Ausbleiben der 
österreichischen Exportför­
derung mit dem Abbau von 
Kapazitäten in Österreich 
und der Verlagerung der 
Produktion nach Deutsch­
land, Spanien und Frank­
reich. Das Wirtschaftsmini­
sterium und die Bundes­
wirtschaftskammer mach­
ten gehörig Druck. Im De­
zember 1991 gingen Ver­
treter der AnlagenbaufIr-' 
men persönlich ins Finanz­
ministerium und präsen­
tierten bei dieser Gelegen­
heit gleich eine Studie des 
Wirtschaftsforschungsinsti 
tutes WIFO, die ihnen eine 
"ü berdu rchschnittIiche 
volkswirtschaftliche Bedeu­
tung" bestätigte, weil sie ei­
ne überdurchschnittliche 
WertsChöpfung pro Ange­
stelltem, überdurchschnitt­
liche Gehälter und Bildung, 
hätten. Deswegen hätten 
die Unternehmen auch alle 
Rechte auf jede Menge' 
staatlicher Subventionie­
rung. 

Das Finanzministerium 
ging in die Knie, wie auch 
schon gegenüber der Auto­
bahnlobby (außerbudgetä­
re Sonderfinanzierung), die 
zum Teil mit der Anlagen­
baulobby ident ist. Die So-

zialpartner, Ministerien, 
Kontrollbank, National­
bank und die Industrie ei­
nigten sich auf zUkünftige 
SchwerpunktIänder, die 
sich wie ein ''who is who" 
der Entwicklungsdiktat,U­
ren ("Entwicklung" bezieht 
sich da wohl vor allem auf 
die Möglichkeiten der Kapi­
talanlegerInnen, oder ? 
Anm.Sezzer) lesen: Indo­
nesien, Malaysia, Thailand, 
Türkei, China, Tunesien, 
Simbabwe und Chile. Diese 
Länder werden in Zukunft 
mit Superzinsen - z.B. 
China mit 4,5% pro Jahr 
und Indonesien mit 3,5% 

. - bedient werden. 
Die Einigung auf 

Schwerpunktländer hielt 
aber die Vöest nicht davon 
ab, im Dezember 1991 
gleich einmal im Iran und in 
der ehemaligen Sowjetuni­
on mit Aufträgen über je 1 
Milliarde öS zuzulangen. 
Der Besuch von A Mock in 
Indonesien in der Woche 
vom 10 bis 14 Februar 1992 
stand denn auch ganz im 
Zeichen der Anbiederung 
an den indonesischen Dik­
tator Suharto für bessere 
Wirtschaftsbeziehungen. 
Das WIFO schob am 11.2. 
noch eine Studie über die 
Chancen österreichischer 
Unternehmen in Indone­
sien nach. 

Dies geschieht zu einem 
Zeitpunkt, als die Nieder­
lande, Dänemark undKa­
nada ihre Zahlungen an In­
donesien eingestellt haben, 
und auch der US-Kongreß 
Druck auf Präsident Bush 
ausübt. Dieser aoykott 
richtet sich gegen das Mas­
saker der indonesischen Ar­
mee im seit 1975 besetzten 
Osttimör. Am 12 Novem­
ber hatte die Armee den 
Begräbniszug für einen er­
mordeten Osttimoresen, 
der zugleich auch eine Un­
abhängigkeitsdemonstrati 
on war, angegriffen und 
wahllos in die Menge ge­
schossen.e 
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Contro il Carnevale colombiano di Berlusconi!! 
Der Mediengigant Berlusconi hat den VenedigerKarneval1992 aufgekauft. Unter dem Motto "Die Neue Welt Amerika" soll von ZO. 
Feber bis 1. März ein Medien- und Tourismusspektakel inszeniert werden. Aus dem Karneval, wo die Armen die Reicben verarscbten, 
wurde ein Karneval, wo die Reichen die Armen verarscben. MieterInnengruppen und Centri Sociali wollen sieb das nicbt länger bieten 
lassen. Desbalb: Gegenkarneval! 

(TATblatt-Wien) 
Letztes Jahr ließen die "Oberen" den 

Karneval mit der Begründung des Golfkrie­
ges ausfallen. Dieses Jahr feiern sie die 
"Entdeckung Amerikas," obwohl es da 
nichts zu feiern gibt. Wenige hundert Kilo­
meter entfernt tobt der Bürgerkrieg in Ju­
goslawien, die EG überlegt, militärisch ein­
zugreifen, im Irak werden weiterhin Schii­
tInnen und KurdInnen unterdrückt. 

über mehrere Tageszeitungen, das Privat­
programm Canale Cinque/Canal Cinq, seit 

, kurzem auch über das traditionsreiche ita­
lienische Vedagshaus Mondadori. 

Vorgesehen sind in de,m Berlusconi­
Spektakel ein riesiger internationaler Kin­
derreigen, der die Mächtigen der Welt an 
den Frieden erinnern soll. Auf dem Mar­
kusplatz soll im ''venezianischen Stil" gefei­
ert werden, also mnit Trachten, Kerzen, oh­
ne Scheinwerfer, mit Gauklern, Harlekins 
etc. Es sollen Musikerinnen aus Lateiname­
rika aufspielen und klassische Musik von 

Die Inszenierung dieser Feierder Unter­
drückerInnen wurde für 1992 an den Me­
dienzaren Berlusconi ''vergeben'' - Herr 

I1 Carnevalaltro 
Programm des Gegenkarnevals 

500 Jahre Widerstand der IndianerInnen seit der Erobenmg Amerikas 
50 Jahre Wulerstand der VenezianerInnen gegen die Vertreibung aus der Altstadt 

Do 20.2: Morgendliche Eröff­
nungauf der Piazza San Mare<>' 
(Markusplatz), Karnevalsde­
monstrationszug um die Kara­
velle von Berlusconi. EI Assi­
ston & Y Graffiti Performan­
ce. 
Ab' 18.00 auf dem Campo San 
Margherita (Margaretenplatz) 
Konzerte nonstop: Rees, Pa­
lazzo Madama, Modi Brusk'Y 
Fr 21.2.: naChmittags Wand­
malen bei San Marta - EI As­
siston & Y. 
21.00 Campo San Margherita: 
Garden house and general 
John (Reggae aus Bologna) 
Sa 22.2.: 18.00 Campo San 
Margherita: "Signora gasa 
I'aqua in cocina?" ("Gnä'Frau, 
haben sie Wasser in der Kü­
che?") Theater mit "Gli amid 
di Oreste" aus Salzano (Vene-

, dig). 
21.00: Fratelli di Soledad (Reg­
gae + Ska aus Turin) 
So 23.2.: 17.00. Campo San 
Margherita: Echnida (Rock 
aus Milano), Circo Fantasma 
(Monza), . Prof Romei (Mila­
no), Fifty Seven Chorus (Mila­
no) 
Di 25.2: (Aufgefallen? Der 
Montag fehlt nämlich, Der Mi 
auch) 18.00 CampoSan Marg­
herita: "La Manfrina" (vene­
zianische Volkstänze) 
Do 27.2: 18.00 Campo San 
Margherita: Kabarett mit 
"Paola Brolati & C" - Vene­
dig aus verschiedenen Per­
spektiven 
17.00 Campo San Margherita: 
Maratona reggae (Reggae Ma­
rathon): Radio Rebelde. Mix­
tuty, Basta e Basta, Tele Gau­
din, King Roll, Steve Giant. 

Mrica United 
Fr 28.2,: Initiativen und Kon­
zerte in Marghera. Karnevals­
demonstrationszug - Graffiti 
von EI Assiston & Y. Konzerte 
im CSA Rivolta: Craxi Acidi 
(CSAheißtCentroSocialeAu­
togestito, also selbstverwalte­
tes 'soziales Zentrum. Oft 
heißts auch CSOA, da steht 
dann das 0 für Occupato, 
sprich besetzt.) 
Sa 29.2.: 15.00 in Venedig: 
Route dureh das leere Vene­
dig, "das wir füllen wollen" mit 
TrampolinspringerInnen, Feu­
erschluckerInilen und Akroba­
tInnen (Micheie Gilbert & 
Massimo MagIiola, Paris) rund 
um die Palazzi und die leerste­
henden Gebäude der Stadt 
18.00 Campo San Margherita: 
Tinto Latin Orchestra (Salsa, 
aus Padua), Violenti Lune 
Elettricha (Bluesrock aus Cre­
mona), Casino Royal (Ska aus 
Milano) 
So 1.3.: 15.30 Campo San 
Margherita: Das Efemere Tea­
tro auf Bologna: ''Tossicame­
raff - Texte der Eroberten 
und der Eroberer 
Centro teatro dell'oppresso 
(Theaterforum der Unter­
drückten) aus Reggio Emilia: 
Sketches zum Thema Rassis­
mus 
Aus Genua Reggae- und Salsa~ 
Gruppen der ligurischen Ko­
ordinationsgruppe gegen die 
~'Colombiadi" (Zur Erinne­
rung: In Genua sollen vordem 
Hintergrund der 500 Jahr-Fei­
ern - Genua'ist der Geburts­
ort von Kristopf Kolumbus -
Umstrukturierungsvorhaben 
auf breitester Basis durehge-

setzt werden - ähnlich wie in 
Sevilla. nur in kleinerem Rah­
men) 
Gegen Abend Demonstra­
tionszug zur ~·Marittima." um 
gegen die "Amerigala" von 
Berlusconi zu protestieren 
Mo 2.3.: 20.00 Campo· San 
Margherita: "Mollami subito" 
(Laß mich in Ruhe. aber so­
fort!)Theater mit der "Zum­
pallera" aus Venedig 
21.00 Campo San Margherita: 
Isola Posse (Rap aus Venedig) 
Di 3.3.: 16.30 Campo San 
Margherita: Theaterstück mit 
Paolo Ternlanini und seiner 
Band aus Bologna 
21.00 Campo San Margherita: 
Boski Dezi (Ska aus Turin) 

Jeden Tag: 
Auf dem Campo San Marghe­
rita ein Floh- und Kunstmarkt 
für alle. Essenstände wird es 
dort auch geben. 
In der Via San Leonardo a 
Cannareggio: Dauerausstel­
lung und Videos zum Thema 
"500 Jahre Widerstand der In­
dianerinnen seit der Erobe­
rung Amerikas" 

Das Programm ist noch verän­
derbar!/Iich. Es wird zum Teil 
bereits unaktuell sein, wenn 
dieses TA Thlatt erscheint. Wir 
haben es trotzdem zu Gänze 
veröffentlicht, um euch einen 
Überblick über die Fülle der 
Aktivitäten zu geben. die in 
Venedig auf die Beine gestellt 
wurden. 

Laßluns Beriusconi dCII Kome­
~'al machen. wir lIehmcn uns die 
Stadt zunick! . 

osteuropäischen Orchestern vorgefühlt 
werden, damit auch etWas aus Osteuropa 
dabei ist. Eme "Amerigala" soll live übertra­
gen werden, ebenso Feiern in einigen exklu­
siven Häusern der venezianischen Promi­
nenz. AmeI'ican Express wird eine Gala mit 
dem Titel "Vom Winde verweht" präsentie­
ren, im Stil der US-Südstaaten des letzten 
Jahrhunderts. Am 1. März soll das Ganze 
mit einer Gondelwettfahrr abgeschl~n 
werden. 

Als Kulisse des Festes wird Venedig ge­
nommen. Die Stadt reibt sich die Hände: sie 
hat keine Ausgaben und profitiert von der 
VVerbung. ' 

Aber: Von 1950 bis 1991 wurden rund 
100.000 Mieterinnen aus der Stadt vertrie­
ben. An Stelle ihrer Wohnungen entstan­
den Feri~nwohnungen und -häuser für Rei­
che, Repräsentationsbüros von Firmen und 
ähnliohes. Die Gelder "Zur Rettung Vene­
digs" fließen in diese Kanäle. Gleiches gilt 
für die "5OO-Jahr-Feiern zur Entdeckung 
Amerikas" - dort, wo nicht nur üble Erin­
nerungen damit verbunden werden, dient 
es zur Umstrukturierung von Städten, wie 
Se;JUa in Spanien, Genua in Italien. 

Es reicht!!! 

Gegenkarneval 

Verschiedene Gruppen im Raum Vene­
dig. haben sich zu einer Koordination zu." 
sammengeschlossen, um einen Gegenkar­
neval zu organisieren: 

Eine ständige Ausstellung zu 500 Jahren 
Widerstand in einem centro Sociale soll 
den Gegenkarneval begleiten. Zum Auf­
takt wird eine Demo geben den Bürgerkrieg 
inJ ugoslawien undzu500Jahren tJnterarük­
kung stattfinden. Im centro Sociale MoTion 
sollen Masken gebastelt werden. Wohnun­
gen und Häuser sollen besetzt werden, 
Gauklerinnen, Straßenkünstlerinnen, 
Guerrillatheatergruppen werden aufgeru­
fen siCh zu melden und Vorschläge mitzu­
bringen - "damit wir ihr Spektakel ständig 
stören." (Programm dazu siehe Kasten) 

. Keine~, keine Räume 

Zunächst wurden die Pres...eerklärungen 
des Gegenkarnevals nicht veröffentlicht. 
Nach lautstarken Protesten bei der Presse­
konferenz der "Venedig Ereignisse 
GmbH" wandte sich das Blatt: Der Gegen­
karneval wurde bekannt. 

Nachdem das centro Sociale Morion 
wegen "Rauschgift" ergebnislos durchsucht 
wurde,wird Berlusconi angeblich nun auch 
Veranstaltungen des Gegenkarnevals über­
tragen und die Stadt zwei Plätze zur Verfü­
gung stellen. Geforderte Räumlichkeiten 
zur Organisation des Gegenkarnevals wur-
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den von der Stadt hingegen verweigert. Als 
Reaktion darauf fanden einige Protestak­
tionen statt, wor~ufhin der Bürgermeister 
die Polizei rief, um die "Störer" zu identifi­
zieren. 15 Personen erhielten Anklagen in 
diesem Zusammenhang. 

Bei einer Pressekonferenz am 4. Feber 
in Milano hat -Berlusconi· seinen Karneval 
vorgestellt - zum Thema "Amerika". Al­
lein das ist ein erster Sieg des Gegenkarne-

Kontaktadressen: 

in der BRD: Archiv für 
Zeitgeschichte, c/o Zen­
trum, Hinter der Schönen 
Aussicht 11, 6000 Frank­
furt/Main 11. Telefon: 
06/069/296335 nur Di 
18.00.,20.00 . 

in Italien: Centro Sodale 
Morion, Castello' 2951, 
30 100 Ve n e z i a . Tel e­
fon + Fax: 0039/41/5205163 

vals: Daß auf keinen Fall ein' Karneval zu 
Ehren von Columbus gefeiert wird. (Natür­
lich mit der Überlegung, damit dem Wider­
stand die Grundlage oder zumindest Argu­
mente zu entziehen.) 

Widerstandsreisepläne 

Nachdem 1991 in Köln ein Karneval ge­
gen den Golfkrieg stattfand, besteht jetzt 
folgender Vorschlag: Von Köln aus soll am 
Freitag, dem 28. Feber mit dem Zug via 
Frankfurt/Main-München-Innsbruck 
nach Venedig gefahren werden und am 
Sonntag darauf wieder zurück. 

Zum Abschluß aus der Aussendung von 
Radio Sherwood: "Wir wollen, daß mög­
lichst viele -Leute kommen, können organi­
satorisch aber leider für nix garantieren (Es­
sen, Schlafmöglichkeiten etc.) Es wird mög­
lich sein, in dem besetzten Haus zu schlafen, 
wir haben aber keine Möglichkeit, mehr zu 

. organisieren, auch weil noch viel vorzube­
reiten ist. Dies gesagt, warten wir auf 
euch .. .!!!!" 

Gegen die historis'Che Enteignung der 
Stadt Venedig, die den Massenmedien­

konzernen in den Rachen geworfen wird!! 
Laßt uns den Boykott organisieren!!" 

Israel - Italien - Kroation: 

Golfkrieg: 
1 Jahr danach 
TA Tblatt-Videoabend 

Heute: 

"Nach dem chirur-
gischen Eingriff" 

StudentInnen nehmen Lokalau­
genschein im Irak auf; etwa 
April 1991 

Mittwoch, 4. März 1992 
um 19 Uhr 
in der TATblatt-Zentrale 
Wien 6, 
Gumpendorferstraße 157/11 

An Menschenleben läßt sich gut verdienen 
Drogenhändler, Mafia und norditalienische Unternehmer liefern Waffen und radioaktives Material an Kroatien. 

(manifesto, Magyar Nemzet, Nepszava, A.M.) 
Ein riesiger Waffendeal wurde von Ita­

lien aus mit Kroatien abgewickelt. Höhe 50 
Millionen Dollar! Es handelt sich um Rake­
ten, Geschütze, Schnellfeuergewehre und 
Munition. 8 Leute wurden bis jetzt verhaf­
tet, darunter mehrere Ul1ternehmer aus 
Norditalien und ein israelischer Staatsbür­
ger, Siomo Oren, der ein GescMft in San 
Remo besitzt. Ein venenezianischer Dro­
genhändler, Giomnni Battista Licata, war 
der unmittelbare. Auftraggeber. Dieses 
Drogenschwein wird verdäChtigt, mit dem 
Mafiaboss Gaetano Fidanzati aus Palermo 
Kontakte zu haben. Seine Telefonate aus 

. Zagreb mit einem gewis.'ien Zornetta in Ita­
lien wurden überwacht, so kam die Sache an 
den Tag. Der Drogenhilndler, alias Cacao, 
übrigens ohnehin wegen Drogengeschäften 
zwischen dem Veneto und Sizilien gesucht, 
ist nach Zagreb abgehauen. Der erste Teil 
der Lieferung in Höhe von 5 Millionen Dol­
lar war bereits in die Wege geleitet worden, 
ein Schiff war bereits vollbepackt worden, 
und zwar in A1exandrien,kam aber offen­
sichtlich durch das Kriegsgebiet nicht bis 
nach Kroatien hinauf. 

Ein Vertreter der kroatischen Regie­
rung soll den Vertrag wahrend eines Be­
suchs in Italien abgeschlossen haben! Im 
speziellen bestand die Offerte aus Kala­
schnikows zu 290 Dollar das Stück, Mör­
sern, amerikanischen Boden-Luft-Raketen 

vom Typ Stinger (30.000 Dollar pro Stück), 
spanische Granaten waren dabei, Mörser, 
Panzerabwehrraketen und die entspre­
chende Munition-. Schließlich war auch die 
Liefenmgvon radioaktivem Material verein­
bart worden! 

Die ersten Untersuchungen, Faxe, Te­
lexe, zahlreiche Dokumente und Bankaus­
züge wurden beschlagnahmt - lassen darauf 
schließen, daß mit hoher Wahrscheinlichkeit 
der amerikanische, sowie der israelische Ge­
heimdienst die Saclle mitorganisiert und ge­
deckt haben! Auch der Verkaufvon Uran 
und Deuterium - die zum Bau von Atom­
bomben verwendet werden - wurden wäh­
rend der Einvernahmen zugegeben. 

Die 5 Tonnen Waffen und Munition des 
ersten Transportes kommen aus Israel. Sie 
waren fürs kroatische Heer bestimmt. Ge­
schiiftspartner w<lren ein paar Israelis. Ein 
ehemaliger Angehöriger des italienischen 
Heeres ist ebenfalls verhaftet worden - ver­
mutlich ein Verbindungsmmm zu den italie­
nischen Geheimdiensten, der sein know­
how für die Organisation des Geschäftes 
einsetzte. 

Die Zahlung erfOlgte über eine Schwei­
zer Bank! 

Einer der Verdächtigten, der Turiner 
Vnternehmer Edmondo Camlll7·i. war in 
Kroatien verschollen gewesen, er wurde am 
27. November in Triest verhaftet. Was war 
mit ihm geschehen? Man hatte ihn ein we-

nig als Geisel zurückgehalten, denn nach­
dem die ersten 5 Millionen Dollar gezahlt 
worden waren, wartete man auf den ersten 
Teil der Waffenlieferungen, der aber nicht 
kam. Camurri sei ~s gelungen, wie er berich­
tet, zu entwischen, dabei ist er aber leider in 
die Hände der Carabinieri gefallen. 

Die UnterSUChungen leitet unter ande­
rem der venezianische Richter Casson, der 
auch für zahlreiche Gladio-Aufdeckungen 
bekannt ist. Siomo Oren taucht noch in ei­
ner anderen causa auf, wie Magyar Nenizet 

. vom 10. 1. berichtet. In Mailand wurden ein 
ästerreichischer Geschäftsmann und drei: 
Ungarn,sowie drei Tage später ihre mut­
maßlichen Verhandlungspartner, ein Herr 
aus Italien und einer aus den USA verhaf­
tet. Namen wurden von den italienischen 
Behörden nicht bekanntgegeben! Die mut­
maßlichen brutalen Bestien dürften Mate­
rial geschmuggel! haben, das zur Herstel­
lung von Atomwaffen und im Raketenbau 
verwendet wird: Man spricht nicht nur von 
einem Endabnehmer Irak, sondern noch 
von einem weiteren Interessenten: Israel. 
Der Untersuchungsrichter Romano Dolce 
aus COI11O, der dieses Ding leitet, ist dane­
ben schon seit Oktober vergangnen Jahres 
einer internationalen Dealerbande auf der 
Spur, die aus der ehemaligen "SU" nuklea­
res Material vornehmlich an den Irak gelie­
fert hat. Es wurden da Leute mit Stoff in der 
Tasche, der aus der SU stammte, gefaßt.. 
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Wenn Wahlen was verändern würden ..... . 
Türkei und Kurdistan nach den Parlamentswahlen (Okt.'91) 

(TATblatt Wien) 
Republik Türkei, Frühsommer 1991: 

Militär und Polizei "räumen auf'. Um noch 
rasch vor dem Besuch von US-Präsident 
Bush ein wenig mehr an "Ordnung" ins 
Land zu bringen, nutzten die "Sicherheits­
kräfte" die erst im April geschaffenen "An" 
titerrorgesetze" und befördern binnen 
zweier Monate so an die hundert Menschen 

'während Hausdurchsuchungen, Personen­
kontrollen und Festnahmen vom Leben 
zUm Tode. Im türkisch besetzten Teil Kur­
distans werden Begräbnisse mit 30 000 Teil­
nehmerInnen von Spezialeinheiten ange­
griffen; Tote werden in Zehnergruppen ge­
zählt, und derer gibt es viele. 

Die Eile der "Sicherheitskräfte" ist nicht 
ganz unbegründet. Die ersten Monate des 
Jahres 1991 waren Monate des sozialen 
Kampfes. Schon im Jänner versuchten tau­
sende Bergarbeiter mit ihren Familien nach 
Ankara zu marschieren, um bessere Le­
bensbedingungen zu erreichen. Nur ein Mi­
litäreinsatz konnte sie zum Abbruch ihres 
Marsches bewegen. Trotz der vorläufigen 
Niederlage aber wurde der Marsch der 
Bergarbeiterfamilien zum Startschuß für 
100 OOOende ArbeiterInnen, die in lokalen 
Streiks, Fabriks- oder Landbesetzungen 
und Demonstrationen für ein besseres Le­
ben kämpften. Bis Juni hatte "die Wirt­
schaft" durch Streiks schon 2 Mio Arbeits­
tage verloren. Paralelldazu nahm die Akti­
vität der Guerilla stetig zu. Nicht mehr nur 
im weitläufigen Nordwest-Kurdistan muß­
ten die Repräsentanten des türkischen 
Staates Angriffe der Guerilla fürchten. 
Selbst in Istanbul und Ankara, den Städten 
mit der höchsten Dichte an Militär und Poli­
zei pro Einwohnerinnen in der Türkei, wur­
den Woche für Woche erfolgreich Attenta­
te aufPolizeioffiziere, Militärs und korrupte 
Politiker durchgeführt. Bereits im Mai ver­
öffentlichte z.B. "Devrimci Sol" (revolutio­
näre Linke) ihre 19. Anschlagserklärung 
des laufenden Jahres. 

Für 2O.0ktober ist die Parlamentswahl 
angesetzt, deren Ausgang, erstmals in der 
Geschichte des "12.September-Regimes" 
(1), höchst fraglich ist. Und es ist Wille der 
Mächtigen, daß diese Wahl weder im Er­
gebnis von irgendwelchen die Öffentlichkeit 
schockierenden Massakern beeinflußt noch 
in ihrer Legitimität und Korrektheit vom 
"befreundeten, westlichen Ausland" hinter­
fragt wird. Die letzten Wochen vor der 
Wahl verlaufen nahezu ruhig ..... 

Vorwahlaktivitäten 

Das heißt aber nicht, daß es keine Ver­
suche gegeben hätte, den Ausgang der 
\yahl zu beeinflussen. Bereits im Sommer 
war der HEP (kurdische "Partei der Arbeit 
des Volkes") von der Teilnahme an der Par-

lamentswahl ausgeschlossen worden. Sie 
hatte nicht, wie vom Wahlgesetz verlangt, 
bereits sechs Monate vor der Wahl einen 
Wahlkongreß abhalten 'können. Das wäre 
aber auch ganz schön viel verlangt gewesen 
von einer Partei, deren Funktionäre froh 
sein können; wenn sie nur kurz festgenom­
men und verprügelt und nicht gleich von' der 
Konter-Guerilla (2) erschossen werden. 
Seit Frühjahr 1991 sind mindestens 7 höhe­
re Funktionäre der HEP ermordet und 
über 20 weitere an einen unbekannten Ort 
verschleppt worden. 

Der Wahlausschluß der HEP führt 
schließlich dazu, daß HEP und SHP ("so­
zialdemokratische populistische Partei") ein 
Wahlbüridnis abschließen und HEP-Mit­
glieder in kurdischen Wahlkreisen an erster 
Stelle kandidierten. Die SHP konnte Dank 
der fortschrittlichen und beim kurdischen 
Volk sehr beliebten HEP-Mitglieder auf ein 

hervorragendes Wahlergebnis in Nord­
west-Kurdistan hoffen. Sie machte den 
HEP-Kandidatlnnen nur sehr allgemeine 
Zugeständnisse; so nach der Art: "Wir wer­
den uns nach der Wahl für die Sache der 
KurdInnen einsetzen". Diese Liriie hatte 
auch in den Jahren zuvor die SHP-Politik 
bestimmt. Ihr Vorsitzender Erdal Inönü 
hatte als erster "legaler Politiker" (3) die 
Kurdinnenfrage öffentlich angesprochen 
und sich damit "im Osten", wie er Kurdistan 
nennt (das Wort Kurdistan ist verboten und 
wurde von Inönü daher peinlichst vermie­
den) bei den 'Menschen beliebt gemacht. 
Ziel dieser Politik war aber nicht die Unab­
hängigkeit Kurdistans, sondern die Spal­
tung der kurdischen Gesellschaft. Die SHP 
sollte der bei den KurdInnen immer belieb­
ter werdenden verbotenen PKK ("Partei 
der Arbeit Kurdistans", bei Weitem größte 
politische und bewaffnet kämpfende Orga-

Legale Parteien in der Republik Türkei 
DYP: Die "Partei des richtigen weges" ist die 

Nachfolgepartei der "Gerechtigkeitspartei" 
(AP), die 1980 vom,Militär aus dem Amt ge­
putscht wurde, Ihr Vorsitzender ist der dama­
lige und jetzige Ministerpräsident Süleyman 
DemireL Sie vertritt die Interessen der kleinen 
Schicht von Industriellen und der Großgrund­

'besitzern, Zunehmend kann sie auch höhere 
Angestellte und Beamte an sich binden, Letzt­
lich aber "müssen" auch kleine Gewerbetrei­
bende die DYP wählen. da die Wirtschaftspo­
litikder ANAP mit der strikten Befolgung der 
Vorgaben des Internationalen \Vährungsfonds 
gescheitert ist und die übliche Propaganda der 
Panikmache vor einer Verstaatlichungspolitik 
der Sozialdemqkraten natürlich bei jenen, die 
eh fast nix haben, zieht. Die Partei ist zwar 1980 
aus dem 'Amt geputscht worden, hatte aber 
da~egen, zumindest vorerst, gar nichts einzuc 
,wenden gehabt. Erst als ·'Altpolitiker" von den 
Wahlen ausgeschlossen worden waren, regte 
sich geringer Widerstand in den Parteien, 

Demirel ist· für seine Unterstützung des 
Kampfes gegen die KurdInnen bekannt. In sei­
ne Amtszeiten fielen viele Massaker an Kur­
dInnen und I"irlke und das ··Aufblühen'· der 
Konterguerilla, 

Der Gegensatz zur Wirtschaftspolitik der 
ANAP ist nur ein scheinbarar. Demirel ist von 

, Washington ferngesteuert..., 

Al'lAP: Unbeabsichtigtcs Produkt des :'vlili­
tärputschs, Demirels ehcmaliger Wirtschafts­
berater und heutige Präsident Özal sammelte 
1983 so ziemlich alles in seincr Partei. was 
rechts war und nach dem Verbot aller Parteien 
in Opposition zum Militär stand: Die soge. 
nannten Zivilfaschisten von Arpaslan Türkes, 
die Anhänger des religiösen Fundamentalis· 
mus und die ehemaligen Anhänger der AP 
Demirels, Das Mehrheitswahlrecht verhalf der 
ANAP gegen den Willen der Militärs zur abso­
luten Mehrheit ap Mandaten (nie jedoch an 
Stimmen). Der Widelwille der Militärs legte 
sich aber bald, da der Ex-Weltbanker Özal oh­
nehin das tat, was Militärs und Industrie von 

ihm wollten: Er befolgte die Anweisungen aus 
Washington .... 

SHP: Inzwischen leicht abgewandeltes Pro­
dukt des Militärputschs, Parteiführer Inönü ist 
Sohn von Kemal Pasa's letztem Premier und 
Nachfolger und daher schon als Name ein Pro­
gramm. Er ist den "Grundsätzen des Kemalis­
mus" verbunden und war, obwohl kein "Altpo­
litiker" ,seines Namens wegen nach dem Putsch 
vom passiven Wahlrecht ausgeschlossen. Das 
Pr~~amm der SHP ist sogar rechts von der 
SPO anzusiedeln, Der Rest steht im Hauptar­
tikeL 

DSP: "Sozialdemokniti.che Partei" des ehe­
maligen Premiers Ecevit. Ebenfalls "Kema­
lisf'; Unterscheidet sich von derSHP vor allem 
durch offene Kurdinnenfeindlichkeit 

RP (Refah Partisi): religiös-fundamentali­
stische Partei. Zielt auf die Errichtung einer 
islamischen Republik, Nachfolgepartei der 
nach dem 12.September 1980 aufgelösten ehe­
maligen Koalitionspartnerin Demirels, der 
"Nationalen Heilspartei", Arbeitet mit Zivilfa-, 
schisten zusammen, Steht zur Zeit im Wider­
spruch zur pro-westlichen Orientierung von 
A"iAP und DYP und sammelt daher unzufrie­
dene Rechte .. , 

IDP: Mehr oder minder wie RP; Zur Zeit 
Bündnis mit RP und MCP, 

MCP: Faschistische "Nationale Arbcitspar­
tei"; Sammelbecken der "Zivilfaschisten", 

'Führer Arpaslan Türkes betreibt agressiven 
türkischen Nationalismus mit antiwestlicher 
Ausrichtung, Jugendorganisation "Graue 
Wölfe" Ende der 70er für Terror gegen Linke 
und KurdInnen unter Anleitung des militäri­
schen Geheimdienstes und der Konterguerilla 
hauptverantwortlich. Auch in Europa aktiv. Fi­
nanziert sich zum Teil mit Heroin- und Waf­
fenhandeL Indirekte Kontakte bis in die CSU 
(BRD) ..... . 
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nisation Nordwest-Kurdistans) als "demo­
kratische" Alternative entgegengestellt 
werden. ' 

Aus dem selben Grund förderte Inönü 
nun das Bündnis mit der HEP: Vielleicht 
könnten so Teile der HEP aus ihrer PKK­
Nahe herausgelöst. und für einen "demo­
kratischen EntWicklungsprozeß" gewonnen 
werden. Er hoffte wohl, sich so als Retter 
der "nationalen Einheit", die 
da die KurdInnen kurzer-

'band einscbloß, profilieren 
und damit WäblerInnen ge­
winnen zu können. 

Die HEP wiederum hatte 
wel,lig Alternativen zu die­
sem Bündnis und Angesichts 
der standigen Todesgefahr 
ihrer Funktionär Innen auch 
nichts zu verlieren. 

Den auffälligsten Ver­
such, daß Wahlergebnis vor­
herzubestimmen setzte aber 
der Präsident und Ex-Welt­
banker Özal hirnself. Nach­
dem selbst Wahlhilfe von 
BUSb, Kohl und anderen 
westeuropaischen Politikern 

, den Niedergang der ANAP 
("Partei des wichtigsten Va­
terlandes" (4)), nicht hatten 
aufhalten können, erklarte 
Özal dem Nachrichtenma­
gazin "Spiegel", daß ein 
Wablergebnis, welches nur 
eine Koalitionsregierung zu­
lasse, "eine Rückkehr zur Si­
tuation vor dem 12.Septem­
ber 1980" bedeuten würde. 

Eine offenere Drohung 
mit einem neuerlichen Mili-
tarputsch konnte es gar nicht geben. Zwar 
ware nach den Wahlen vielleicht rein rech­
nerisch eine Koalition zwischen SHP und 
DYP ("Partei des richtigen Weges", wirt­
schaftsliberalistische Oppositionspartei) 
möglich; daß aber eine solche Koalition 
zweier Parteien, deren Rivalität (nach An­
sicht der offiziellen Geschichtsschreibung) 
die RepUblik schon dreimal an den Rand 
des Abgrunds getrieben hatte (5), nun eine 
funktionierende Regierung hervorbringen 
würde, erschien mit Sicherheit der Mehr­
beit der TürkInnen als unwarscheinlich. 
Und das eine der beiden Parteien trotz des 
enorm verzerrenden, Mehrheitswahlrechtes 
die absolute Mehrheit an Mandaten ein­
heimsen könnte, war überhaupt völlig aus­
gescblossen. Dies könnte nur der ANAP 
gelingen, weil sie neben nunmehrigen SHP­
und DYP-Sympathisantlnnen bei vergan­
gen Wahlen auch religiöse und faschistische 
WählerInnen für sich hatte gewinnen kön­
nen. 

Özals recht einleUchtende BotSChaft war 
also: nur die ANAP kann einen neuerlichen 
Militärputsch verhindern. 

Wahlergebnisse 

Özal erreichte sein Ziel nicht. Die Wahl 

des 2O.0ktober 199-1 machte die DYP zur 
stimmen- und mandatsstarksten Partei. 
Das Ergebnis im einzelnen: 

DYP27,04% 
ANAP24,Ol% 
SHPIHEP20,75% 
DSPI0,75% (sozialdemokratisch) 
RP/MCPJIDP16,90% (Bündnis funda-

mentalistischer und faschistischer Parteien) 

wurde unterbrochen und erst fortgesetzt, 
nachdem Inönü im Parlament öffentlich er­
klärt hatte, daß die kurdischen Abgeordne­
ten ihre Aktion nicht wiederholen würden. 
Diese Erklarungwar ein Triumph aller Kur­
dInnen: Sie hat der Welt gezeigt, wie pa­
nisch die herrschende Klasse der Türkei auf 
kurdisches Nationalbewusstsein reagien. 
Alle Welt hat zu sehen bekommen, daß die 

,KurdInnen vom türkischen 
(Staat unterdrückt werden, ihre 
,Sprache verboten ist! 

Der Koalitionspakt 

Nach etwa einem Monat ei­
I~gten sic~ ~yP und SHP auf 
leme Koalition. Was vor den 
jWahlen noch als völlig undenk­
ibar gegolten hatte, schien nun­
Imehr dem Wunsch der über­
wiegenden Mehrheit der Tür­
iklnnen zu entsprechen. Diese 
!Koalition der ewigen Rivalen 
~önnte das Land vielleicht aus 
~er Krise führen ..... 
I Und oberflachlieb betracb- . 
~et versprach der Koalitions­
pakt auch Allerhand: r • Die Rechtedes Staatsprä­
sidenten sollen zu Gunsten des 

, Parlaments beschnitten wer­
~en. 
, • Die militarische Oberauf­
~icht über Schulen und Univer­
$itaten soll abgeschafft werden. 
! • Die Pressefreiheit soll ga­
rantien werden. 

.:.~;;;: .. ! • Die provisorischen, dem 

Leyla Zana. die erste kurdische Frau im türkischen Parlament Prinzip der Rechtsstaatlichkeit 
widersprechenden Artikel der 

Verfassung soHen ohne Gesamtänderung 
der VerfasSung gestrichen werden. 

Die ANAP verlor gegenüber der Wahl 
von 198712% Prozentpunkte an Stimmen 
oder jedeN zweiteN ihrer WahlerInnen. 
Aber auch die sog. "Linksparteien" (die 
SHP ist der "Sozialistischen Internationale" 
zu rechts, und das will was heißen) verloren 
gemeinsam ein Siebntel ihrer WählerInnen. 
Das religiös-fundamentalistische Lager 
schaffte es gemeinsam mit den Faschisten, 
wieder eine eigenständige politische Kraft 
zu werden. 

In zwei Salzen zusammengefaßt: Die 
Rechtsparteien verfügen über 2/3 aller 
Stimmen und Mandate. Und die SHP, die 
auch jedeN sechsteN WahlerIn verloren hat 
(1987 noch fast 25%), muß schon schauen, 

. daß sie niCht bald in die Bedeutungslosigkeit 
abrutscht. 

Und in Kurdistan? 

Die SHP wurde in den kurdischen Wahl­
kreisen erwartungsgemaß stärkste Partei. 
Das freute Inönü ganz sicher. Ob er sich in 
Zukunft über die 20 kurdischen Abgeord­
neten, die nun im Parlament sitzen, auch 
freuen wird, darf bezweifelt werden, Schon 
~nläßlich der Parlamentseröffnung kam es 
zum ersten Eklat, als zwei kurdische Abge-

'ordnete (eine Frau und ein Mann) Parolen 
in kurdischer Sprache riefen. Die Sitzung 

• Das Recht auf politische und gewerk­
schaftliche Organisation soll durchgesetzt 
werden. 

• Bei der Atbeitsgesetzgebung sollen die 
Grundsätze der internationalen Arbeitsor­
ganisation ILO beachtet werden. 

• Die Polizei soll über individuelle 
Grundrechte und -Freiheiten aufgeklart 
werden (klingt bekännt, was?). Ihre Kom­
petenzen sollen neu geregelt werden. 

• Die Rechte der Beschuldigten im 
Strafverfahren sollen ausgebaut und damit 
der Folter die Grundlage entzogen werden. 

• Der Ausnahmezustand, der mit Be­
ginn des Krieges gegen den Irak in den mei­
sten kurdischen Provinzen verMngt worden 
war, soll aufgehoben werden. 

• Das Versammlungs- und Vereins­
gründungsrecht soUen in der Verfassung 
verankert, ihre Ausübung vereinfacht wer­
den. 

• Die Antiterrorgesetze soUen gemäß 
dem Prinzip der Unantastbarkeit von 
Grund- und Freiheitsrechten überarbeitet 
werden. 

• Das Pariser Abkommen, welches ins­
besondere den Schutz von Minderheiten 
behandelt, soll in der Republik Türkei (6) 



volle Gültigkeit erlangen. 
• Und auch noch einiges mehL ..... 

Was, wie schon gesagt, recht erfreulich 
klingt, heißt bei genauerer Betrachtung so 
gut wie nichts. Da ist zwar von Gesetzes­
und sogar von Verfassungsänderungen die 
Rede, aber die Strukturen, die sich in elf 
Jahren offener faschistischer Herrschaft als 
Träger der Macht in der Republik Türkei 
entwickelt haben, werden mit keinem Bei­
strich angekratzt. Weder Polizei noch Mili­
tär sollen in ihren Befugnissen praktisch 
merkbar beschränkt werden. Und von Aus­
tausch der durch und durch faschistischen 
Offizierskader ist kein Wort zu finden, denn 
er wäre von der Regierung auch nicht' 
durchsetzbar. 

Der Praxis der willkürlichen Verhaftung, 
der Folter und der staatlich geduldeten 
Morde kann aber mit Gesetzen allein nicht 
entgegengetreten werden. Wo zusammen­
geschweißte Offizier- und Polizeikorps (7) 
einander in jedem Fall die Stange halten, 
und das ist ja wohl auch in Österreich be­
kannt, da hilft kein Gesetz. 

Nur daß in Österreich im schlimmsten 
Fall einige Wochen Krankenhaus und eine 
Verurteilung wegen Widerstand und Ver­
leumdung drohen. In der Türkei ist Verprü­
geln im Falle der Festnahme die Regel, 
schwere Verletzungen bis zum Tod keine 
Ausnahme! 

. Die brillianteste Umschreibung eines 
ungeheuren Zynismus gelang der Koalition 
mit der Anerkennung des "Pariser Abkom­
mens". Das kurdische Volk, daß, auf vier 
Staaten aufgeteilt, über 30 Mio Menschen 
zählt, von denen selbst nach konservativsten 
Schätzungen in der Türkei mehr Menschen 
leben als etwa Österreich EinwohnerInnen 
hat (8), soll als "Minderheit" 
und "bezüglich Ethnie, Kultur 
und Sprache" (Text der Ver­
einbarung) anerkannt werden. 
Das Koalitionsabkommen ne­
giert also nicht nur das Recht 
des kurdischen Volkes auf voll­
ständige Unabhängigkeit, es 
will auch noch die Folgen 75 
jähriger Unterdrückung für 
immer festschrei~n! 

Geradezu witzig ist es, daß 
diese Koalition von den 20 kur­
dischen Abgeordneten abhän­
gig ist, ohne die sie im Parla­
ment keine Mehrheit besitzt. 
Geradzu aberwitzig ist es, daß . 
diese Situation niCht öffentlich 
eingestanden wird. Laut offi­
zieller Propaganda gibt es nur 
12 kurdische Abgeordnete. Diese wären zu­
wenig, um die Koalition ins Wanken zu brin­
gen .... 

Reaktionen auf die Koalitionsbildung 

Die westlichen "Freunde" reagierten auf 
die Koalition mit Begeisterung. Zwar hätte 
die USA lieber eine DYP-ANAP-Regie-

rung gesehen, aber man nimmt, was man 
hat, solange es willfährig und US-freundlich 
ist (in US-Kreisen wurden vor allem Koali­
tionen mit den antiwestlichen Fundamenta­
listen gefürchtet). 

Die BRD beeilte sich und schickte Waf-
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Die "positive Stimmung" unter den Ver­
bündeten nutzt auch die türkische Armee . 
Hatte die Phase relativer Ruhe über die 
Wahlzeit hinaus bis zur Bildung der Koali­
tion angehalten, so agieren die "Sicherheits­
kräfte" seit Anfang Dezember v.ie eh und 

. je; nein, sie agieren noch schlimmer! 
Obwohl bereits 3/5 der türkischen 

Armee in Nordwest-Kurdistan im 
Kampf gegen die PKK und ihre Guerilla 
stationiert sind, werden neue Truppen­
verbände herbeigeschafft, um die ausge­
fallen Dorfschützei' (Tb-36) zu ersetzen. 
Nachdem nun ein Großteil der Dorf­
schützer (9) ein Amnestieangebot eier 
PKKangenommen und ihre Waffen zu­
rückgegeben hat, steht die Armee vor 
der unangenehmen Entscheidung, die 
verlorenen Positionen entweder mit Sol­
daten aufzufüllen und diese den Angrif­
fen der Guerilla auszusetzen (denen wa­
ren die Dorfschützer' auch ausgesetzt, 
aber diese waren Kurden und ihr Leben 
daher für die Militärführung nicht sehr 
wertvoll), oder aber die Gebiete für auf­
gegeben zu erklären. Das Problem wird 
mit militärischer Logik gelöst: Die Luft­
waffe bombardiert weite Teile Kurdist­
ans, um die Bevölkerung zum Verlassen 
ihrer Heimat zu zwingen und die Gueril­
la von ihrer Basis abzuschneiden. 

Bakirköy/lstanbul 
Widerstand im ganzen Land 

fen im Wert von 4 Mia DM. Aus Beständen Am 26.Dezenber 1991 verübte eine 
Gruppe von etwa 20, der PKK nahestehen­
de Personen einen Brandanschlag auf ein 
Kaufhaus in Istanbul, welches dem Bruder 
des militärischen Supergouvemeurs der 
kurdischen Ausnahmezustandsgebiete ge­
hört. Im Feuer kamen 11 Menschen ums 

der ehemaligen DDR~Armee erhielt die 
Republik Türkei (neben Lizenzen und Pro­
duktionsmittel für deutsche Rüstungspro­
dukte) vor allem Kampf- und Bergepanzer 
sowie Schußwaffen und Unmengen an Mu­
nition. Die USA ist nunmehr nach einer 

kurzen Pause wieder dazu übergegangen, 
ihre Position in der Türkei auszubauen. Ziel 
ist noch immer die Golfregion, bzw. die Sta­
bilisierung der Türkei. Für die Weitöffent­
lichkeit aber werden die Transportflugzeu­
ge nach Incirlik (US-Basis bei Diyarba­
kir/Kurdistan) gebracht, um alte Essensra­
tionen, die die GI's im "Golfkrieg" nicht 
gebraucht hatten, in die Gemeinschaft un-

. abhängiger Staaten zu fliegen. 

Leben. Ein Teil der TäterInnen 
wurde festgenommen; dem An­
schlag folgten auch noch 70 weitere 
Festnahmen. 

Der Tod der elf Menschen hat 
in der türkischen Öffentlichkeit 
große Verbitterung und in gewis­
sem Maße auch Verständnis für 
das Bombardement kurdischer 
Dörfer ausgelöst. In einem Inter­
view mit BBe hat PKK Generalse­
kretär Öcalan erklärt, nicht den Be­
fehl zu dieser Aktion gegeben zu 
haben. Der Anschlag war also kei­
ne Aktion der PKK! 

Aber Öcalan wollte sich vom 
Anschlag auch nicht distanzieren 
und erklärte, er befürchte eine Zu­
spitzung der Auseinandersetzung, 
wenn sich die Vertreter der türki­

schen Regierung nicht zu Verhandlungen 
mit der PKK durchringen könnten. Mehre­
re Verhandlungsangebote der PKK an die 
neue Regierung waren von dieser unbeant­
wortet geblieben (bzw. wurden sie mit ver­
stärktem Armee-Terror gegen KurdInnen 
beantwortet). 
. Der Armee dient der Kaufhausbrand 

und die Toten als Legitimation ihres Ter-
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Fortsetzung: 

rors gegen KurdInnen. In Wahrheit aber 
begann ihre Offensive in Nordwest-Kurdi­
stan schon Mitte Dezember (siehe Tb-36), 
also zwei Wochen vor dem Anschlag. 

K1eingedruckteo: Dieser Beitrag ist der zweite Teil einer Serie 
Ober die TOrkei und den tOrtiscl! besetzten Teil Kurdistans. Aus 
einem ursprünglich geplanten lAngeren Artikel wurden etwa 15 
TAThlatl3eiten, der nun auf (mindestens) vier Teile aufgeteilt 
werden mußte. In der nachsten Ausgabe des TA Thlatl wird es 
vor allem um die Geschichte der TOrkei ·und (ganz) Kurdistans 
gehen. In TA Thlatt.·33 werden wir dann versuchen, ein Bild der 
tOrlcischen und kurdischen Gesellschaft zu vermitteln: Ökono· 
mie, soziale Kennzahlefl. einiges Ober Religion und ihre Bedeu~ 
tung in der GeseUschaf~ die RoUe der Frauen ..... 
TAThlatt ·32 ist schließlich der tOrtischen und kurdischen revo­
lutionären Unken und insbesondere dem bewaffneten Kampf 
gewidmet (wieder: gesellscbaftliche Verankerung. RoUe der 
Frauen, ... ). Die Erklärungen verschiedener politiscberGruppen, 
die in der Türkei und in Kurdistan den bewaffneten Kampf gegen 
das tOrk:ische 'faschlstische KoIonia\syatem fahren und die zum 
Teil schon seit drei Wochen bei .uns liegen, können wir (siehe 
ohen) leider erst in Nummer ·32veröffentlichen. FOr den Stress, 
denwirverursachtbaben, allwir noch einen einbeitlichen Artikel 
veröffentlichen woUten, bitten wir um Entschuldigung. ... ! 

Letzte Meldung: Es ist 5 Ubr Früb und die Zeitung außerdem 
mehr als vol~ vol~ vol~ voll! Der Kasten Ober "Kemalismus" wird 
also heute nicht mebr geschrieben und kommt erst in die nächste 
Ausgabe, in die er thematisch ohnehin b .... r paßL Leider 
kommt das Wort "KemaJilmus" auch diesmal recbt häutig vor. 
aber, ... naja .... einigen wir uni darauf, daß .. 'wal Schlechtes iSL 
O.I<.? 

Fußnoten: 
(1) Du mit dem Putsch vom 12.September 1980 eingerichtete 

. faschistische Regime schaffte .. wie kein Regime zuvor, die 
tOrkische und kurdische Gesel\schaft und aämtliche Machtstruk· 
turen völlig umzukrempeln. Diese Durchdringung der gesamten 
Gesel\achaft mit faschistischen Strukturen konnte bis heute nicbt 
rückgängig gemacht werden. Im Gegenteil: Das System der Ge· 
walt wird (liehe z.B. Antiterrorgesetze) auch nach 11 Jahren 
noch ausgebauL Es kann daher noch immer vom Bestehen des 
"I2.Sepr.ember·Regim .. " gesprochen werden, aucb wenn die 
Regierung formal eine zivile und "frei" gewahlte iSL 
(2) Die KontergueriUa sind aus Angehörigen der "Sicherheits· 
krafie" bestehende, verdeckt operierende Todesscbwadronen. 
Sie sind der tOrtische Ablegervon Gladio bzw. Olahs angeblicher 
Bauarbeiter. Auf ihr Konto gehen aUein seit 19n tausende Mor· 
de an Unken .. .! Ein he,vorragender Bericht aber die Kontergue· 
rilla war in TA Thlatt minus 55 zu lesen gewesen (kein Eigenlob: 
war abgescbrieben). . . 
(3) All "legaler Politiker" soll hier bezeichne! werden, wer bereit 
ist, unter Einhaltung der faschistischen Vorscbriften öffentlich 
Politik zu machen. Das Beinhaltet Verneinung der kurdischen 
Nationalitä~ Abaage an jede Form d .. Klassenkampfes, Enthal. 
IUng jeglicher Kritik an der Armee und Verherrlichung Kemal 
Pasa' ...... 
(4) Der Name der ANAP (Anavatan Partisi) wird gerne mit 
"Mutterlandlpartei" ObersetzL Das ist völlig daneben! Vatan 
heißt VaterlaneL Der Vorspann Ana für sich genommen heißt 
zwar Mutter, in Verhindung mit anderen Worten jedoch soviel 
wie "haupt" oder "wichtig". So beginnt z.B. das Wort "Haupt· 
straße" mit" Ana· .. , 
(5) In der Geschichte der torkischen Republik gab es vor 1980 
schon zwei Militärputschs. Das Militär rechtfertigte seine Ein. 
griffe jeweill mit der Unfähigkeit der Regierung. die gegensätzli. 
cben gesellschaftlicben Kräfte. verkorpert durch die heutige 
DYP (früber AP) und die Unke (heute gespalten, früher CHP) 
zur Zusammenarbeit zu bewegen. Selbstverständlich lagen die 
Gnlnde rar .die militariscbe Lösung der Krise(n;· .. war und ist 
eigentlich immer die Gleiche) viel tiefer. Näberes dazu im näch· 
sten TA1bIatL 
(6) Mit dem Begriff "Republik TOrkei" wollen wir jenes "Gebil. 
den bezeichnen, das seit 1920 "'stiert und einen großen Teil 
Kurdistans gewaltsam besetzt bälL Es ist einfach ein bisserl müh· 
lIIIlII, immer Türkei und Kurdistan zu schreiben, vor allem wenn 
.. um die Reprasenianten d .. Staats geh~ die die kurdische 
Nationalität negieren. 
(7) Die OffIZiere der tOrk:iscben Armee sind nicht nur rein 
"metaphysisch" zusammengeschweißL Sie verfügen in der türki· 
schen Gesel\achaft aber besondere Vorrechte, betreiben einen 
eigenen Konzern und besitzen Privilegien (besondere Pensions· 
regelungen, Berufschancen. ... ), die ihr Interesse am Erhalt des 
berrscbenden Systems beson~ers ausgeprägen. 
(8) Schatzungen über die Zahl der KurdInnen im Gebiet der 
Republik TOrk:ei geben weit auseinander. Die geringste Schät. 
zung (etwa 8 Mio) darf te lediglich die BewohnerInnen des rein 
kurdischen Siedlungsgebietes erfassen. Daneben gibt es· aber 
aucb Gebiete. in denen KurdInnen die Bevolkerungsmehrheit 
bilden, und scbließlich zwang die Not in Kurdistan viele Men· 
schen zum Gang in die Industriestädte des Westens. Die höchste 
UDS bekannte Schatzung belAuft sich auf 25 Mio und dürfte der 
Realität weit näber kommen als die erste Zahl (Rep. TOrkei hat 
etwa 5S Mio EinwobnerInnen). 
(9) Dorfschotzer sind (oder waren) vom tOrkischen Militär be. 
waffnete Kurden, die sieb gegen ein Vielfaches des Durch· 
schnittseinkommens oder durch Zwang (Drohung mit Tod) in 
den Kampf gegen die Guerilla betzen lassen (ließen). 

. , 
SOLIDARITÄTS- UND SPENDENKAM-

PAGNE FÜR HASAN ERDEM 
(Freundinnen von Hasan Erdem) 

Am 19. Oktober 1991 wurde in Istanbul, 
Naznedar, nach dem Bombenanschlag auf 
.das Gebäude der DYP, der daran nicht be­
·teiligte Hasan Erdem von der POlizei ange­
sChossen und verhaftet. Da die Polizei keine 
Behandlung zuließ, mußte spllter sein Bein 
wegen seines hohen Blutverlustes ampu­
tiert werden. 

Bei der ersten GeriChtsverhandlung ver­
teidigte sich Hasan Erdem folgenderma­
ßen. 

"An den Vorsitzenden der Gerichtsver­
handlung, Istanbul 

Meine Verteidigung: 
Ich möchte gleich mit dem Tag anfan­

gen, an dem man mich angeschossen hat. 
. An dem Tag, an dem man mich ange­

schossen hat, hatte ich eine Verabredung 
mit meiner Schwester, die in Naznedar 
wohnt Sie hatte mich am 19. Oktober 1991 
in der Früh angerufen und wollte mit mir 
einkaufen fahren. 

Da sie mir gesagt hatte, ich solle so 
schnell wie möglich kommen, stieg ich gleich 
in einen Bus ein und machte mich auf den 
Weg zu meiner Schwester. 

Ais ich in Naznedar ausstieg, mußte ich 
noch ein paar Schritte gehen. 100 bis 150 
Meter vor dem Haus meiner Schwester hör­
te ich, daß mffil mit einer Pistole schoß. Ich 
war verwirrt und lief weg. Ich spürte, daß 
man direkt auf mich schoß, eine Kugel be­
rührte meine Haare. Ich hatte Angst davor 
und wurde immer schneller. Ich weiß nicht, 
wie lange das dauerte. Ich weiß nur, daß die 
Kugeln auf mich·gerichtet waren. 

Beim Weglaufen spürte ich einen 
Schmerz in meinem linken Bein. Ich konnte 
nicht stehen bleiben, weil die Kugeln immer 
mehr wurden. Ich wollte mich vor dem Tod 
retten. Als ich eine Kugel in das rechte Bein 
bekam, fiel ich zu Boden. 

Als ich den Kopf hochhob, hörte ich, daß 
die Polizisten mich beschimpften. Ich spürte 
Todesangst und wollte weglaufen. Obwohl 
die Polizei nicht einmal vier Meter .von mir 
entfernt war und obwohl sie mich nicht ge­
\yarnt hatte, schoß sie weiter auf mich. Die 
.}>olizisten schossen immer wieder auf mein 
Bein. 

Ich möchte noch einmal betonen, daß 
die Polizei mich niCht aufgefordert hat, ste­
henzubleiben. In dem Moment, in dem ich 
anfing, wegzulaufen, schoß. sie gezielt auf 
inich. Ich wußte nicht, warum sie auf mich 
schoß und wollte mich lediglich aus der To­
desgefahr retten. Ich mÖChte noch einmal 
betonen, daß die Behauptung, ich hätte eine 
Waffe in der Hand gehabt, eine große Lüge 
ist. . 

Ich weiß nicht, wie diese Beschu·ldigung 
zustande kam. Ich bin sicher, daß es sich um 
eine falsche Anschuldigung handelt. 

Später wurde ich nach Naznedar ins Spi­
tal gebraCht. Ich mußte alles bis auf meine 

Unterhose ausziehen. Dann mußte ich 
mehr als zwei Stunden warten. 

In diesem Spital wurde mir nicht einmal 
erSte Hilfe geleistet. Später wurde ich in ein 
anderes Spital (capa)gebracht. Auch in 
diesem Spital mußte ich lange warten. 

Die Staatspolizei (MIT) verhörte und 
bedrohte mich. Es wurde mir gesagt, daß ich 
nicht operiert werden würde, wenn ich die 
Aussage verweigern und das Attentat nicht 
zugeben würde. 

Obwohl die ärztliche Behandlung nicht 
zugelassen wurde, wurde ich angehalten, ei­
nige Aussagen zu unterschreiben, die ich 
nicht gemacht hatte. Natürlich habe ich die 
Unterschrift verweigert. Die Unterschrift 
hätte eine Verletzung der Menschrechte 
und ein Zugeständnis an die Unmenschlich­
keit bedeutet. 

Nach 12-13 Stunden Aufenthalt im 
Krankenhau~ capa hat man mich in den 
Operationssaal gebracht. Die .Polizei wollte 
mir ein Attentat vorwerfen oder mich töten . 
Da beides nicht gelang, mußten sie die Si- . 
tuation verändern und die "Beweisstücke" 
gegen mich verschwinden lassen. 

Als erstes wollten sie die Schußverlet­
zungen· vertuschen. Der Oberarzt unter­
stützte die Polizei, indem er mir ein "Gas­
gangren,,1 diagnostizierte. (Sein Vorname 
ist Sagan, an seinen Nachnamen kann ich 
mich nicht erinnern). Meine Kleidung wur­
de verbrannt. Im ärztlichen Bericht wurde 
angegeben, daß ich am vierten Tag meiner 
Verletzung dieses Gasgangren bekommen 
hatte. Das hat nichts mit meiner Kleidung 
zu tun. Wenn das auch stimmen würde, 
könnte der Arzt das Beweisstück nicht ver­
schwinden lassen, meine Kleidung müßte 
als Beweisstück aufbewahrt werden. 

Die Aussagen der Polizei sind immer wi­
dersprüchlich. In einem Bericht der Polizei 
steht, daß man in meiner Hose 23 Kugeln 
gefunden hat, und im zweiten Bericht steht 
"13 Kugeln". Dafür gibt es nur zwei Erklä­
rungen: Entweder hat die Polizei die Kugeln 
in meine Hose gesteckt, oder die Berichte 
der Polizei sind unwahr. 

Ich glaube, daß die Aussagen von Yusuf 
ÖZYOL nicht freiwillig gemacht wurden, es 
handelt sich um zwei widersprüchliche Aus­
sagen, die im Moment, als ich angeschossen 
wurde, gemacht und unterschrieben wur­
den. Ich bin der Meinung, daß die Polizei die 
Aussagen selbst geschrieben hat, und ihn 
dann unterschreiben ließen. 

Als letztes ... 
, Ich habe die ganze Warheit darüber ge­
sagt, was am 19. Oktober und danach pas­
siert ist Es steht fest, daß die Polizei nicht 
ganz "rein" ist. Solche Aktionen der Polizei 
werden immer mehr. Das Register der Poli­
zei ist ganz offen. Eine Woche vor meinem 
Fall ist etwas Ähnliches mit Mustafa Aktas 
passiert. Man hat ihn durch 14 Kugeln getö­
tet und drei seiner Freunde verhaftet. Auch 
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'hat man ihn als "Terroristen" bezeichnet de aufzuheben untI'meine sofortige Freilas- handlung. Geld schicken!! 
'und behauptet, daß schwere Waffen bei sung." 
ihm gefunden wurden. Aber die Aussagen Das Gericht und die Staatsanwälte ba-
seiner Freunde weisen darauf hin, daß er ben die geforderte Freilassung von HaSan 
unschuldig ist. ERDEM abgelehnt und die Verhandlung 

Was gestern mit Mustafa Akbas ge- auf einen spateren Zeitpunkt verschoben. 

, 1) Ein "Gasgangren" entsteht, wenn ei­
ne Wunde infiziert ist und Gewebeteile ab­
sterben. Die toten Gewebsteile drohen 

macht wurde, soll heute mit mir ge- i .... ~.iiöj nunlle h r 
macht werden. Aber die,8 Kugeln, l!:Clm:I ZAHLSCHEIN Z-Länderbank Bank Aust r 
die mich getroffen haben, haben f Empfanger ,', , 

mich nicht getötet. Ich werde der GOlay' Beceren , 
Sache auf den Grund gehen. D,enn ; • Sa .UnterstOtzung Hasan, Erde. 
ich will nicht, daß man Menschen Konfo.Nr. ' bei OSTER/fE'atISCHE UfNOfR8ANIC AKTIENGESEI 

ermordet. Bei diesem Vorfall habe 244-257-494/00 Wi en 
ich ein Bein verloren, bin also kör _ ,Verwendungszwedc . 

dann den gesamten Organismus 
zu vergiften. Eine Vergiftung 
kannjedoch mit Antibiotika ent­
gegengewirkt werden. Nutzt (jies 
nichts, so muß das abgestorbene 
Gewebe entfernt werden, im 
Eventualfall ganze Gliedmaße 
amputiert werden. 

perlich und psychisch schwer verletzt wor- In Sachen Unterstützung für Hasan Er-
den. dell?- - Spendenkonto: 

Ich bin nicht der Meinung, daß ein Men- Empfangerin: Gülay Beceren i.Sa. Un-
schenleben so billig ist. Darum verklage ich terstützung für Hasan Erdem 
die Polizei, die auf mich geschossen hat und Kontonummer: 244-257-494/00, BLZ 
von der ich verhört wurde. Auch der Ober- 12000, Bank Austria 
arzt, der im Capa-Krankenhaus beschäftigt 
ist, wird von mir beschuldigt. Ich klage sie an 
und möchte, daß sie bestraft werden. Und 
ich fordere meine sofortige Freilassung. 

Meine Verhaftung ist eine Schande für 
die Menschheit. Ich fordere also, die Schan-

Hasan Erdem ist nicht versichert, hat 
also kein Geld für die Behand.!ung, er .soll, 
nach Europa gebracht werdcn, um dort 
operiert zu werden. Er ist derzeit im Ge-

• fangnis und wartet auf seine nächste Ver-

Ein Gasgangren könnte entstehen, wenn 
etwa eine große Wunde mit nicht steriler 
Kleidung abgedeckt ist. Bei oberflächlicher 
Betrachtung wäre daher die Diagnose eines 
Gasgangrens eine geeignete Erklärung ei­
ner Amputation. Im vorliegenden Fall wur­
de die Diagnose gestellt, um die Verweige­
rung der Operation zu vertuschen. Die Am­
putation war Folge der Nichtbehandlung, 
und nicht die eines Gasganrens! Anm. 
TA Tblatt, nachdem wir einen Arzt gefragt 
harn .... 

Phillip Morris 

=~~~ 
EinE unbekannteR Sympat-' 

hisantln hat uns eine Liste aller 
offiziellen Beteiligungen des 
Phillip Morris Konzerns zuge­
sandt. Vergangenes Jahr riefen' 
US-amerikanische Act-up­
Gruppen zum Boykott der Pro­
dukte des Phillip Morris-Kon­
zerns auf, weil selbiger den 
rechtsradikalen Senator Jesse 
Helms finanziell unterstützt. 
Helms wiederum fällt ständig 
durch rassistische, sexistische 

, und sonstige "Iawand order"­
Ausfälle auf. 

Aus der Liste nennen wir 
nicht nur die österreichischen 
Beteiligungen des P.M.-Kon­
zerns, sondern auch Unterneh­
men, deren Produkte in Öster­
reich eine gewisse Bedeutung 
haben! 

Beteiligungen in :Öster­
reich: 

• Jacobs Kaffee Ges.m.b.H. 
.. MirabelI; Salzburger Con-

fiserie- und Bisquit-Ges.m.b.H. 
(Mozartkugeln etc.) 
• Bensdorp Ges.m.b.H. 
• Columbia Kaffee HAG 

G.m.b.H. 
• Suchard Schokolade 

Ges.m.b.H. 
Beteiligungen an Firmen, 

deren Produkte in Österreich 
eine bestimmte Bedeutung ha­
ben: 

• Miller Brewing & Co.; 
USA (Miller High Life; Bier) 

• Seve'Q Seas Food; Taiwan 
(Konserven) 

• Kraft General Food Inc.; 
USA (Lebensmittel aller Art) 

• AG Chocolat Tobler; 
Schweiz (Toblerone) 

• Tchibo Coffee Internatio-
nal Ltd.; GB (Kaffee) . 

Zigarettenmarken: 
• Phillip"Morris 
• Rotpmans 
• Marlboro 
• Murr2lti 
• Benson & Hedges 
Sonstige erwähnenswerte 

Beteiligungen: 
• Infibo-Institut für biologi­

sche Forschung G.m.b.H.; " 
BRD (?) 

Hitlers 
Führerbunker? 

Das in der Hornbostelgasse 
im 6. Wiener Gemeindebezirk 
befindliche Vereinslokal "Hal­
testelle Fußball", welches vor 
kurzem von der Polizei durch­
sucht wurile, nachdem dort ei­
ne Veranstaltung der V APO 
abgehalten wurde, mußte eine 
Verschöherungsaktion über 
sich ergehen lassen (siehe Pho­
to). Das Lckal, dessen Besu­
cherlnnen die Abkürzung des 
Namens "HF' fälschlicherwei­
se als "HitIers FOhrerbunker" 
übersetzten, war im letzten hal­
ben Jahr leergestanden und erst 

vor kurzem wied!!r in Betrieb 
genommen worden. Erklärung 
zur Aktion Jiegt uns keine vor. 

Einige unvoreingenommene 
BeobachterInnen hätten es vor­
gezogen, den Satz "Hier treffen 
sich Neonazis" an der Wand zu 
lesen, was der Vermittelbarkeit 
vielleicht zuträglicher gewesen 
wäre. ' 

Terror ,gegen 
PAC 

In Südafrika nehmen die 
Angriffe auf linke Organisatio­
nen zu. In der Nacht vom 28. 
auf den 29.Jänner verübten un­
bekannte TäterInnen einen 
Bombenanschlag auf das Büro 
des Stellvertretenden Präsiden­
ten des "Pan African Kongress" 
(PAC). Nur zwei Tage zuvor 
hatte die südafrikanische Poli­
zei den Generalsekretar des 
P AC verhaftet, als er nach ei­
nemSchußwaffen-Überfall der 
Polizei auf eine Kundgebung 
von 1000 Menschen mit Polizei­
offizieren verhandeln wollte. 
Die Kundgebung hatte sich ge­
gen Miet- und Strompreiserhö­
hungen gerichtet und hätte in 
einem Johannesburger Stadion 
beendet werden s()JIen. Dies 
verhinderte die Polizei mit ih~ 
rem Überfall. Der P AC, die 
zweitgrößte Antiapartheid-Or­
ganisation des Landes, will am 
bewaffneten Kampf gegen das, 
Rassistenregime solange fest-

halten, bis die Durchführung ei­
ner Wahl zu einer verfassungs­
gebenden Versammlung unter 
dem Grundsatz "ein Mensch­
eine Stimme" durchgesetzt ist. 

Ralf und Knud 
frei 
~ 

Ralf und Knud, zwei Aktivi­
sten der Hamburger "roten 
Aora", die im Juli 1991 wegen 
eines angeblichen Bahnan­
schlags verhaftet worden wa­
ren, sind wieder frei. Gegen die 
beiden, die in einer Erklärung 
sehr glaubhaft jede Beteiligung 
an einem Bahnanschlag ver­
neint hatten (Tb berichtete 
mehrmals), hatten nur zwei Zi­
vilpolizisten aussagen können. 
Außerdem mußte die Polizei 
einräumen, daß die Spurensi­
cherung sehr mangelhaft be-, 

. trieben worden war. Als scliließ- , 
Iich ein Gutachter bezweifelte, 
daß Betonplatten auf einem 
Gleis Oberhaupt einen Zug zum 
Entgleisen bringen könnten; 
wurden die Haftbefehle aufge..' 
hoben und der Prozeß vertagt. 
In Begründung der Freilassung 
zweifelte der Richter die Exi­
steilzeines "dringenden Tatver­
dachts" an. Die Angeklagten 
und deren UnterstützerInnen 
hoffen nun auf einen glatten 
Freispruch, der für die Zwei Zi­
vilbullen eher unangenehme 
Folgen haben könnte. 
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Unkelördem 
RechtsexIremism? 
_ .. ~,r .. ~ •.. iWF;$;$!~::::~H: 

Nach Ansicht der bundesd.eut­
schenCSU-Parlamentsfraktion för­
dert die linke den Rechtsextremis­
mus in der bundesdeutschen Gesell­
schaft. In einer Aussendung erklärte 
die CSU, daß linke mit dem Vor­
wurf, die Deutschen seien auslän­
derfeindlich, lediglich versuchten, 
die Depression zu überwinden, in 
. die sie nach dem Zusammenbruch 
des "Sozialismus" verfallen seien. 
Die deutsche Öffentlichkeit fühle 
sich dadurch diskriminiert. 

Der "deutsche. Selbsthaß der 
linken bereitet auf diese Art und 
Weise den Nährboden für Rechtsex­
treme". Die 'wreinzelt auftreten­
den Spannungen" zwischen Auslän­
derInnen und Deutschen seien aber 
nicht Ausdruck von Rechtsextremis­
mus, sondern Folge der hohen Zahl 
von AsylwerberInnen und des "Miß­
brauch politischen Asyls". 

Todesschwadro­
nen in Guatemala 

Todesschwadronen der guatem­
altekischen Polizei ermordeten ver­
gangene Woche franziskanische Or­
densleute und andere Lehrer der 
Universität vonCuidad de Guatem­
ala. Oppositionsgruppen forderten 
aus diesem Anlaß zum X-ten Mal die 
Entsendung einer UN-Beobachte­
rInnengruppe, die die Menschen­
rechtssituation in Guatemala über­
wachen soll. 

Riesen-Streik in 
Lissabon 
~~illll..~ 

Ein eintägiger Streik der öffent­
lich Bediensteten lissabons legte ei­
nen Großteil des öffentlichen Le­
bens der portugiesischen Haupt­
stadt lahm. Die Streikenden folgten 
einem Aufruf der kommunistischen 
Gewerkschaft CGPT, die mit 
Kampfmaßnahmen eine 14,5 %ige 
Lohnerhöhung durchsetzen will, _ 
nachdem sich die Regierung und die 
sozialdemokratische Richtungsge­
werkschaft UGT auf 9%. geeinigt 
hatten. 

Trotz dieser "Einigung" beteilig­
te sich die UGT am. Warnstreik, der 
eine Stillstand des öffentlichen Ver­
kehrs, der FIugbewegungen, der 
MülIversorgung etc. bewirkte. 80% 
aller Lehrerinnen beteiligten sich 
am Ausstand. 

Black Sheriffs in 
Wien? 

Wiens OberbürgerZilk und 
Mayer kündigten vergangene Wo­
che die Aufstellung einer eigenen 
uniformierten Sicherungseinheit für 
den Bereich der Wiener Verkehrs­
betriebe an. Diese Einheit soll in 
Gruppen auftreten und für Ord­
nung, vor allem aber für ordnungs­
gemäße Entrichtung der Fahrtge­
bühr sorgen. Diese Aufgabe könnte 
"durchaus von einem Privatunter­
nehmen im Auftrag der Verkehrs-

. betriebe übernommen werden". 
Erfahrungen mit solchen Priw­

tarmeen gibt es·aus mehreren euro­
päischen Städten (z.B. München, 
Hannover und Zürich). Die wegen 
ihrer schwarzen, US-Polizeiunifor­
men angenäherte Bekleidung 
"Black Sheriffs" genannten Halb-

. starken stürmen in größeren Grup­
pen U-Bahn-Waggons, kontrollie" 
ren in höchst aggressiver Weise das 
Vorharidensein von Fahrscheinen 
und mißhandeln SchwarzfahrerIn­
nen, in dem ~ie diese in. den soge­
nannten Polizeigriff nehmen und so 
das Eintreffen der Polizei abwarten 
lassen. 

In -Hannover hat eine Gruppe 
von Kaufleuten ein "Sicherungsun­
ternehineJ:l" damit beauftragt; die 
Umgebung der Geschäfte von Dro­
genabhängigen, Obdachlosen und 
überhaupt allen, die nicht ins ge­
wünschte Bild passen, zu säubern. 
Die Folge: Unzählige Knochenbrü-
che, Cuts und Blutergüsse ..... . 

Die öffentliche Polizei wurde 
von der Stadtverwaltung dazu ange­
halten, gegen Körperverletzungen 
seitens des "Sicherheitsdienstes" 
nicht einzuschreiten. Nachdem die 
Opfer nach Strich und Faden ver­
prügelt und vor die Geschäftspassa­
ge geworfen wurden, holt sie die 
Polizei ab; es hagelt dann Anzeigen 
gegen die Opfer ..... 

Das scheint die "Sicherheit und 
Ordnung" zu sein, die sich Zilk und 
Mayer wünschen! 

Kronzeuge ist 

~:!!!:::i2~::!~::!!g::!: 
Die bundesdeutsche Bundesan­

waltschaJt steht im Verdacht, sich 
einen Kronzeugen gegen die RAP 
präpariert zu haben. 

Der Bruder des erst kürzlich auf­
getauchten "Zeugen", der der RAF 
bei der Ausspähung des "Deutsche 
Bank"-Managers Alfred Herrhau­
sen behilflich gewesen sein will, sag­
te aus, zum angegebenen Zeitpunkt 
in der Wohnung des Bruders ge­
wohnt zu·haben. Von zwei "Terrori­
stinnen", die sich da angeblich wo-

chenlang aufgehalten haben sollen, 
habe er aber nichts gemerkt. Über­
dies ergaben sich aus den Laborun­
tersuchungen der beim Anschlag s0-

wie der in der Wohnung des "Zeu­
gen" gefundenen Spuren von Spren­
gutensilien unerklärbare Wider­
sprüche die auf "Präparierung" hin­
deuten. 

In einer Erklärung der RAF 
heißt es dazu: "Die ganze Geschich­
te, die der Staatsschutz um seinen 
'großen Fahndungserfolg' gegen uns 
'spinnt, ist von Anfang bis Ende er­
stunken und erlogen. Wir hatten nie 
Kontakt zum Verfassungsschutz­
spitzel N. ( ... ) 

( ... ) Es liegt auf der Hand, daß 
der Staatsschutzmit der Fahndung 
nach diesen ominösen 'unbekannten 
RAF-Mitgliedern Peter und Stefan' 
direkt auf die Verhaftung von lega-, 
len Genossen aus dem Widerstand 
- die nicht in der RAF organisiert 
sind - zielt. ( ... ) Die Behauptung, 
daß wir uns nicht wirklich illegal or­
ganisieren würden, sondern in leicht 
zu überwachenden Zusammenhän­
gen am Rande legaler Widerstands­
bewegungen leben würden, soll ei­
nerseits uns als Deppen hinstellen. 
Viel wichtiger daran ist aber, daß sie 
sich damit die Begründung für mas­
senweise Hausdurchsuchungen in 
legalen Zusammenhängen herzau­
bernwollen. 

Was diese Geschichte über uns 
aussagen soll: Wir würden den Leu­
ten nicht anmerken, was mit ihnen 
los ist. Konkret bei dem Typen, we­
der. daß er ein Bulle ist, noch daß er 
psychisch am Ende ist. Noch schlim­
mer, das wäre uns egal, wenn wir so 
jemand mal gebrauchen könnten. 
Diese Menschenverachtung, die sie 
uns damit unterstellen, wir würden 
die elende Situation von Menschen 
ausnutzen. stellt alles auf den Kopf. 

Wir sind in jeder Beziehung da­
rauf aus. daß jede und jeder heraus­
findet, wie sie bzw. er leben will und 
was er/sie machen will." 

USA: Weltmeister 

,:~:~:~~!g~~~~~~~=~~ 
Die USA hat ihre Position als 

Land mit den weltv.-eit meisten In­
haftierungen im letzten Jahr deut­
lich ausgebaut. Nach einer Steige­
rung von 6,8% gegenüber 1989 be­
finden sich in den USA zur Zeit 455 
von 100 000 EinwohnerInnen im 
Häfn. Damit werden neben westeu­
ropäischen "Demokratien" (Schwe­
den, Irland, Holland, ... ) sogar Horte 
der Freiheit wie Süda~rika (311 von 
100 (00) und natürlich auch das im 
Goldrausch befindliche Österreich 
(214) auf die Plätze verwiesen. 

Über die Ursachen der vollen 
Gefängnisse liegen die Expertinnen 
im Streit: Während staatliche Insti­
tutionen die traditionell hohe Kri-

minalitätsrate der USA als Erklä­
rungsmuster hochhalten, verweisen 
die AutorInnen der Studie auf die 
zunehmende "Iawand order" Stim­
mung in der US-Öffentlichkeit,· die 
zwangsläufig zu mehr Anklagen, 
härteren Urteilen und vor allem im­
mer schärferen Gesetzen führt. 

Hungerstreik in 
Südkoreanischen 

i:~~!.:~g~~~::;:~~ 
Die jüngsten Kontakte der bei­

den Koreanischen Staaten nahmen 
rund 900 Gefangene in 27 Südkorea­
nischen Gefängnissen zum Anlaß, 
um mit einem Hungerstreik gegen 
die sog. Sicherheitsgesetze zu prote­
stieren'- Der Demokratische Fami­
lienverband teilte mit, daß der am 
18.2. begonnene unbefristete Hun­
gerstreik so lange fortgesetzt würde, 
bis die "Sicherheitsgesetze" abge­
schafft und die Gefangenen aus der 
Haft entlassen wären. Es sei ein Wi­
derspruch, daß Menschen wegen re­
gierungsfeindlicher Aktivitäten 
oder verbotener Kontakte nach 
Nordkorea in Haft seien, die Regie­
rung aber gleichzeitig (nach den Si­
cherheitsgesetzen verbotene) politi­
sche Kontakte mit der Nordkoreani­
schen Regierung unterhalte. Der 
Demokratische Familienverband ist 
ein Zusammenschluß von Angehö­
rigen politischer Gefangener. 
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Deutsche Volksunion . (DVU) 
(einige Antlfas) 

1971 vOn Alt-Nazis gegründet. Versteht 
sich nicht als Parreiim eigentlichen Sinne, 
sondern als Sammelbewegung des rechtsex­
tremen Spektrums. Bestimmende Figur in 
der DVU ist der Verleger und Milionär Dr. 
Gerhard Frey. Er ist Bundesvorsitzender 
und hat mit seinem Druckschriften- und 
Zeitungsverlag ("Nationalzeitung, Deut­
sche Wochenzeitung") einen wesentlichen 
Einfluß in der rechten Szene. Mit ca. 16.000 
MitgliederInnen die größte rechtsextreme 
Organisation der BRD. 

Ihre MitgliederInnen rekrutieren sie 
hauptsächlich aus der mittleren und älteren 
Generation. . 

So, das war eine Kurzbeschreibung der 
DVU, aus dem Antifakalender 1992. Wir 
haben uns damit beschäftigt, wie weit die 
DVU nach Österreich reicht. 

Und schon die aktuellen (naja ist auch 
schon über einen Monat her) Ereignisse in 
Salzburg zeigen recht viel. Kurz zur Erinne­
rung: . die freiheiltliehe Studenteninitiative 
(RFS) lud Gerhard Frey jr. zu einer Di~kus­
sion als Redner zum Thema: "Einwande­
rungsland Österreich" ein. Frey jr. ist wie 
sein Vater ebenfalls Redakteur der "Natio­
nalzeitung" und engagierter DVU Aktivist. 
Diese Aktivitäten brachten ihm auch schon 
mal Prügel ein, als er in Bremen DVU 
Wahlplakate anbrachte und auf einige An­
tifaschistInnen stieß. Die Veranstaltung in 
Salzburg konnte durch AntifaschistInnen 
verhindert biw. massivst gestört werden. 
Frey jr. fühlte sich sichtlich sehr unwohl. Ein 
Gefühl das er heuer beim DVU Treffen 
wieder vorfinden soll! 

Gestört oder verhindert konnte leider 

nicht die Rede des ehemaligen FPÖ Abge­
ordneten und Präsidentschaftskandidat von 
1986 Otto Scrinci werden, als er 1990 als 
Hauptredner desDVU Treffens in Passau 
folgendes von sich gab: "Meine lieben 
.Landsleute und Volksgenossenen! Wir wol­
len nicht Zaungast bei der Wiedervereini­
gung sein." Eine Frechheit sei das An-

'schlußverbot, das die Souveränität Öster­
reichs einschränke. Man dürfe schließlich 
nicht die Volksabstimmung 1938 vergessen, 
wo die Österreicher ihren wahren Wille\] 

,kundtaten. "Ich weiß, die Mehrheit der Bür­
, ger sind Deutsch-Österreicher". 

1990 sprach auch der Österreich Korre­
spondent der "Nationalzeitung" Dr. Her­
bert Fritz beim DVU-Treffen. Fritz war 
1990 einer der SpitzenkandidatenInnen der 
von der Wahlbehörde nicht zugelassenen 
"Liste Nein zur Ausländerflut", Weiters ist 
er der Vorsitzende der "Österreichischen 
Gesellschaft der Völkerfreunde" und der 
"Sozialen Volksbewegung", Mitinitiator 
der Liste "Ein Herz für Inländer", Heraus­
geber des Flugblattes "David Irving 
kommt". 1959 saß er zehneinhalb Monate 
in U-Haft wegen Südtirolattentaten und 
war 1967 Gründungsmitglied der NDP. 

Der Pseudo-Historiker David Irving 
kommt laut "Nationalzeitung" ebenfalls 
zum Treffen nach Passau um dort den 
DVU'lerInnen die "Wahrheit" über die 
Gaskammern im 3.Reich zu sagen. Er hat 
nämlich "historischwissenschaftlich " für 
sich und alle die es glau,ben wollen bewiesen, 

, daß es keine Vernichtungslager im3.Reich 
"gab:Der Aufstand 1956 in Ungarn, das wol­
len wir auch noch erwähnen, da seine "ge­
schichtlichen" Bücher noch immer im Han- . 
deI erhältlich Si!ld, sei lediglich ein Protest 

gegen jüdische Folterer und jüdische Ge­
heimpolizisten gewesen. 

Seine "Wahrheiten" werden auch über 
die Nationalzeitung und die Deutsche Wo­
chenzeitung verbreitet. Diese Zeitungen 
kann mensch dank der Morawa Verlagver­
triebsgesellschaft in beinahe jeder österrei­
chischen Trafik kaufen. Und natürlich wird 
auch in diesen Zeitungen für das Treffen in 
Passau gleich mehrfach geworben. Für 500 
Ösehis bringt ein Bus Deutsche-Österrei­
cherInnen nach Passau. Organisiert wird 
diese Fahrt von Dr. Duo Rosskopf. 

Rosskopf wurde wegen Extremismus 
aus dem "Österreichischen Kamerad­
schaftsbund" ausgeschlossen. Er ist seither 
(?) der Führer der "Kameradschaft Prinz 
Bugen". Weiters war er 1980 der Vorsitzen­
de des "Komitees zur Wahl eines nationalen 
Deutsch-Österreichs", welches für ex-NDP 
(Nationaldemokratische Partei) Chef Dr. 
Norbert Burger für desen Bunpespräsi­
dentschaftswahlkampf zahlreiche Veran­
staltungen inszenierte. Rosskopf unterhielt 
auch gute Kontakte zur ANR (Aktion 
Neue Rechte) und übernahm schon mal 
den Ehrenschutz für eine Dichterlesung 
von Gerd Honsik imWiener Hotel Hilton. 
Wichtig wäre vielleicht noch, daß H.J. Schi­
manek (auch im HMn zur Zeit, V APO) 
wahyscheinlich auch einer ,seiner Kamera­
den war. 

Und da wie in den vergangenen Jahren, 
zahlreiche Deutsche-ÖsterreicherInnen 
nach Passau fahren werden, unterstützen 
auch wir den Aufruf, am 14. März in Passau 
gegen das DVU-Treffen zu deemonstrie­
ren. Denn auch uns ist klar: wo massig Fa­
schistInnen sind, sollten noch viel mehr, ja 
Massen, ja massigst Antifassein! 

-----------------------------
Kein ruhjgesHinterland - DVU Angreifen !! 

(Aufruf F1~gblatt) 
Passau 14.03.92 
Aktionstag gegen die DVU. 
9:00 Begrüßung der Faschos am Exer­

zierplatz 
14:30 Auftakt zur Demo am Europa­

parkplatz am Hauptbahnhof, Nachmittags 
Volxküche, Abends Antifafest 

Auch dieses Jahr findet wieder eines der 
größten Faschotreffen Mitteleuropas statt. 
Die DVUmobilisiert ihre AnhängerInnen­
schaft aus ganz BRD und Ausland nach 
Passau in die Nibelungenhalle. Dies werden 
wir nicht ohne Widerstand geschehen las­
sen. Es geht darum ihnen endlich ihre be­
friedeten Rückzugswinkel zu nehmen, 
Stück für StÜCk, ihnen nirgends Ruhe zu 
lassen. Und das nicht trotz, sondern wegen 
der Einschätzung, daß es in ALLEN Städ­
ten und Dörfernimmer mehr zu tun gibt I!! 

Die bvu in Passau 
Seit über 10 Jahren findet eine der größ­

ten Nazi-Veranstaltungen Mitteleuropas iQ. 

Passau statt. 
Mit - teilweise kostenlosen - Bussen zu­

sammengekarrt, treffen sich hier tausende 
von AJt- und Neonazis, Jungfaschos und 
Sympathisantlnnen aus dem gesamten 
rechten Lager. Erfolgreich mObilisiert wer­
den sie aus der BRD, EX-DDR, Österreich 

, und SüdtiroL ' 
: Veranstaltet ulld koordiniert wird die 

,.'rechte Propaganda-ShOW von der DVU, 
wobei die Grenzen zu anderen Gruppierun­

. gen eher verschwommen sind. Vertreten ist 
.alles von NPD bis F AP. 

Der bundesweite Widerstand dagegen 
-auch von autonomer Seite- war nach 1988 
praktisch eingeschlafen, nachdem Blocka­
deversuche die Veranstaltung nicht un­
durchführbar gemacht hatten, ebensowenig 
wie eine in der Halle gezündete Tränengas­

. granate zur Verhinderung führte. 
So wurde seitdem wegen unserer Läh­

mung und Resignation nur noch regional 
bzW. bayernweit mobilisiert zu Kundgebun­
gen mit demqnstrativen Charakter, um we-

nigsten irgendwas zu machen. 
Regelmäßig kam es in deilletzten Jahren 

vor und nach der Veranstaltung der Fa­
schos zu Angriffen auf Antifa-Zusammen­
hänge. Bei den militanteren Auseinander­
'setzungen waren wir gezwungen, den Fa­
schos wegen ihrer erdrückenden Überzahl 
bzw. fehlender Entschlossenheit unserer­
seits die Straße zu überlassen. 

Dieses Jahr haben wir uns entscnieden, 
nach 3 Jahren erstmals wieder ein offensives 
Konzept zu verwirklichen . 

Zur Taktik: Kein ruhiges Hinterland! 

Nach der Verbreiterung und dem Auf­
schwung der rechtsradikalen Gruppierun­
gen ist es ihnen gelungen, teilweise ein ruhi­
ges Hinterland und Rückzugsgebiet zu ge" 
winnen: z.B. allein in Bayern fanden letztes 
Jahr vollkommen unbehelligt ein bundes-

. weiter Kongreß des NF (in Roding) und ein 
Faschoskin-Treffen (in Neuburg a.d.Do­
nau) statt; au~rdem fand 1990 der Bun" 
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desparteitag der REPs in Ruhstorf (ca 30 
km von Passau weg) statt und auch dieses 
Jahr wollen die REPs ihren Bundespartei­
tag wieder hier in der Region abhalten (14. 
~16. Juni in Deggendorf) zu. Auf die bun­
desweite Faschodemo (in Wunsiedel) und 
die DVU-Veranstaltung (in Passau) wurde 
zwar mit Demos reagiert, aber es kam im­
mer nur zu geringfügigen Behinderungen. 

Eine antifaschistische Strategie aber, die 
über die lokale Präsenz und Verteidigung 
von Antifa-Zusammenhängen hinausge­
hen soll, erfordert es, nach Notwendigkei­
ten zu planen, und nicht nur nach der regio­
nalen Betroffenheit aktiver AntifaschistIn­
nen. 

Oftmals ist ja noch nicht mal dies der 
Fall, sondern entscheidend die Erwartung, 
ob eine Demo "gut" wird, in einer "guten" 
Stadt passiert, ob der Ablauf als "ange­
nehm" wird. (Erstmal sehen wie die Leute 
mobilisieren, wer von den Nachbarstädten 
hinfährt usw.) 

DIESE Haltung zu überwinden sehen 
wir als wichtigen Schritt an, hin zu mehr 
Effektivität, zu strategischem Handeln. Da­
zu nötig ist weniger die starke Hand einer 
geordneten Organisation als vielmehr die 
Einsicht in di.e Notwendigkeit. 

Egal wo Faschisten und Faschistinnen 
MASSENHAFT auftreten, ist es nötig 
MASSENHAFT· Widerstand entgegenzu­
setzen.Das sehen wir für uns als notwendi­
gen Konsens, um überhaupt was machen zu 
können 

Zur bundesweiten Antifa: Was tun? Was 
tun!!! 

Eine lähmende Unsicherheit hat sich in 
den letzten Jahren in autonomen Zusam­
menhängen ergeben, gerade in Teilbereich 
Antifa: Rennen wir nur den Nazis hinterher, 
reagieren wir nur? Diese Frage löst sich VOll 

selbst durch die einsicht, daß alle nach Ver­
anderung Strebendt:n erstmal reagieren, 
namlich darauf, daß ihnen das Vorgefunde­
ne nicht paßt. 

Na und, weiter? SOllte diese Frage die 
Behauptung beinhalten, daß außer der rei~ 
nen Gegenaktion keine Ideen vorhanden 
sind, keine weitergehenden Zusammen­
hange durchschaut und hinterfragt werden, 
so handelt es sich um eine unzulässige Ver­
einfachen, den Mythos der Frustrierten. 

Unsere unmittelbare Tagesziele sind 
klar: Die Demoralisierung, Behinderung, 
wenn möglich politische Isolierung der Fa­
schisten und Faschistinnen. Generell kann 
es aber nicht nur darum gehen ihnen die 
Straße zu nehmen, und sie bei jeder Gele­
genheit anzugreifen. Vielmehr müssen wir 
radikal an die rassistischen und sexistischen 
Wurzeln der Nazi-Mobilisierung rangehen. 
Aus dieser Analyse heraus müssen wir ver­
suchen, auch öffentliche Räume mit un.­
ren· Inhalten zu besetzen. Für langlebige 
Perspektiven müssen wir ferner an politi­
schen Utopien arbeiten,die aber zum Teil in 
unseren Aktionen gar nicht liegen können. 

:l.>: Dieser Anspruch führt nur zur Lähmung, 
. die aktionen in der praxis sind nicht der weis­
. heit letzter schluß; aber immerhin die allerer­

ste voraussetzung. 

Erklärung 

zu ."Prozeß gegen Antifaschisten" 
aus TATblatt minus 36 

Ziemlich leicht mißzuverstehen war der Text unter obiger Überschrift im letzen 
TAThIatt. 

Da stand: "Weil dieser Anschlag im Namen der ADH (Aktion Denken und Handeln) 
gemacht worden war, wollte man ihnen auch alle anderen Anschläge, die man der ADH 
zurechnete, in die Schuhe schieben und sich bis zu deren Klärung in Haft behalten ". Dann 
später im Text: "Der Dmck l-vor groß - und sie gestanden". 

Dazu ist einerseits zu bemerken, daß das Wort "Anschlag" unter Anführungszeichen 
geschrieben hätte werden sollen, weil sie lediglich die Atrappe einer Bombe deponiert 
hatten, und niemals irgendwelche Menschen gefährden, verletzen oder töten wollten. 

Das Wort "gestanden" sollte sich lediglich auf die Geschichte mit der Atrappe 
beziehen, der/die LeserIn konnte jedoch vermuten, daß es sich auch auf "echte" ADH­
Aktionen beziehen würde. Dies stimmt nicht, die beiden verwendeten diesen Namen 
nur, weil er ihnen gefiel; mit Aktionen, zu denen sich die ADH bekannt hat, haben sie 
nichts zu tun und konnten folglich auch nichts dazu gestehen. ES sollte im Text nur 
deutlich gemacht werden, daß die Aussicht für die beiden, in absehbarer Zeit wieder aus 
der U-Haft entlassen zu werden, relativ gering war. -

Kurze Geschichte der Skinheads 
'J~sta Hannover; TATblatt Wien) . 

. In der Skinzine-Rundschau der letzten 
Ausgabe wurden mit einem Nebensatz die 
s.h.a.r.p.-skins erwähnt. Im selben Neben­
satz mußten wir gestehen, über die Ur­
sprünge der Skins so gut wie gar. nix zu 
wissen. Unbekannte SympathisantInnen 
haben uns einen diesbezüglichen Beitrag 
aus dem Organ der Hannoveraner Asta ge­
schickt (es heißt erstaunlicherweise "Ba­
.:;ta"), den wir ~iermit zum Abdruck brin­
gen. 

•. Wir schreiben das Jahr 1966. Die Mod­
szene liegt in den letzten Zügen. Sie kann 
dem Druck der Medien llnd Marktkräfte 

galten, sondern weil sie die billigsten waren 
und sie gleichzeitig die Herkunft der Skins 
symbolisierten, die Arbeiterklasse. 

Die Vorbilder der Skinheads waren auf 
der einen Seite die Mods, denn wenn 
mensch abends zu Tanzveranstaltungen 
ging, trugen die Skinheads Anzüge und 
smarte Halbschuhe. Auf der anderen Seite 
standen die Rude Boys als Vorbilder. Diese 
waren schwarze Emigranten aus Jamaika, 
die die Musik, zu denen die Skins tanzten, 
aus ihrer Heimat mitgebracht hatten, Ska 
und Reggae. Viele jamaikanische Musiker 
huldigten den Skinheads in ihrer Musik. So 
brachte die Reggae-Gruppe Simaryp den 
Titel "Skinhead Moonstomb" heraus. 

Skinhead oder Rude Boy war, wer 
,..-------------------, sich keine teuren Klamotten kaufen 

Am Freitag, 28.2., um 18 Uhr findet im TAT­
blattbüro das nächste Anti- DVU Plenum statt. 
Termin bitte weiterverbreiten un~ alle die nach 
Passau fahren wollen oder Infos wollen einfach 
hinkommen. 

konnte und das auch zeigen wollte. 
Die Ausrichtung der '6ger Skinhe­

ads auf die schwarze Rude Bby Kul­
tur läßt zumindest deutlich erkennen, 
daß es sich hierbei nicht um Rassisten 

L... ___________ --:-____ ---' handeln konnte. Roddy Moreno, 
Gründer von S.H.A.R.P.-U.K. er­

zählt: "Natürlich gab es rassistjsche Skinhe­
ads, aber genauso wie es rassistische Banker 
oder Milchm1inner gibt. Die Szene als ein 
Ganzes war antirassistisch. " 1973 ver­
schwand die Bewegung für eine Zeit von 
der Bildfläche. Erst mit Beginn des Punk 
1976 sah mensch wieder Skinheads auf der 
Straße. Diese hörten nun Streetpunk (auch 
Oi genannt). Für die einen waren sie unpo­
litisch, für die anderen sozialistisch geprägt. 
Doch auch diese blieben ihren Wurzeln 
treu. 

nicht länger standhalten; sie splittert sich 
auL 

Auf der einen Seite die Stylisten (eine 
Art von Frühhippies) und auf der anderen 
Seite die Gang-Mods, die sich der Arbeite­
rinnenklasse verbunden fühlten. 

Diese Gang-Mods mit ihren Stiefeln, 
Hosenträgern und Jeans sind durchaus als 
Vorläufer der Skinheads zu betrachten. Sie 
hatten aber keine Glatze; vielmehr trugen 
sie ihr Haar in der Länge eines halben 
Streichholzes, um sich von den anderen Ju­
gendlichen abzuheben, die gerade der Mo­
de der langen Haare anhingen. 

Als 67/68 die ersten Skinheads auftauch­
ten, hatte mensch zuerst keinen Namen für 
diese neue Subkultur. Sie selbst nannten 
sich Spy Kids, Peanuts oder Boot Boys. 
Letzteres, weil sie Stiefel der Marke "Doc 
Martens" trugen. Diese Stiefel wurden aber 
nicht .getragen, weil sie als besonders chic 

1979/80 begann eine neue Blütezeit des 
Ska. Gemischte Bands aus Schwarzen und 
Weißen wie z.B. die Specials oder Selector 
verbanden Punk und Ska mit dem Reggae 
der 60er und kamen zum two-tone-Ska (be­
nannt nach dem Label, auf dem die Grup­
pen produzierten). Aber die Szene war 
nicht mehr einheitlich. Arbeitslosigkeit und 



geringe Aussichten für die Zukunft trieben 
viele Skinheads in die Arme rechtsradikaler 
Parteien, wobei die Medien ihr Scherflein 
beitrugen (I). Die anderen Skins standen 
dieser Bev.:egung anfangs ratlos gegenüber. 

1985 versuchten die "Redskins" (2) ei­
nen neuen Anlauf gegen die rechten Skins. 
Die Redskins benannten· sich nach einer 
englischen Polit-Soul~Band gleichen Na­
mens, die als musikalischer Arm der trotz­
kistischen Socialist Workers Party bezeich­
net werden könnte. Die Redskins gingen 
gemeinsam mit Autonomen und Punks gec 

. gen Neo-Nazis und Boneheads (Ausdruck 
für faschistische Skins) vor. 

S.H.A.R.P. 

Doch es gibt auch Skins, die weder im 
rechts- noch im linksradikalen Lager zu 
Hause sind. Diese Skins haben sich zu 
S.H.AR.P. zusammengeschlossen. Diese 
Gruppe wurde 1986 in den USA gegründet 
und durch den Sänger der antirassistischen 
Oi-Band Oppressed nach Englartd ge­
bracht. Mittlerweile ist S;H.AR.P. in fast. 
allen Ländern Europas verbreitet, so auch 
in der BRD (3). 

S.H.AR.P.-Skins treffen sich zumeist 
auf Ska-Konzerten oder Parties. Dort wird 
auch über Aktionen gegen Boneheads be­
ratschlagt. Es existieren auch Publikationen 
in denen sich die S.H.AR.P.s austaUSChen, 
so das "Straps and Shqrts" aus Nürnberg, 
das "Skintonic" aus Berlin oder das "100-
king sharp" aus Hannover, aus dem auch 
die Infos für diesen Artikel stammen. 

Auf einer Demonstration anl!1ßlich der 
Reichspogromnacht verteilte S.H.AR.P. 
ein Hugblatt sowohl in deutscher als auch in 
türkischer Sprache, in dem sie Angriffe auf 
ausl!1ndische Mitmenschen aufs Schärfste 
verurteilten und zur Unterstützung antiras­
sistischer Aktionen aufriefen. "Aber die Bo­
neheads (Faschoglatzen) werden dadurch 
nicht weniger und minder gefährlich! Des­
wegen: Unterstützt S.H.AR.P. und andere 
antirassistische Organisationen!" 

Abschließend (vom TAThlatt Wien): 
Dieser Beitrag soll nicht dazu führen, die 
absolut notwendige Militanzbereitschaft 
gegenüber Nazis und Bonebeads zu torpe­
dieren (unter dem Motto: "da muß mensch 
doch differenzieren .... "). Vielmehr geht es 
um Wissen über die Geschichte der Skins, 
die durchaus auch gegen Neonazis verWen­
detwerden kann! 

Und nun für die, die es genau wissen 
wollen: Am 21.März spielt die zum Teil aus 
Skins bestehende Ska-Gruppe "Blechreiz" 
im Hex. Das Konzert der Gruppe, die auch 
auf "multikulturellen Festen" und Umwelt­
schutz-Soli-Aktionen teilnimmt, ist außer­
ordentlich empfehlenswert! 

(1) Der Satz ist den AutorInnen wohl ein 
bisserl zu flott aus der Feder geronnen. Wir 
können die Zwangsl!1ufigkeit, mit der Ar­
beitslosigkeit und fehlende Aussichten für 
die Zukunft Menschen zu Rechtsradikalen 
treiben, nicht erkennen. Die Behauptung 
etwa, daß die Arbeitslosigkeit erst die 

Grundlage für die Machtergreifung der Fa­
schisten bereitet hätte, ist bezüglich Italien 

. ohne Grundlage und auch im Zusammen­
hang mit dem 30. 1.1933 nur als eine Recht-

"fertigung der bür.gerlichen Geschichts­
sChreibung zu betrachten. Auch Menschen 
9hne Arbeit und ohne Zukunftsperspektive 
sind für ihr Handeln selbst verantwortIi~h! 

(2) TrägerInnen von Jacken mit derAuf­
schrift "Redskins" sind aber nicht automat­
isch Linke. Die zur Zeit moderne Jacken­
aufschrift bezieht sich auf ein US-Football­
team, welches gerade die abgelaufene Mei­
sterschaft gewinnen konnte. Gegen dieses 

. Team (und andere) protestieren Gruppen 
von IndianerInnen, da sie die Namen zu 
Recht als rassistisch empfinden! 

(3) Der Artikel stammt, wie gesagt, aus 
der BRD. Von einerS.H.AR.P.-Organisa­
rion in· Österreich wissen wir nix. Sehrwohl 

'ab.er gibt es einige S.H.AR.P.-Skins in 
Wien (siehe Grafittis und Ska-Konzerte). 
Welche Genaueres wissen sind hiermit ge- . 
beten, es uns weiterzuerzählen. 

§ 
CONTRO IL RAZZISMO 

S.H.A.R.P. 
CAN DA 
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Polizeisport:Opernballde­
monstrantInnen angrei­

fen! 
(M. Noitak) 
. Die Wiener Polizei hat sich heuer wieder ein­

mal etwas Neues für etwaige Demonstrantlnnen 
gegen den Opernball ausgedaCht. . 

Eine Aufgabenteilung soll der Polizei ein ef­
fektiveres Vorgehen ermöglichen: Ein Teil der 
Beamt(Inn)en soll direkt um die Operpostiert 
werden und diese ~ wie bisher - festungsartig 
verteidigen. Von diesen getrennt sollen starke 
Polizeieinheiten in Querstraßen zu den Ausfalls­
straßen postiert werden, um abströmenden Oder 
weglaufenden DemonsttantInnen den Weg ab­
zuschneiden und einzukesseln. Eine dritte Grup­
pe von zivilen "Sicherheitskräften" soll die De­
monstrantinnen begleiten, bzw. sich unter die 
Demonstrantinnen mischen und entweder über 
Funk oder vor Ort den Greif trupps mitteilen, 
welche Personen festzunehmen seien. 

Als Sammelpunkte für solche Greiftrupps sind 
- angeblich - vorgesehen: ' 

I.Bezirk: 
• Markartgasse 
• Stadtpark 
3.Bezirk: 
• Marrokanergasse 
• Traungasse 

4.Bezirk: 
• Gußhausstraße 
• Paniglgasse 
• Faulmanngasse 
6.Bezirk: 
• MiIlöckergasse 
• Getreidemarkt (IV) 
• Babenbergerstraße 
Ehrlich gesagt kommt uns das ein bisserl viel 

vor. In jedem Fall sollten sich aber Passantlnnen 
und DemonstrantInnen im ganzen 3., 4., 5. und 
6. Bezirk in Acht nehmen, da quasi der Ausnah­
mezustand ausgerufen wird (BögI: "Kundge6un­
gen kanns·ab dem Praterstern geben"). 

Im ersten Bezirk sollen alle U-Bahnstationen 
bzw. möglichen Treffpunkte (z.B. die Hauptuni) 
gesondert observiert werden (warscheinlich per 
Videokamera oder so), um sich sammelnde 
Gruppen sofort festhalten zu können, bevor sie 
in den Bereich Oper gelangen. Mobile Greif: 
trupps in sog.c Sektorwägen werden an neuralgi­
schen PUllkten stationiert (angeblich bei der 
Bundeswirtschaftskammer. in der Wiedner 
Hauptstraße), um nach einer eventuellen De­
monstration Lokale und Sammelpunkte überfal­
len zu können. Auch diese Lokale sollen den 
Abend über observiert werden. 

Ob die angegebenen Sammelpunkte wirklich 
. stimmen, können wir natürlich nicht garantieren. 
Klar ist, daß es der folizejführung nicht um die 
Verhinderung von Krawallen geht, denn selbst 
diese muß schon mitgekriegt haben, daß es keine 
wirkliche Mobilisierung für eine Demonstration 
gibt. Das Ganze dürfte eine Art Manö"er sein, 
bei dem abgecheckt werden soll, ob so groß an­
gdegte Konzepte überhaupt personell und tech­
nisch durchführbar sind. 

Es ist irgendwie zu erwarten, daß dies zur Zeit 
nicht möglich ist; und gerade daraus will die 
Polizeiführung Kapital schlagen, in dem sie nach 
dem 27.2. neue Ausrüstungsgegenstände (vor al­
lern im Kommunikationsbereich, also Funkgerä­
te mit zerhacker und mobile Computer für Ein­
satzleiter) fordert. Außerdem dürfte es eine 
Möglichkeit sein, den Durchgriff der Führung 
auf die Truppen und deren Befehlshaber abzu­
checken. Es gibt da Gerüchte, daß "oben" unbe­
liebfe Befehlshaber an "undankbaren Stellen" 
eingesetzt und aufgabenmäßig überfordert (z.B. 
zu großes Einsatzgebiet) werden sollen, um sie 
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nachher absägen und wegschieben zu können. 
Ob das stimmt, können wirnatürlich nicht abklä-
ren! . 

Und noch etwas: Es geht der Polizeiführung 
um den Beweis, daß Polizeieinsätze auch ohrte 
merkbare "Übergriffe" erfolgreich sein können. 
Jede Lebensregung im Ausnahmezustandsge­
biet soll rechtzeitig erfasst und ausgeschaltet 
werd.en, bevor es wer von den Medien mitkriegt 
(Grabesstille nennt mensch das). Letztlich heißt 
das aber auch, daß es notwendig ist, soviel Auf­
sehen wie ·nur möglich zu machen, wenn mensch 
von den Totenwächtern bedroht wird. 

Originell ist auch noch die offIZielle Begrün­
dung für das Großmanöver. Die Kette um die 
Oper ist. nur zur Verteidigung da. Die Greif­
trupps sind notwendig, um Polizeiübergriffe zu 
verhindern, denn diese Polizisten waren ja, wenn 

sie zum Einsatz kommen, noch nicht im Kampf-
. gesc\:tehen involviert.und sind daher weniger ag­
gressiv. Und die mobilen Trupps sollen schließ­
lich Rädelsführer verhaften und neuerliche Aus­
schreitungen in anderen Stadtteilen verhindern 
(die es aber nach Opernbal1demos noch nie ge­
geben hat). 

Nach Außen versuchen Bögl und sozialdemo­
'kratische Polizeigewerkschafter der FPÖ die 
"Schuld" für das Großaufgebot an Polizei und 
den de-facto Ausnahmezustand in die Schuhe zu 
schieben. Die Behauptung, daß diese nach ihrem 
Erfolg bei den Personalvertretungswahlen nach 
mehr "Iawand order" verlangen, soll aber ledig­
lich das Interesse der Polizeiführung am Groß­
manöver verdecken und außerdem ermöglichen, 
eve'ntuelle Pannen ("Übergriffe" oder sonst was) 
auf andere abwälzen zu können. 

Was fehlt? 
• ein (geplanter) Text zur weiteren 

Entwicklung beim Niederlassungsge­
setz. Beim Asylgesetz ist auch das letzte 
Parteiblättchen schon draufgekommen, 
daß es existiert, und gibt seine Einschät­
zung dazu ab. Um das Niederlassungs­
gesetz, das in seinen Auswirkungen noch 
viel bedeutender ist, herrscht dagegen 
tiefstes Schweigen. Wer mehr dazu er­
fahren möchte: Beratungsstelle für Mi­
grantInnen, Modenapark 6/8, 1030 
Wien, Tel. 712 56 04/22 oder Asylkoor­
dination, Tuchlauben 8, 1010 Wien. Tel. 
5333755/12 

"WIR NEHMEN KRITIK ERNST" 
Bericht zur Lage in Euskadi anläßlich eines Interviews mit einem Führungsmitglied der ETA. Dieses Interview wurde am 8.Dezember 
1991 geführt und in der baskischen Tageszeitung "EGIN" veröffentlicht. Es behandelt Fragen des bewaffneten Kampfes, die Situation 
der Gefangenen und etwaige Verhandluogsstrategien. 

(Euskadi Informationrr ATblatt) 

Zum bewaffDeten Kampf der ETA 

In letzter Zeit sind vermehrt Gerüchte 
aufgetaucht, wonach es in der ETA-Füh­
rung zu Differenzen und Spaltungstenden­
zen gekommen wäre. Das sei, nach Aussa­
gen des ETA-SprecheJ;S, darauf zurückzu­
führen, daß zwei Gefangene, die nach jah­
relangem Knast und harten durchstande­
nen Situationen für sich persönlich zu dem 
Schluß gekommen sind, den bewaffneten 
Kampf in Frage zu stellen und sich nicht 
mehr mit der Strategie der abertzalen Un­
ken (radikallinksnatiönalistische BaskIn­
nen, Anm. der Red.) und mit den organisa­
torischen und politischen Positionen der 
ETA einverstanden erklären können. Diese 
Situation wird vom spanischen Staat· und 
seinen Behörden ganz bewußt ausgenutzt, 
um in den bürgerlichen Medien Meldungen 
lancieren, die nicht der Wahrheit entspre­
chen und somit dem Rest dieser kümmerli­
chen Weit falsche Eindrücke vermitteln. 

Zitat des ETA-Sprechers: "Aus persön­
licher Sicht können wir das alles verstehen. 
Das Leiden während mehreren Jahren hat 
bei einigen Gefangenen zu MÜ9igkeit und 
zahlreichen untragbaren Situationen ge­
führt, und in diesem Maße ist es sehr 10-

gisch, daß diese Entwicklung sichtbar und 
auch öffentlich bekannt wird. Aber es soll 
niemand denken, daß die ETA diese irr­
tümlichen, ja, gar defaitisti-

haben kein~ Angst davor. Diejenigen, die 
heutzutage die Notwendigkeit des bewaff­

- neten Kampfes mißbilligen und gleichzeitig 
die rauhe Wirklichkeit der be~ 

sehen, politischen Stellung­
.nahmen, die diese Tage er­
schienen sind, in irgendeiner 
'Form teilt. Umso weniger, 
als diese Stellungnahmen 
mit der Strategie des Innen­
ministeriums übereinstim­
inen. Warum haben die 
Massenmedien, die sich ja 

~~~ ... ;,.." .... ~I':/.. 
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waffneten Macht des spani­
schen Staates stillschweigend 
übergehen und den Kopf ein­
ziehen, verfallen in schwerwie­
gende Widersprüche. Solche 
Personen sind sehr weit von 
ETA entfernt. Es soll jedeR sa­
gen, was er/sie will, dann aber 

~' ... Ca. _ ..• , ... _"' ...•.. ' .\.:.1 
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auf jenes beziehen, nicht die 
Meinung der anderen - ja, 
grad aller - Gefangenen veröffent­
licht? ... Hier ist zum Beispiel (in diesem Au­
genblick des Interviews legt der Sprecher 
der ETA ein Schriftstück auf den Tisch) ein 
umfassendes Dokument, welches unter al­
len Militanten, ob' Gefangene oder nicht, 
verteilt wurde. Es sind darin verschiedenste 
MeiI1ungen, und selbstverständlich mich ein 
langer Brief von Etxabe und Urrutia (Ge­
fangene aus der ETA; die die Notwendig­
keit des bewaffneten Kampfes in Frage stei­
len-Ahm. TATblatt). Wir haben keine 
Angst vor kritischen Meinungen, weil diese 
absolut notwendig sind wir sie auch sehr 
beachten ... Es kann jedeR seine/ihre Mei­
nungen veröffemlichen,die er/sie will. Wir 

'., . 

auch konsequent handeln. 
Aber es soll niemand seine per­
sön�ichen Schwächen, auch 

wenn sie zu respektieren sind, unter einem 
falschen politischen Mäntelchen zu ver­
stecken suchen." 

E'iner der häufigsten VorwUrfe gegen' 
Organisationen wie ETA, IRA und/oder 
andere ist die Art und Weise der Durchfüh­
rung von Anschlägen, die durch Medienbe~ 
richte ausgeschlachtet werden bei denen es 
leider manchmal vorkommen kann, daß 
auch unbeteiligte Menschen verletzt oder 

. getötet werden. Doch inwieweit ist es ver­
wunderlich, wenn Bauarbeiter, die in Nord­
irland für die britischen Besatzer arbeiten, 
deren Firmen sogar Briefe der IRA erhal­
ten haben, in denen sie aufgefordert wer­
den, ihre Arbeit für die Briten sofort einzu-

bezahlte Anzeige: 



stellen, wenn diese Arbeiter dann zu Zielen 
von Attentaten werden? Dann geht ein 
Aufschrei durch die gleichgeschalteten Me­
dien, wo es heißt, daß die IRA Attentate 
gegen vollkommen unschuldige MensChen 
durchführt. 

Inwieweit ist es ~erwunderlich, daß Fa­
milienangehörige von Guardi Civil-Leuten 
umkommen, wenn sie ihre Frauen und Kin­
der ganz bewußt als Schutzschilderverwen­
den und so glauben, daß sie vor Anschlägen 
sicher sind? . 

Auf diesen Vorwurf, Attentate ganz 
bewußt auf Kinder durchzuführen, ant­
wortet der ETA-Sprecher: "Wir werden 
wiederholen, was wir schon ein um das 
andere Mal in den letzten Monaten ge­
sagt haben. Die harten Resultate einiger 
unserer Aktionen sind die schmerzhaf­
teste und rauheste Spiegelung dieser 
Auseinandersetzung. Diese Tatsachen 
zeigen uns den drastischsten Aspekt die­
ses Kampfes. Wir behaupten gar nicht 
das Gegenteil. Es ist schmerzlich für al­
le,ohne Zweifel. Denn diese Folgen tun 
auch uns weh, bereiten uns großen 
Schmerz, ehrlich.... Wir können aber be­
kannt geben, daß wir uns anstrengen wer­
den, damit solche Vorkomnisse iücht mehr 
passieren, oder sie 7;umindest auf ein Mini­
mum reduziert werden .... Wir wollen noch 
einmal festhalten, und zwar ganz klar, daß 
Kinder in keiner Weise Ziele von uris sind, 
und das wissen die Eltern der Kinder sehr 
gut, und auch die Vorgesetzten (militäri­
. sche, gemeint ist z.B.: die Guardia Civil, 
Anm. der Red.) der Eltern dieser Kinder 
wissen es. Doch wenn sie denken, daß wir 
unsere Aktionen verringern werden, weil sie 
ihre Kinder und/oder Familienangehörige 
als Schutzschilder benützen, dann haben sie 
sich sehr getäuscht... Ebenso möchten wir 
festhalten, daß die direkten Verantwortli­
chen für die Auseinandersetzungen diejeni­
gen sind, die den militärischen und polizeili­
chen Zwang gegen Euskal Herria (von Bas­
kInnen beanspruchtes und in ihrem Natio­
Ilalbewußtsein stark verankertes Gebiet) 
vorantreiben. Selbstverständlich wird ETA 
weiterhin gegen diese kämpfen und die Ak­
tionen gegen sie bis zu den letzten Konse­
quenzen führen." 

Trotz der Beteuerung, in Zukunft ge­
nauso wie in der Vergangenheit keine Zivi­
listInnen gezielt anzugreifen, weil das kei­
nerlei Platz im politischen Konzept der 
ETA hat, bekräftigt der ETA-Sprecher, die 
Attentate auf private Autos der Guardi Ci­
vii und die von spanischen Polizisten fortzu­
setzen, genauso Attentate auf Kasernen der 
Guardia Civil, auch wenn dort Himilienan­
gehörige der Guardia wohnen, weil das wie, 
bereits erwähnt, ein einkalkuliertes Risiko 
der Militärs ist.(So geschehen 1991, wo bei 
einem Anschlag der ETA gegen die Kaser­
ne der Guardia CiviI in Vic auch dort woh­
nende Familienangehörige unglücklicher­
weise starben.) . 

Über die Repression des spanischen 
Staates: 

In letzter Zeit gab es .ungewohnt viele 

getöie.te ET A-Mitgiieder, was allerdings 
kein·Zufall ist. Diese Tötungen "passierten" 
vor allem bei Hausdurchsuchungen bei ver- . 
Qleintlichen ETA-MitgliederInnen. Beson­
ders hervorgetan haben sich bei solchen Er­
schießungen . Mitglieder der berüchtigten, 
paramilitärischen Todesschwadronen GAL 
des spanischen Staates. Diese Todesschwa­
dronen haben in den Jahren 1983 bis 1986 
·insge~mt 65 Attentate gegen baskische 
Flüchtlinge und PolitikerInnen durchge-

führt, die 26 Todesopfer forderten. Daß 
dabei die Zusammenarbeit von GAL und 
dem spanischen Staat für jede der beiden 
Seiten von großem Vorteil war, braucht 
nicht extra erwähnt zu werden. Auch der 
ETA-Sprecher glaubt nicht an Zufälle im 
Zusammenhang mit den Todesfällen: "Es 
ist offensichtlich, daß die politischen Mäch­
te, unter Verwepdung polizeilicher und re­
pressiver Mittel, einen klaren und dreckigen 
Willen bewiesen haben, die Militanten von 
Euskadi Ta Askatasuna (ETA; "Basken­
land und Freiheit" auf baskisch) zu vernich­
ten. Diese Morde sind das traurige und bru­
tale Resultat dieser Jahre, die schmerzlich­
ste Seite dieses Kampfes. Wir ETA-Militan­
te kämpfen nicht um gepolsterte Sessel oder 
vergOldete Arbeitsplätze, sonden;' im Dien­
ste und zum Wohle unseres Volkes, indem 
jeder Einzelne sein kohärentes und ehrli­
ches Leben bis zu den letzten Konsequen­
zen führt. Trotzdem, wenn sie glauben, mit 
dieser widerlichen Politik die Militanz von 
ETA zu verringern oder einzuschüchtern, 
dann müssen wir ihnen sagen, daß sie eine 
unnütze Arbeit tun." 

. Über das Jahr 1992 

für Europa und insbesondere für Spa­
nien ist 1992 <:in sehr wichtiges Jahr, das 
einige Dinge nicht mehr so belassen wird, 
wie sie jetzt noch sind. Da wäre die Verein­
barung von Maastricht, einen einheitliche, 
europäischen Wirtschaftsraum zu schaffen, 
der neben den von den HERRschenden 
propagierten Pseudo-Vorteilen vor allem 
Nachteile bringt, weiters die EXPO in Sevil­
la, die Olympischen Sommerspiele in Barce­
lona, für deren Durchführung ganze Stadt­
viertel umstrukturiert wurden, und außer­
dem die große 500-Jahre-Imperialismus­
Feier. 

Dennoch klingt es nicht so, als wäre das 
Jahr 1992 besonders entscheidend für die 
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ETA"Sagen wir es einmal lapidar: kann 
sein, muß aber auch nicht." Erstmals jedoch 
seit längerer Zeit ist wieder der Staat ge­
zwungen, Akzente zu setzen (insbesondere 
durch die Schaffung dieses gemeinsamen 
Wirtschaftsraums, der lediglich dazu dient, 
das kapitalistische System am Leben zu er­
halten, da es sonst zusammenbrechen wür­
de); Unter anderem auch gegen die (mili­
tante) Opposition und nicht dieselbe gegen 
den Staat,diesmal ist der Staat und seine 

HERRschenden am Zug. Heiß wird 
dieses Jahr 1992 dennoch werden, so 

. oderso. 

Über die Verhandlungen als weite­
.re Kampft'ront der ETA 

Die ETA ist seit drei Jahren be­
müht, eine, wenn auch minimale Ent­
spannung zu erreichen, unter ande­
rem der Bedingung, daß der Staatsse­
kretär für Sicherheit, Rafael Vera, ei-

. . gens von Madrid zu den drei nach 
Santo Domingoverbannten Gefange­
nen aus der ETA fährt und dort ge­

meinsam mit der restlichen Gesprächsdele­
gation der ETA verhandelt. Außerdem soll­
ten diese drei Gefangenen in ein anderes 
Land in beidseitigem Einverständnis ge­
bracht werden. Die Verhandlungen schei­
terten allerdings daran, daß der Wille sei­
tens des Staates nicht vorhanden war und 
die Verhandlungen durch sehr gefährliche 
Schachzüge der Autonomien~Politik, die 
auf Zurückdrängen auf Bedingungen vor 
der Autonomien-Diskussion abzielten, tor­
pediert wurden. Der ETA-Sprecher laßt 
keinen Zweifel daran, daß die ETA die Ver­
handlungen ernst meint. Zitat: "Es ist so, 
daß die Regierung meint, einen der großen 
Pluspunkte ETA's, nämlich immer klar und 
transparent zu reden, für die eigenen 
Zwecke verwenden zu können. Und wir 
werden auf dieser Linie fortfahren, bei egal 
was für einem Thema. Auf jeden Fall, wenn 
auch mit der notwendigen Diskretion, wer­
den wir die Klarheit und Transparenz auf­
rechterhalten, und wir werden weder die 
Militanz, noch das baskische Volk noch die 
allgemeine Öffentlichkeit verraten. Wir ha­
ben unser Wort gegeben, jetzt fehlt nur 
noch das des spanischen Staates." 

Wer sich mehr für dieses Thema interes­
siert, soll entweder die nächsten TA Tblätter 
lesen, weil dort höchstwahrscheinlich eine 
Fortsetzung drin sein wird, oder wer will, 
kann sich die 

Euskadi Information bestellen: 
Postfach 7323 
CH-8023 Zürich 
Ein Abo kostet 240,-, die Zeitung er­

scheint alle zWei Monate und außerdem 
brauchen die MacherInnen sowieso noch 
100 Abos (nur mehr 98; wir haben kürzlich 
2 bestellt, falls du dich nicht mehr erinnern 
kannst! der Korr.), um die ökonomisch ge­
sicherte Weiterführung der Zeitung zu si­
chern (gesichert ... zu sichern! Das, lieber 
Schreiberling, ist eine Tautologie. Dein 
Korr.). 



TATblatt minus 35 - Seite 2.ßo 
Über den Ärger mit einem Bild 

Stellungnahme zweier TATblattis, die sich verantwortlich fühlen (müssen). 

Für jede Menge Aufregung und sogar so man­
che Diskussion sorgte die Auswahl des FotOs auf 
der letzten Seite des Th minus 37. 

So entzündete sich Kritik auch innerhalb des 
Kollektivs vor allem an Hand folgender Punkte: 

- dargestellt würde Gewalt auf eine so g1atiati­
ve Art und Weise, daß damit Antifaschismus auf 
"Glatzen-Klatschen" reduziert würde 

- zumindest würde durch die Auswahl des Fo­
tos Gewalt verherrlicht 

- das Foto würde eine Stärke einer antifaschi­
stischen Bewegung/von antifaschistischen Grup­
pen suggerieren, die es real nicht gibt 

- auch das Th schlägt damit in jene Kerbe, die 
Antifaschismus nur in seine spektakulärsten und 
militantestenF6rm erkennt. Dem alltäglichen, 
der sich verbal, z.B. gegen sexistisch/rassistisch 
motivierte Situationen in der Straßenbahn äu­
ßert, wird kaum Wert beigemessen. 

Wir, die wir für die Auswahl des Bildes verant­
wortlich sind, stecken nun insofern in der Zwick­
mühle, als wir der Kritik sehr wohl etwas abge­
winnen können (sie oft auch die unsere ist), all 
das oben angeführte auszudrücken aber nie un-

sere Absicht war. Daß das hier nur als Erklärung, 
nicht als Entschuldigung stehen kann, ist uns 
bewußt. Neben der Tatsache, daß die Auswahl 
des Bildes wieder einmal eine Entscheidung in 
letzter Minute war, war dafür ausschlaggebend, 
daß das Foto im Zusammenhang mit Karl Pola­
cek stehen sollte, der uns selbst durch brutale 
Übei:griffe bekannt ist. Ein paar Revanche-Ge­
danken waren da schon im Spiel. 

Wichtig war für uns aber außerdem, daß wir 
die Entstehungsgeschichte des Fotos sehr wohl 
im Kopf hatten, die hier kurz geschildert werden 
soll. So 'mancher Kritikpunkt erscheint danach 
wohl auch in anderem Licht: 

Das Foto entstand am 20. April 1990, Hitler­
geburtstag also. So etwa 500 Menschen versam­
melten sich zu einer antifaschistischen Demon­
stration vor der Wiener Oper. Viele davon er­
reichten diesen Ort durch die V-Bahn-Station 
Karlsplatz, die damals als SkinheadcTreffpunkt 
galt. Sehr wohl anwesende Skinheads wurden 
von oft in Gruppen ankommenden Demonstran­
tlnnen nicht behelligt. Jedoch wurde kurz vor 
Aufbruch der Demo ein einzelner Demonstrant 
beim Verlassen der ~-Bahn-Station von Skinhe-

ads mit einem Messerstich erheblich verletzt. 
Augenblicke später erschienen 3 Fascho-Skins 
auf der Rolltreppe der V-Bahn-Station und mar­
schierten aggressiv/provozierend mitten durch 
die versammelten Demonstrationsteilnchmc­
rInnen. Ihr AnbliCK war für viele davon Grund 
genug, ein paar Schritte zurückzuweichen, "ver­
blendete Lausbuben" waren es auf alle Fälle 
nicht. Erst nach einer Schrecksekunde waren 
andere bereit, den Skins entgegenzutreten. Da­
raufhin ergriffen zwei die Flucht, und wurden 
daran auch nicht weiter gehindert, der dritte 
blieb allerdings verletzt liegen. Sofort fanden 
sich nun Menschen aus der Demonstration, die 
den Verletzten abschirmten. "Kein Blutrausch!" 
Menschen aus der Demonstration verarzteten 
ihn an Ort und Stelle notdürftig (siehe Foto), 
was dieser mit "Ihr Judenschweine" quittierte, 
ehe er ebenfalls unbehelligt den Versammlungs­
ort verlassen konnte. 

... eine unkommentierte Veröffentlichung 
"solcher" Bilder finden auch wir heute nicht rich­
tig, und hätten es auch vor vier Wochen nicht, 
wenn wir mehr darüber nachgedacht hätten. 

---------•... _----... ------------------------------
Stellungnahme eines "Schuldigen" zum Polacek-Gruß in Tb -37 

Stimmt schon, daß-das Photo ein Mißgriff war. 
Wie's dazu kam, steht, Soviel ich weiß, schon 
woanders in dieser Ausgabe. Mir liegt noch an 
einer Anmerkung zur Diskussion in der Redak­
tion, die überall woanders wahrscheinlich ähn­
lich verlaufen wäre. ' 

Im Verlaufvon Diskussionen zum Thema ''wie 
umgehen mit Rechten" kommt immer wieder 
der Vorwurf der Pseudo-Milit<U1Z, Verherrli­
chungvon Gewalt gegen Nazis und in der Folge 
die Abwertung "anderer" Widerstandsformen. 
Das gipfelt dann in so Sätzen wie: " ... viel mehr 
Achtung vor Leuten, die. in der Straßenbahn 
gegen rassistische Meldungen etc. auftreten als 
vordenen, die Glatzen-Klatschen gehen ..... ". 

Solche Darstellungen der Situation sind unzu­
lässig vereinfac/lend! In der Straßenbahn gegen 
rassistische "Untertöne" aufzutreten heißt 
zwangsläufig, sich der Gefahr einer Schlägerei, 
zumindest einer Rempelei, auszusetzen. Meiner 
Erfahrung nach ziehen zWei von drei "aritirassi­
stischen Interventionen der verbalen. Art" ein 
längeres Wortgefecht nach sich, in der sich viele 
PassantInnen passiv verhalten. Die Zahl derer, 
die in den Antirassistlnnen die Störenfriede er­
blicken ist nur in Ausnahmefällen kleiner als die 
der "liberalen SympathisantInnen" (z.B. wenn 
wir in Gruppen zu Konzerten oder Veranstaltun­
gen fahren oder so). 

In dieser Situation erkennen die RassistInnen 
schnell, daß sie niemand daran hindern wird, 
'mal kurz zuzuschlagen. Ich glaube sagen zu kön­
nen, daß mir das in einem von zehn Fällen pas­
siert. Die Angreifer sind im Übrigen oft nicht 
ident mit jenen, die den Vorfall mit einer rassi­
stischen oder sexistischen Meldung ausgelöst ha­
ben( die sind meist so zwischen 35 und Himmel), 
sondern jüngere Leute (von 16 bis 25), die von 
der verbalen Auseinandersetzung angezogen 
wurden und nun ihre Chance erkennen, Aggres­
sionen abzulassen, ohne nennenswerten Wider­
stand erwarten zu müssen. 

In jedem weiteren, etwa 5. Fall, in denen ich 
(oder wir) das Pech haben,'an kleinere Gruppen 
zu geraten (Freitags und Sainstags abends oder 
während der Ferien) entwickeln sich dann grö­
bere Schlägereien, während der auch verschiede-

ne Waffen eingesetzt werden. 
Nochmals die Rechnung: 
Zwei von drei "antirassistischen Interventio­

nen" enden mit verbalem Wickel! Davon endet 
jeder zehnte mit einer Rempelei, und davon wie­
der jeder 5. mit einer gröberen Schlägerei. 

Kurz: Jedes 75.Mal, in dem ich mich gegen 
rassistische oder sexistische Aussprüche oder 
Handlungen in der Öffentlichkeit wehre, eridet 
mit einer Schlägerei, in deren Rahmen Waffen 
eingesetzt werden. Geht mensch davon aus, daß 
ich jeden zweiten Tag in eine solche Situation 
gerate (und das ist untertrieben!), so stehe( n) ich 
(mit anderen) mindestens alle 5 Monate einer 
Gruppe bewaffneter Volltrottel gegenüber, die 
meinen, ihre politischen Gegner zumindest ins 
Krankenhaus bringen zu müssen! 

Angesichts einer s.olchen Realität finde ich 
eingangs erwähntes Zitat nicht nur abwiegle­
risch, sondern auch zynisch. 

Iclt vermute, daß sich dahinter weniger "poli­
tische Erkenntnis" oder "gewaltfreie Orientie­
rung", sondern vor allem Angst vor der Konfron­
tation mit einer enorm rassistisch und patriar­
chal determinierten Gesellschaft verbirgt. 

E.~ ist dies die Politik; die Sozialdemokratie 
und KP der Weimarer bzw. ersten Republik ver­
folgt haben, und deren Ergebnisse bekannt sind. 

Natürlich: Antifaschistische Aktionen müssen 
sich von faschistischen klar abheben; müssen 
zielgerichtet und weitgehend vermittelbar sein, 
dürfen nur "Täterlnneri" treffen. Aktionen, die 
diesen Kriterien nicht entsprechen, sind deutli~h 
zu kritisieren, und zwar so, daß die Betroffenen 
die Kritik verstehen und sie und andere diese in 
der Zukunft umsetzen können. 

Aber die künStliche Auseinanderdividierung 
von "militanter" und "nichtmilitanter" Aktion ist 
da absolut nicht zielführend. 

Ganz ehrlich: Ich wünsch mir, daß die Faschos 
zumindestens genausoviel Angst vor uns haben 
wie ich vor ihnen. Die KüsseIs, Honsiks· und 
Polaceks allen voran, denn sie gehören zu den 
Drahtziehern! 

Nach oben angestellter Rechnung bin ich ei­
gentlich nur mehr bereit. jene als aktive Antifa-

schistlnnen anzuerkennen, die sich mit dem skiz­
zierten Teil der Realität auseinandersetzen und 
zu militanter antifasChistischer Selbsthilfe klar 
und deutlich ja sagen. .. 

Das heißt: Sich mit eigenen und anderer Ang­
ste(n) offen auseinandersetzen, Aggressionen 
anderer als solche zu akzeptieren etc ..... 

Alles andere ist die Löschnak-Propaganda von 
den Extremistengruppen, die auseinandergehal­
ten werden müssen! 

Nochmals die Rechnung: Die Zahlen magen 
manchen zu hoch vorkommen, aber sie stimmen 
mit meiner Beobachtung überein; hängt viel­
leicht damit zusammen, daß ich einen "gegen 
Nazis" Badge auf der Jacke trage. 

Wer hat da gerade gesagt, daß ich ihn eben 
runternehmen soll, um niemanden zu provozie­
ren ..... ? 

ein Tb'ler 

PS.: Mit der Totenkopffahne hab 'ich zwar nix 
zu tun, aber die Kritik daran halte ich dennoch 
für falsch arigesetzt. 

Die oder der TäterIn hatte dabei sicher nicht 
die "Ehre" und die "Treue" der SS im Hinter­
kopf, sondern die "Freiheit", die mit Piraterie 
verbunden wird. Vnd daran sollte sich die Kritik 
auch aufhängen. 

Die Totenkopffahne tauchte erstmals (zumin­
dest in Berichten erfaßbar) in Sansibar auf. Es 
war die Fahne derer, die sich aus Sklaverei oder 
vor Tyrannen oder dem Elend der Leibeigen­
schaft flüchten und in die "Freibeuter"-Republik 
retten konnten. Leider nahmen die es mit der 
Freiheit auch nicht so genau. In Sansibar ent­
wickelte sich binnen kurzer Zeit ein SklavInnen­
händlerzentrum, dessen Schiffe Amerika (Nord­
und Süd-), Afrika und Europa anliefen und auf 
einem Kontinent jeweils die Gefangenen aus den 
anderen verkauften. Betroffen waren in erster 
Linie Frauen. Da es als unchristlich galt, die 
patriarchalen Sexua{phantasien an Frauen mit 
christlichem Glauben und weißer Hautfarbe 
auszulassen, vergriffen sich vor allem spanische, 
französische und portugiesische Adelige an 
schwarzen bzw. indianischen Frauen. Da war es 
dann auch egal, wenn die Sache ans LIcht kam ... 



Offener Leserbrief. 
Ein kapitaler "Trottel hat mit "StaHn" ein Flug­
blatt für die OperbalIdemonstration unter­
schrieben, also im. Namen Stalins dazu aufgeru­
fen, gegen die europäische Terrorpolitik z.u pro­
testieren und zu agieren. Diesespseudolinke 

. Nockerl entblödet sich nicht, im Namen der Ver­
ursachers· :von 
20 Millionen 
Toten, . die 
zum großen 
Teil aus den 
eigenen Rei­

. hen, nämlich aus denen der Fortschrittlichen, der 
Kommunisten, der Schriftsteller kamen, zum 
Protest gegen das Kapital mobilisieren zu wol- . 
len. Ich scheiß auf einen Opernball, an dem sol­
che Gfraster teilnehmen. Das Kapital lechzt nur 
danach, mit einer solchen Friedhofsmhe, wie sie 
der Stalinismus zuwegebrachte, Menschen zum 
Spuren und zu!D Roboten zu bringen! Nur ist es 
dem Kapital in etHchen Ländern mit einer sol­
chen Offenherzigkeit, wie sie der StalinismUs 
betrieb, nicht möglich, seine Sachen durchzuzie­
hen. DerOaschtyp (wahrscheinlich ist es ein 
Typ) verwechselt Geilheit .nach Totalität mit 
Linkssein. Das Gfrast verhöhnt auf dem "Flug­
blatt" nicht nur diejenigen, die dem Stalinismus 
.zum Opfer fielen" sondern auch. diejenigen, die 
in den heutigen Staaten des ehemaligen "Sozia­
lismus" gegen die kapitalistische Verelendung, 
gegen die Verödung der Landschaft durch die 
Multis, gegen Europa und gegen die NATO Wi­
derstand leisten: gegen die, die frjiher Opfer des 

Stalinismus waren und jetzt Opfer des Kapitals 
sind. Und er bringt die primitive Verharmlosung 
zustande, die Unterschrift "Stalin" mit allerlei 
lächerlichem Firlefanz von zusätzlichen Propo­
nenten v.ie "Asterix und Obelix·· .• md "Fako" zu 
vermischen. Weg mit demn Blödsinn! Das ge· 
hört nicht zur Linken. Sie sind rechts. sie sind 
Apologeten des Mords, des Massenmords. Dem 
Tr:ottel und Trampel, der den Fetzen geschrie­
ben hat, ist aber natürlich nicht eingefallen, daß 
man etwa konkret gegen die Einbeziehung 

. Österreichs in die NATO, gegen die infame Sero 
vilitätVranitzkys und Mocks.mit den Mordge. 
schwadern der NATO. die Österreich uberflie­
gen sollen, etwa an der Pforte des NA TO·Blattes 
. Standard protestieren könnte. Zu solchen kon­
kreten Aktionen sind die Hunde zu faul, zu träge 
und zu initiativelos. Abstrakte Großmäuligkeit 
und kein konkreter Optimismus der Aktion! 
Die Diskussion war eigentlich in der Studenten· 
bewegung der 70-er Jahre abgeschlossen. Die 
damalige differenzierte Auseinandersetzung 

. und historische Abrechnung mit dem Stl!linis· 
mus durch die Linken und die Linksradikalen 
Westeuropas interessiert den leseunfähigen 
Faulian nicht! Das ist ein (aus der Ohnmacht 
geborenes) dumpfes Provinzgewäsch aus einem 
Winkel Europas, das zu keiner ~nalyse und ergo 
auch zu keinem Einsatz fähig ist! 
A. 

----------------------------------

Opernballdemo 

Da tauchen seit elmgen Wochen ver· 
schiedene Plakate, mit verschiedenen Zeit­
und Treffpunkten auf, die dazu auffordern, 
den Opernball am 27.2. anzugreifen usw. 
Dazu gibts dann noch F1ugis und Artikel in 
der Akin. 

Bis jetz.t ist uns nichts darüber bekannt, 
ob es einen Sanidienst gibt, ob es schon eine 
Anmeldung gibt, Plenas und ob die Rechts­
hilfe gecheckt ist. Das sind alles Sachen, die 
unbedingt notwenig für diese Demo waren. 
Klar hat sich nix in österreich geandert, und 
es gabe genügend Punkte, waruQ) eine An­
tiopernballdemo stattfinden müßte, doch 
heuer hat es wohl keinen Sinn, sich eine 
kampferische Demo zu erwarten. 

Michail B. meint dazu: Superkleber und 
F1ummiballehab ich schon eingekauft. But­
tersäure gekocht. Denn die. meisten Polizi­
stInneri sind an diesem Tag d~h alle bei der .. 
Oper (???). Und in den Promibezirken gibts 
doch sicher an diesem Tage viele leere Lu­
xuswohnungen und Eigenheime, teilweise 
auch schöne Autos und Gerüchte wonac h 
diese eine kraftige Portion Unkraut-Ex ver· 
tragen würden sind uns nicht zu Ohren ge­
kommen. Ganz abgesehen davon, daß wir 
uns selbstverstandklich von jedweder Ge­
waltakte distanzieren .... 

~Anui&e: 

TERMINE 
. WIEN: 

6.3. 
DEMO gegen die Woh-

nungsnot 
1630 Opa 

Di ••• ist •• SC ••••• 

Sc.uh.· si. cl •• H.· 
kI.i •• '.Iterle •••• , •. 

Prozesse: 
Donnerstag 5. und Frei· 

tag 6. Marz 
9 Uhr Landesgericht 

Wien, F10rianiagsse Saal B 
Parterre 

Prozeß gegen drei Leute, 
die am Tag der Nationalrats­
wahl eine Bank entglast ha· 
ben sollen. 

anderes: 

27.2.'/) 
OPERNBALL 
(Oper) 

28.2. 
18 Uhr 
Anti-DVU-Plenum im 

TATblatt·Büro, 

4.3. 
19 Uhr 
TATblatt Video-Abend 
Nach dem Golfkrieg-Be-

standsaufnahme Irak April 
1991 

7.3. 
FRAUENDEMO 
15 Uhr Westbahnhof 
(nur Frauen!) 

8.3. 
INTERNATIONALER 

FRAUENTAG 

9.3.20 Uhr 
Chuzpe (Wien 9, Markt· 

gasse 21-23) 
. Video über DVU 

:13. 3. 20 Uhr 
. ExiI·Gruwi·Fest 
Alte TU, Karlsplatz 13, 

Zeichensaal 7 

27.2. und 5.3., jeweils ab 
19 Uhr 

Rechtshilfe-Disco 

e// 
42~· 

tut. zu fu4 sein UDd uoadcm mir der 
Zeit sehen': iM ebenso ruascl'cduCIl wic 
schönen Schub. Und Sic wcrden sehen: 
Unsere Auswahl und BcntunshatHand 
und FuS. 

GEA 
Gehct\SitzelJl;eIC~ . 

_ ....... ~_ .... 24.w.4Ia .. 
_.... • 1.' .... 2t. W. 5121"7 . 



Das TA Tb/att 
ist ein 14-täglich erscheinendes selbstverwaltetes 

Informations- und Diskussionsorgan. Unser Ziel ist es 
aber nicht, Irgendwelchen mystischen Objektivitiits-
oder Ausgewogenheitsgeboten zu entsprechen. . 

Ein Medium ist immer nur ein Medium derer, die in 
ihm als Handelnde vorkommen! In bürgerlichen Me­
dien handeln Unternehmer, Hausbesitzer, Regie­
rungsmitglieder oder in deren Vertretung Polizei und 
Militär. Jene aber, die gegen menschenverachtende 
Projekte und Politik Widerstand leisten, die werden 
geräumt, werden geprügelt und werden festgenom­
men; kommen also nur als passiv Erduldende und 
Erleidende vor, ohne eigenen Antrieb (ferngesteuert) 
und vor allem ohne politische Bedeutung (ohnmäch­
tig). 

Im TATblatt, und das soll der Name zum Ausdruck 
bringen, handeln jene,die Straßen blockieren, Häuser 
besetzen, .... eben Widerstand leisten. Und diese sollen 
am Besten auch gleich selbst und ganz und gar sub­
jektiv von ihrem Handeln berichten. 

P.b.b. v~;iagspostamt 1060 Erscheinungsort Wien 

Achtung Abonnentinnen! Die im AdreBpickerl unterhalb deines Namens in dop~l­
ter Klammer angegebene Zahl ist die Nummer jenes TA Tblatts, die du als letzte Im 
Rahmen deines Abos zugeschickt bekommst, wenn du nicht rechtzeitig verlän­
gerst! 

Impressum: ' 

Auqh die Antworten zu Fragen über Für und Wider . 
von Basislohn, Militanz, Volkszählung usw. usf. wer­
den wir uns nicht aus gebundenen Büchern he.raussu­
ehen können; die müssen wir uns schon selbst su­
chen: Also miteinander debattieren und streiten ler­

Medieninhaberin, Herausgeberin, Herstellerin und Verlegerin: 
Unabhängige Initiative Informationsvielfalt; 1060 Wien; Gumpendorferstraße157/11 
Telefon: NEUNEUNEUNEUI (0222) 568078 Konto: P.S.K. 7547212 
DVR Nr. 0558371 
Druck: Eigendruck 

nen. Der Platz dazu soll im 
TATblatt sein. 

Das TATb/att ist ein Pro­
jekt in Entwicklung. Nicht nur 
die Rechtschreibfehler und 
die gegen N'I"laufende Nu­
merierung deutf'n darauf hin. 
Welche aber Rechtschreib­
fehler, die Suche nach einem 
eigenen Schr.eibst" oder die 
Auseinandersetzung mit wi­
dersprüchlichen Meinungen 
nicht abschreckt, die können 
an der Entwicklung eines un­
abhängigen linken Zeitungs­
projekts mitarbeiten. 

Die TATbllfft-Kollektive: 
TATb/au-Wlen: 1080 Wien, 
G um pendorferstraB e 
157/11; Telefon: 
(0222) ,58 80 78; Plenum: je­
den Donnerstag um 19 Uhr 
TA Tblatt-Graz: Kontakt: 
8010 Graz; Kastel/feldgase 
34/18 
TATb/att-Unz: Kontakt: Info­
laden Unz; 4020 Unz; Pfarr­
gasse 34/18 
TA Tbllfft-Innabruck: Treffen 
jeden Mittwoch nach Er­
scheinen im Seminarraum 
des Politikwissenschaftsin­
stitutes'der Uni Innsbruck um 
'20 Uhr. 

Br!uJlllsdJJQ: für 10 Ausgaben oder 
S 190,- für 20 Ausgaben, soferne deine Postan­
schrift innerhalb Österreichs liegt. Außerhalb dieser 
Grenzen kostet ein 10-Nummern-Abo S 150,-, Zu: 
sätzlich gibt es die Möglichkeit, durch freiwillig erhöh­
te Abogebühren das TATblatt finanziell zu unterstüt­
zen. 

TATblatt-Abos beginnen an dem Zeitpunkt zu lau­
fen, zu dem die Abogebühren bei uns eingelangt sind 
(und zwar ausnahmslosl) Also: Wenn du abonnieren 
willst, so zahle möglichst rasch den beiliegenden 
Erlagschein ein. Falls keiner beiliegen sollte, so über­
weise das Geld auf P.SK 7547 212; Emplängerin 
"Unabhängige Initiative Informations vielfalt" eintra­
gen! Das Abo endet automatisch nach Auslieferung 
von 10 oder 20 Ausgaben, wenn es nicht rechtzeitig 
durch Neu-Einzahlung verlängert wird. . 

(Rathausstraße 18) 
",n,de,~oe!richtsstriar~e 20) .., Zeitungskiosk 

R. A. Keream (Kärntnertorpassage - beim U4-Abgang) • BH Zentralbuchhandlung 
(Stephansplatz) WIEN 2: • BH Rive Gauche (Taborstraße 11 b) WIEN 3: .Bauern/Bäue­

. rinrienhof-Produkte-Direktverkauf "Unser Laden" (Apostelgasse17) WIEN 6: • BH/Plat­
ten VKA (Stiegengasse 20) • Beisl KuKu (Linke Wienzeile 98) • Platten Why Not (Otto 
Bauer Gasse 16) WIEN 7: • Naturmarkt St Josef (Zollergasse 26) WIEN 8: EZA (,,3W" 
EZA (Lerchenfelderstraße 18-24) • Bio Makrokosmos (Strozzigasse 38) WIEN 9: • BH 
Buchwelt (Schwarzspanierstraße 15) GI BH Reisebuchladen (Kolingasse 6) .Autonome 
Selbsthilfe (Marktgasse 21 bis 23; Mo/DilDo 16-20; Mi 13-20) WIEN 10: • BH Schiebl 
(Laxenburgerstraße 48) .·Mieterlnnen-Interessensgemeinschaft (Antonsplatz 22; Mo&Mi 
15-18.30) WIEN 15: • Antiquariat W. Simon (/heringgasse 18; Da 15-20; Fr 15-18) WIEN 
16: • Beisl CI: Payergasse 14) _ Beisl BACH (Bach gasse 21) 
GRAl: • Friedenswerkstatt (Paulustorgasse 3) • Dradiwaberl-Antiquariat (Zinzendorfer- , 
gasse) • Bücherstube (Prokopigasse 16) 
LlNZ: • Alternativladen (ZOllamtsstraße 20) • BH Alex (Hauptplatz) 

"'NNSBRUCK: • Am Haven (/nnrain 157) • BH Parnaß (Speckbacherstraße 21) 
SCHWERTBERG: _ Kulturverein KANAL (Joseftal 21) 
SCHWAZ IN TIROl: • "Dritte Welt Laden" 

Änderungen vorbehalten! Stand Feber 1992 


